




ISRAEL 
ein 
Blick von 
innen 
heraus
Debattenbeiträge zu  
Politik, Wirtschaft,  
Gesellschaft & Kultur





Zur Einführung 5

I Akteure 
Gemeinsam anders – Die Gemeinsame Liste  9
und progressive Politik in Israel 
Hana Amoury, Yossi Bartal & Tsafrir Cohen 

Koach La-Ovdim - Eine Gewerkschaft von unten 17
Assaf Bondi 

II Besatzung 
Fragmentierte Westbank  27
RLS Israel / Informationsgrafiken

50 Jahre Besatzung – 50 Jahre Widerstand 37
RLS Israel

Lösungsmöglichkeiten aus heutiger Sicht 57
Tsafrir Cohen

III Brennpunkte
Nicht wirklich eine Start-up-Nation 69
Shlomo Swirski 

Profit auf dem Rücken von Arbeitsmigrant*innen –  77 
Die Methode der Ausbeutung 
Reut Michaeli

Das Gelobte Land, aber nicht für Asylsuchende 85
Haggai Matar 

IV Alternativen
The Kids want Communism 97
Joshua Simon 

Wem gehört das Geld über unseren Köpfen? 101
Sharon Rotbard

Partner vor Ort 106

Glossar 109

Impressum 112

Inhaltsverzeichnis





Zur Einführung

Mit dieser Veröffentlichung des Israel-Büros der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung soll eine interessierte deutschsprachige Öffent-
lichkeit die Gelegenheit bekommen, Innenansichten der Verhält-
nisse und der Kämpfe in Israel zu erhalten und lokale Akteure 
kennenzulernen.

In dieser Publikation finden Sie eine Auswahl von Texten von 
unserer 2016 neu konzipierten Webseite. Darin kommen vor 
allem die Stimmen von in Israel lebenden Menschen zu Wort. 
Sie ermöglichen den geneigten deutschsprachigen Leser*innen 
sozusagen von innen heraus einen Einblick in die Verfasstheit 
der israelischen Gesellschaft und in innerisraelische Diskur-
se: in ungerechte Verhältnisse und in erfolgreiche und weni-
ger erfolgreiche Kämpfe um eine bessere Welt. Natürlich sind 
wir als Rosa-Luxemburg-Stiftung bewusst parteiisch, doch es 
ist uns ein Anliegen, unterschiedliche Perspektiven aufzuzeigen. 
Folglich finden sich hier linksliberale und linksradikale, zionisti-
sche, postzionistische und nicht zionistische Standpunkte so-
wie gewerkschaftsnahe und akademische Stimmen nebenei-
nander. Die zur Sprache kommenden Positionen entsprechen 
deshalb nicht unbedingt denen der Rosa-Luxemburg-Stiftung, 
dafür können Sie auf diesen Seiten eine wachsende Zahl isra-
elischer Autor*innen kennenlernen, die die Pluralität des pro-
gressiven Israels widerspiegeln. Es sind zentrale und etablierte 
Figuren der israelischen Linken, junge Publizist*innen, angese-
hene Intellektuelle und Aktivist*innen. In unserem Bemühen um 
ein möglichst umfassendes Bild bitten wir unsere Autor*innen 
und Partner*innen, über eine möglichst breite Palette von The-
men zu reflektieren. Sie schreiben über Israels gesellschaftliche 
Verfasstheit, über Wirtschaftsfragen und Gewerkschaftsarbeit, 
über die ganz großen politischen Fragen und über die lokalen 
Kämpfe, über Alltagskultur und reflektierende Kunst, über Ge-
schichte und die Art, wie diese diskutiert wird. Sie berichten 
über diese Themen kompetent und umfassend, ohne auf einen 
eigenen Standpunkt zu verzichten.

Während die Webseite eine Fülle von Hintergrundartikeln zu 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft anbietet, haben wir uns hier 
bewusst für eine Auswahl von hochaktuellen Themen entschie-
den, die das progressive Israel besonders beschäftigen. Wir be-
ginnen unsere Reise mit zwei Akteuren, die sich vorgenommen 
haben, die Belange zweier marginalisierter Bevölkerungsgrup-
pen von den Rändern ins Bewusstsein der israelischen Gesell-
schaft zu rücken. Mit der neu gegründeten Gemeinsamen Liste 
spricht zum ersten Mal in der Geschichte Israels die palästinensi-
sche Minderheit in Israel mit einer geeinten Stimme. Sie stellt die 
drittgrößte Parlamentsfraktion und vertritt die Interessen der pa-
lästinensischen Staatsbürger*innen Israels, bietet darüber hin-
aus aber ausdrücklich auch politische Lösungen für die gesamte 
israelische Gesellschaft an. So tritt sie zum Beispiel für ein Ende 
der Besatzung der Palästinensergebiete und für mehr soziale Ge-
rechtigkeit ein. Derweil setzt sich die neue Basisgewerkschaft 
Koach La-Ovdim („Macht den Arbeitern“), die sich wohltuend 
von der mitunter sklerotischen Einheitsgewerkschaft Histadrut 
unterscheidet, für unorganisierte Arbeiter*innen ein und erzielt 
dabei beachtliche Erfolge.
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Die Besatzung der Palästinensergebiete durch Israel ist hinge-
gen ein Thema, womit sich die israelische Linke schon seit 50 
Jahren beschäftigt. Auch heute hat sie maßgeblichen Einfluss 
auf das Leben aller Palästinenser*innen und Israelis. Wer israeli-
sche Politik und Gesellschaft verstehen möchte, kann einer Aus-
einandersetzung mit der Besatzung nicht aus dem Weg gehen. 
Aus diesem Grund haben wir auf unserer Webseite ein Dossi-
er mit einer Vielzahl von Artikeln, Grafiken, Bildern und Land-
karten aufbereitet, das sich der Besatzung aus unterschiedli-
chen Perspektiven nähert. Für diese Publikation haben wir zwei 
Texte ausgewählt, die sich nicht mit der Geschichte der Besat-
zung befassen, sondern einen Beitrag, der sich der Vielfalt und 
Energie des 50-jährigen zivilen israelischen Widerstands ge-
gen die Besatzung widmet, und einen weiteren, der ausgehend 
von den Besatzungsrealitäten vor Ort die verschiedenen Akteu-
re im israelisch-palästinensischen Konflikt beschreibt sowie ihre 
jeweilige Position festhält und gegenwärtige Lösungsansätze 
nachzeichnet.

Gesellschaft und Politik in Israel sind nicht nur durch die lang 
anhaltende Kolonisierung der Palästinensergebiete geprägt. 
Drei Beiträge handeln von weltweit brisanten Themen: der neo-
liberalen Wirtschafts- und Sozialpolitik, der Ausbeutung von 
Arbeitsmigrant*innen und dem Umgang mit Geflüchteten. In 
der israelischen Gesellschaft, deren Mainstreamdiskurs national 
bis nationalistisch ausgerichtet ist und ständig um Sicherheits-
fragen kreist, fällt es progressiven Akteuren jedoch schwer, sol-
che Themen auf die Tagesordnung zu setzen.

Politische Auseinandersetzungen finden nicht nur auf der Stra-
ße oder in Parlamenten statt, sondern es geht auch um den stän-
digen Kampf um die Interpretationshoheit. Auch in Israel werden 
die bestehenden Verhältnisse in diesen Tagen wenig hinterfragt, 
viele halten sie für „alternativlos“. Doch auch in Israel gibt es 
hörenswerte Stimmen, die die hegemoniale Ordnung grund-
sätzlich infrage stellen. So finden Sie am Ende dieser Publikati-
on zwei Beiträge, die mitnichten davon ausgehen, dass wir alle 
in der „besten aller möglichen Welten“ leben. Der eine handelt 
von der Ausstellungsreihe „The Kids Want Communism“, die an-
lässlich des 99. Jubiläums der Oktoberrevolution (1917) in den 
kommunalen Museen der Stadt Bat Yam zu sehen war und im 
Herbst 2017 im Kunstraum Kreuzberg / Bethanien in Berlin in 
kondensierter Form gezeigt wird. In Israel, einem Land, das sich 
mittlerweile wie kaum ein anderes Industrieland dem Neolibera-
lismus verschrieben hat, wagt es die Ausstellung, sich mit künst-
lerischen Mitteln Kommunismus neu vorzustellen. Hierbei steht 

“Kommunismus” mehr als jedes andere Wort für die radikale Ab-
lehnung einer bestehenden Realität, in der Ausbeutung und Un-
gleichheit herrschen und gefeiert werden. Der letzte Beitrag han-
delt von der Luft als einer unterschätzten Ressource und einem 
Raum für endlose Erwartungen an etwas, das noch nicht ge-
macht und gebaut worden ist, das aber in Geld verwandelt wer-
den kann. Doch wem gehört diese Luft? Und: Wie können wir 
die Konzentration von Luft in den Händen weniger verhindern 
und den Mechanismen der Spekulation entgegenwirken, mit de-
nen Profiterwartungen geschürt werden?

Wer auf den Geschmack gekommen ist, ist herzlich einge-
laden, unsere Webseite www.rosalux.org.il zu besuchen. Dort 
behandeln wir viele Themen, die hier zu kurz kommen, seien 
es feministische Kämpfe oder Israel als Teil des Nahen Ostens. 
Dazu bieten wir weitere Formate wie Gesellschaftsreportagen 
oder feuilletonistische Beiträge. Die Webseite wird fortwährend 
aktualisiert und ist speziell für Leser*innen konzipiert, die keine 
Expert*innen sind. Dort finden Sie ebenfalls ein ausführliches 
Glossar, Quellenangaben und weiterführende Lektüreempfeh-
lungen, die diese Publikation ergänzen. Wir freuen uns übrigens 
auf Ihr Feedback, etwa über Facebook oder per E-Mail.

Schließlich möchten wir uns bei folgenden Personen bedan-
ken: Bei Ursula Wokoeck Wollin, die nicht nur aus dem Hebräi-
schen übersetzte, sondern die Texte mit Anmerkungen und Er-
klärungen für die deutschsprachigen Leser*innen ergänzt hat; 
bei Daniel Ziethen, der eine visuelle Sprache für unsere Websei-
te entwickelt hat und unsere Arbeit engagiert begleitet; bei un-
serem Berliner Berater Yossi Bartal; beim großartigen Fotogra-
fenkollektiv Activestills und für ihre tatkräftige Unterstützung bei 
Sophie Müller-Bahlke und Stephan Wolf-Schönburg.

Mit solidarischem Gruß,

Tsafrir Cohen und Tali Konas  
vom Israel-Büro der Rosa-Luxemburg-Stiftung
August 2017, Tel Aviv
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Parlamentswahl in Israel 2015: 
Die Gemeinsame Liste in der Wahlnacht,
Nazareth, 17. März 2015
Foto: Activestills



Gemeinsam anders –
Die Gemeinsame 
Liste und progressive 
Politik in Israel

Die neugegründete Gemeinsame 
Liste, eine parlamentarische 
Plattform, die sehr unterschiedliche 
politische Positionen – von 
sozialistischen bis zu liberalen 
und islamisch-konservativen – 
einschließt und deren Mitglieder 
unterschiedlichen ethnischen 
Gruppen angehören, ist ein 
spannendes politisches Projekt und 
nicht nur für die israelische Politik 
von Bedeutung, sondern potenziell 
auch für die gesamte Region.

Hana Amoury 
Yossi Bartal
Tsafrir Cohen



10

Alarmiert von Meinungsumfragen, die seinem konservativen 
Parteienbündnis Likud eine Niederlage prophezeiten, beschloss 
Premierminister Benjamin Netanjahu am 17. März 2015, dem 
Tag der Knesset-Wahlen, jüdische Wähler*innen mit antiarabi-
scher Rhetorik zu mobilisieren. Im Kontext einer massiven Mes-
saging-Kampagne warnte er am Wahltag auf seiner Facebook-
Seite: „Arabische Wähler gehen in Massen in die Wahllokale, 
linksorientierte Organisationen bringen sie in Bussen dorthin.“1

Damit wollte er bei der jüdischen Bevölkerungsmehrheit Angst 
vor der arabisch-palästinensischen Minderheit schüren. Mit Er-
folg: Viele bis dahin unentschlossene rechte Wähler*innen gin-
gen letztendlich doch an die Wahlurnen, und der Likud ging als 
eindeutiger Gewinner aus den Wahlen hervor.

Netanjahus Äußerungen sind Teil einer umfassenderen Kam-
pagne der Aufwiegelung und einer Reihe von Gesetzesinitia-
tiven, die darauf abzielen, die palästinensischen Bürger*innen 
Israels und ihre gewählten Vertreter*innen zu delegitimieren. 
Seit dem Jahr 2009 setzt die Regierung Netanjahu alles dar-
an, die politische Redefreiheit der Linken im Allgemeinen und 
der palästinensischen Israelis im Besonderen zu beschnei-
den. Es wurden mehrere Gesetze verabschiedet, die Aufru-
fe zum politischen Boykott oder zu Veranstaltungen zum Ge-
denken an die Nakba, die massenhafte Flucht und Vertreibung 
der Palästinenser*innen zwischen 1947 und 1949, unter Strafe 
stellen. Wiederholten Versuchen, ein direktes Verbot von ara-
bischen Parteien durchzusetzen, konnte nur durch den Obers-
ten Gerichtshof Einhalt geboten werden. Vor den letzten Wah-
len setzte die Regierung auf Initiative des rechtspopulistischen 
Politikers und damaligen Außenministers, Avigdor Lieberman, 
eine Anhebung der Zwei-Prozent-Hürde auf 3,25 Prozent der 
abgegebenen gültigen Stimmen durch, ganz offensichtlich, um 
den Einzug der drei überwiegend arabischen Listen in die Knes-
set zu verhindern.

Die meisten Parteien in Israel waren auf die Knesset-Wahlen 
im März 2015, die aufgrund einer Regierungskrise überstürzt an-
gesetzt worden waren, nicht vorbereitet. Die vier Parteien, die 
hauptsächlich palästinensisch-israelische Wähler*innen vertre-
ten, sahen sich mit der angehobenen Prozenthürde konfron-
tiert und hatten nur ein paar Wochen Zeit, um über ihre Zukunft 
zu entscheiden. Sie beschlossen, sich mit einer gemeinsamen 
Wahlliste an den Knesset-Wahlen zu beteiligen und sie dement-
sprechend Gemeinsame Liste zu nennen. An der Gemeinsamen 
Liste beteiligen sich die arabisch-jüdische sozialistische Cha-
dasch/al-Jabha (Demokratische Front für Frieden und Gleich-
heit), in der die Kommunistische Partei Israels eine führende Rol-
le spielt; die sozialdemokratisch gefärbte Balad/al-Tadschamu‘, 
die sich als demokratische progressive nationale Partei für die 
palästinensischen Bürger*innen Israels versteht; und die konser-
vative Vereinte Arabische Liste, die sich hauptsächlich aus zwei 
Komponenten zusammensetzt: zum einen der Islamischen Be-
wegung (südlicher Flügel) und zum anderen der liberalen Ta’al 
(Arabische Bewegung für Veränderung), die vor allem durch ih-
ren charismatischen Führer, Ahmad Tibi, bekannt ist und bereits 
in der Vergangenheit mit jeder der drei anderen Parteien zusam-
mengearbeitet hat.

Die Kontroverse über eine  
gemeinsame Wahlliste

Die Entscheidung dieser politisch so unterschiedlichen Parteien, 
sich zusammenzutun, schien angesichts der angehobenen Pro-
zenthürde unbedingt geboten. Zudem stand die Forderung nach 
einer gemeinsamen Wahlliste aller nicht zionistischen Parteien 
schon seit längerer Zeit im Raum; Meinungsumfragen hatten 
gezeigt, dass 85 Prozent der palästinensisch-israelischen Bevöl-
kerung eine solche gemeinsame Wahlliste befürworten. Einige 

Basisaktivist*innen hatten sogar öffentlich damit gedroht und 
sich entsprechend gegenüber Knesset-Abgeordneten geäußert, 
sie würden nicht zur Wahl gehen und nicht für sie stimmen, falls 
sie keine gemeinsame Wahlliste aufstellen würden.2 In dieser 
Forderung wurden sie auch von führenden Politikern in den be-
setzten palästinensischen Gebieten, wie zum Beispiel Mahmud 
Abbas, Präsident der Palästinensischen Autonomiebehörde, 
und Mustafa Barghouti, Vorsitzender der sozialdemokratischen 
al-Mubadara (Die [Palästinensische Nationale] Initiative), unter-
stützt sowie von führenden arabischen Intellektuellen, etwa dem 
Schriftsteller Elias Khoury, der die Gründung der Gemeinsamen 
Liste als etwas begrüßte, „das im Gegensatz steht zum Klima 
des Niedergangs in einer von Verwüstung und sektiererischen 
Kämpfen gebeutelten arabischen Welt“.3 Zudem sprachen der 
Verlauf vergangener Knesset-Abstimmungen und die Erfahrun-
gen bei der bisherigen parlamentarischen Zusammenarbeit der 
genannten Parteien für eine gemeinsame Wahlliste. Nicht nur 
in Bezug auf die Rechte der palästinensischen Minderheit, son-
dern auch auf soziale Gerechtigkeit und Bürgerrechtsfragen hat-
ten sie bei Abstimmungen fast immer an einem Strang gezo-
gen, oft zusammen mit der linksliberalen Meretz. Im Übrigen 
wurden und werden die Parteien der Gemeinsamen Liste von 
den jüdisch-israelischen Medien durchweg als Block der „arabi-
schen Parteien“ wahrgenommen, was vor allem die arabisch-jü-
dische Chadasch/al-Jabha irritiert und zugleich eine Sichtweise 
ist, in der sich eine historische Tatsache widerspiegelt: Seit der 
Staatsgründung war keine der unabhängigen arabischen Partei-
en jemals an einer Regierungskoalition beteiligt, nicht einmal in 
der von Yitzhak Rabin geführten links-gerichteten Regierung in 
den 1990er Jahren.

Trotz der Popularität der Forderung nach einer gemeinsamen 
Wahlliste gab es auch skeptische Stimmen in den beteiligten 
Parteien. Denn seit Jahrzehnten stehen sich Chadasch/al-Jabha, 
Balad/al-Tadschamu‘ und die Islamische Bewegung eher als po-
litische Gegner gegenüber. Ihre Rivalität ist bei Kommunalwah-
len am stärksten ausgeprägt, bei denen die Wahlbeteiligung 
in den arabischen Ortschaften sehr viel höher ist als bei Knes-
set-Wahlen. Im Gegensatz zu arabischen Knesset-Abgeordne-
ten, die sich stets in der Opposition wiederfinden, haben ara-
bische Kommunalpolitiker*innen mehr Möglichkeiten, Einfluss 
auf die Verteilung des Budgets und somit auf das alltägliche Le-
ben ihrer Wähler*innen zu nehmen. In den Kommunen streiten 
die Aktivist*innen der verschiedenen Parteien tagtäglich mitei-
nander. Die Idee einer gemeinsamen Liste brachte sie deshalb 
in eine missliche Lage, weil sie sie nicht nur zwang, ihre Dif-
ferenzen beizulegen, sondern auch ihren Stolz und ihren Ruf 
hintenanzustellen.

Die Spannungen zwischen der Islamischen Bewegung und 
den säkularen, progressiven Aktivist*innen von Chadasch/al-
Jabha und Balad/al-Tadschamu‘ stellten ein besonders heikles 
Problem dar. Denn die alltäglichen Auseinandersetzungen zwi-
schen ihnen betreffen viele Themen, etwa die Repräsentation 
von Frauen, die Sichtbarkeit einer säkularen bzw. „promiskui-
tiven“ Kultur, das Zusammentreffen von Männern und Frauen 
im öffentlichen Bereich, der Platz christlicher Praktiken in der 
Öffentlichkeit und die Rechte von LGBT. So fragte damals eine 
junge Aktivistin von Balad/al-Tadschamu‘: „Was haben wir mit 
diesen Leuten gemeinsam? Wie können wir auf derselben Lis-
te sein, wenn sie Frauen nicht an ihren Sitzungen teilnehmen 
lassen? Die Kluft zwischen uns und ihnen ist unüberbrückbar.“4

Aktive Mitglieder der betreffenden Parteien fürchteten auch, 
dass die Bildung einer gemeinsamen Liste als opportunistisch 
gedeutet werden und Wähler*innen abschrecken könnte. An-
dere lehnten die Idee einer gemeinsamen Liste ganz prinzipi-
ell ab; so erklärte ein Chadasch/al-Jabha-Parteigänger in einem 
Interview: „Wie bei allen anderen Bevölkerungen gibt es auch 
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innerhalb der palästinensischen in Israel interne Differenzen. Wir 
sind keine Herde. Menschen, die ein ganzes Leben lang versu-
chen, ihre Positionen in der internen Debatte ihrer Gesellschaft 
zu vertreten, empfanden die Gemeinsame Liste als einen Dolch-
stoß.“5 Insbesondere bei der Chadasch/al-Jabha wurden die Ein-
wände gegen die Gemeinsame Liste mit der Sorge um die Zu-
kunft der jüdisch-arabischen Partnerschaft erklärt, die einer der 
wichtigen Eckpfeiler ihres Parteiprogramms ist und die in einer 
überwiegend arabischen Liste in den Hintergrund rücken wür-
de. Während einige der führenden Persönlichkeiten bei der Cha-
dasch/al-Jabha dazu aufriefen, gegen eine Beteiligung an der 
Gemeinsamen Liste zu stimmen, sprach sich die überwältigen-
de Mehrheit der Parteibasis entschieden dafür aus.

Die Bildung der Gemeinsamen Liste:
ein Sieg für die Linke?

Die Verhandlungen über die Bildung der Gemeinsamen Lis-
te begannen, nachdem im Dezember 2014 die Wahlen ange-
setzt worden waren, und endeten kurz vor dem letzten Registrie-
rungstermin für die Wahllisten Ende Januar 2015. Unter diesem 
enormen Zeitdruck mussten die beteiligten Parteien in einem 
demokratischen Prozedere dem Zusammenschluss zu einer ge-
meinsamen Liste zustimmen, sich auf ein gemeinsames Pro-
gramm und auf die Reihenfolge der Kandidat*innen einigen so-
wie insbesondere darauf, welche Partei die Führungsperson der 
Liste ernennen würde. In Bezug auf die beiden letztgenannten 
wichtigen Fragen hatte die sozialistische Chadasch/al-Jabha, der 
es am schwersten gefallen war, sich an der Liste zu beteiligen, 
eindeutig die Oberhand.

Das Programm der Gemeinsamen Liste enthält selbstver-
ständlich die unumstrittenen Forderungen nach voller Gleich-
stellung der palästinensischen Israelis, nach dem Ende der seit 
1967 bestehenden Besatzung, nach Anhebung des Mindest-
lohns und der Überwindung jeglicher Form von Rassismus in 
der israelischen Gesellschaft. Es wurden aber auch Forderun-
gen aufgenommen, zu denen sich Mitglieder der Islamischen 
Bewegung nur schwer öffentlich bekennen konnten, so etwa 
die vollständige Gleichstellung von Frauen in allen Lebensberei-
chen, eine klare Ablehnung jeglicher religiös begründeten Aus-
einandersetzung und die Förderung des freien kulturellen und 
künstlerischen Ausdrucks. Als die größte der vier Parteien konn-
te Chadasch/al-Jabha ihren jungen und neu gewählten Vorsit-
zenden Ayman Odeh zum Führer der Liste machen. Die Auftei-
lung der Listenplätze (unter den ersten 15: Chadasch/al-Jabha 

– fünf; Balad/al-Tadschamu‘ – vier; Islamische Bewegung – vier; 
Ta’al – zwei) zeigt darüber hinaus, dass sich die säkulare Linke 
bei deren Gestaltung durchsetzen konnte, und schließlich unter-
streicht sie ihren nicht sektiererischen und feministischen Cha-
rakter durch die Heterogenität der Kandidat*innen (unter ihnen 
zwei Frauen, zwei Christ*innen, zwei Beduinen, ein Druse und 
ein Jude).

Die Wahlkampagne: zwischen Volksfront 
und nationaler Einheit

Die Bildung der Gemeinsamen Liste als Ad-hoc-Wahlliste ohne 
entsprechende eigene Strukturen stellte eine erhebliche He-
rausforderung dar. In den nur sieben kurzen Wochen, die bis 
zum Urnengang blieben, musste ein untereinander abgestimm-
ter, zweisprachiger Wahlkampf geführt werden. Da sich die 
bisher bestehenden Animositäten zwischen Mitgliedern der 
verschiedener Parteien nicht einfach in Luft auflösten, führ-
ten kleinere Differenzen, wie zum Beispiel über die Wahl ei-
ner Grafikers/einer Grafikerin oder eines Sprechers/einer Spre-
cherin oder sogar einer Druckerei, zu emotional aufgeladenen 

Auseinandersetzungen, die das Bild der Geschlossenheit in der 
Öffentlichkeit gefährdeten. Um dem entgegenzuwirken, nah-
men an Wahlversammlungen und den meisten öffentlichen Ver-
anstaltungen Vertreter*innen von mindestens zwei der zur Ge-
meinsamen Liste gehörenden Parteien teil. Zusätzlich sorgte 
eine lebhafte Kampagne in den sozialen Netzwerken dafür, den 
Zusammenhalt zu stärken. Hunderte von Freiwilligen konnten so 
mobilisiert werden und schlossen sich der Kampagne mit ihren 
eigenen kreativen Initiativen an.

Doch eine viel grundsätzlichere Differenz in Bezug auf den 
Charakter der gemeinsamen Wahlliste war es, die den Erfolg 
der Kampagne infrage stellte. Der eine Ansatz, vor allem von 
den Mitgliedern von Chadasch/al-Jabha propagiert, sah in der 
Gemeinsamen Liste eine breite antirassistische Front und such-
te die Zusammenarbeit mit den zionistischen Mitte-links-Par-
teien, um eine machtpolitische Alternative zur gefährlich nach 
rechts rückenden Netanjahu-Regierung aufzubauen. Die meis-
ten Mitglieder von Balad/al-Tadschamu‘ und der Islamischen Be-
wegung verstanden die Gemeinsame Liste als einen nützlichen 
Schritt zur Förderung palästinensischer Autonomie und nationa-
ler Identität in Israel und lehnten deshalb Verbindungen mit zio-
nistischen Mitte-links-Parteien strikt ab. Folgerichtig waren und 
sind sie auch nicht bereit, die – ohnehin wenig reale – Möglich-
keit eines zukünftigen Regierungsbeitritts auch nur in Betracht 
zu ziehen.

Der Vorsitzende der Gemeinsamen Liste, Chadasch/al-Jabha-
Mitglied Ayman Odeh, der früher in der jüdisch-israelischen Öf-
fentlichkeit vollkommen unbekannt war, verkörperte in seinen 
zahlreichen öffentlichen Auftritten klar die eher auf „Integrati-
on“ ausgerichtete Tendenz, wobei er sich oft auf Martin Luther 
King Jr. als Vorbild berief. Er brachte eine neue Terminologie in 
den öffentlichen Diskurs ein und inspirierte durch seinen enthu-
siastischen und positiven Ansatz viele jüdische und palästinen-
sische Israelis. In seinen zahlreichen Interviews bestand er auf 
der Forderung nach vollkommener Gleichstellung palästinensi-
scher Bürger*innen in Israel als Teil eines progressiven Diskur-
ses über Bürgerrechte sowie auf der Möglichkeit eines fried-
lichen Zusammenlebens. Odeh erwies sich bald als populäre 
Persönlichkeit und erhielt häufig Einladungen zu hebräischspra-
chigen TV- und Radio-Sendungen; er erhielt mehr Sendezeit als 
jeder andere palästinensisch-israelische politische Vertreter in 
der Geschichte Israels. Es gelang ihm auch, die Aufmerksam-
keit ausländischer Journalist*innen zu wecken, und internati-
onale Medien wiesen auf die unverkennbaren Ähnlichkeiten 
zwischen Odeh und dem Vorsitzenden der prokurdischen HDP 
(Halkların Demokratik Partisi = Demokratische Partei der Völ-
ker), Selahattin Demirtaş, im Hinblick auf Stil, Inhalte und Auf-
treten hin.

Ein Hauptpunkt in Odehs Reden und im hebräischsprachigen 
Teil der Kampagne war die Positionierung und Darstellung der 
Gemeinsamen Liste als Antwort auf den wachsenden Rassis-
mus in der israelischen Gesellschaft. In einer ikonisch geworde-
nen TV-Wahldebatte konfrontierte Odeh den Führer der religiö-
sen Schas-Partei, Arieh Deri, der seine Kampagne im Namen der 

„durchsichtigen“ (im Sinne von: nicht wahrgenommenen) Miz-
rachim, also der vor allem aus muslimisch geprägten Ländern 
Asiens und Afrikas stammenden jüdischen Israelis, führte, mit 
einem einzigartigen Vorschlag. Er bot ihm an, zum Wohl aller 

„durchsichtigen“ Bevölkerungsgruppen in Israel, einschließlich 
Araber*innen, Äthiopier*innen, Frauen und Arbeitsmigrant*innen, 
zusammenzuarbeiten und rief zu einer breiten Koalition der Un-
terdrückten auf. Damit positionierte Odeh die Gemeinsame Lis-
te als ein Forum, das gegen jede Art von Diskriminierung kämpft 
und nicht nur palästinensische Israelis repräsentiert.

Odehs Kurs rief jedoch Unbehagen unter palästinensi-
schen Aktivist*innen hervor, vor allem – aber nicht nur – unter 
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Mitgliedern von Balad/al-Tadschamu‘. Sein wenig konfrontati-
ves und eher freundliches Auftreten in öffentlichen Diskussio-
nen wurde von einigen als Schwäche gedeutet. Kritiker*innen 
wiesen darauf hin, dass „er auf Arabisch anders klingt als auf 
Hebräisch“, und dass „er will, dass die Juden ihn mögen, und 
so sagt er ihnen, was für sie leicht verdaulich ist, und nicht, was 
sie tatsächlich hören sollten“.6

Seine Tendenz, über die Diskriminierung von palästinensi-
schen Israelis und die Notwendigkeit, die Besatzung zu been-
den, auf pragmatische Art und Weise zu sprechen, ohne stän-
dig die Legitimität der zionistischen Ideologie infrage zu stellen, 
brachte ihm Popularität unter den israelischen Jüdinnen und Ju-
den ein, während es die radikaleren antizionistischen Mitglieder 
der Gemeinsamen Liste verprellte.

Um diese widersprüchlichen Ansätze zu überbrücken, wur-
de „Der Wille des Volks“ als Hauptslogan für den arabisch-
sprachigen Wahlkampf gewählt. Unter Betonung der zentra-
len Bedeutung einer starken Vertretung für die palästinensische 
Minderheit konzentrierte sich die Kampagne vor allem auf die 
Notwendigkeit, die Wahlbeteiligung zu erhöhen. In den letzten 
20 Jahren ist die Wahlbeteiligung unter den palästinensischen 
Israelis aus zahlreichen Gründen kontinuierlich zurückgegan-
gen: Apathie und Enttäuschung infolge der Ohnmacht der ara-
bischen Abgeordneten in der Knesset, Unmut über die inneren 
Streitereien unter den nicht zionistischen Parteien und der all-
gemein fehlende Glaube an Veränderungsmöglichkeiten in ei-
nem inhärent rassistischen System. Mehrere Gruppen unter den 
palästinensischen Israelis, wie der nördliche Flügel der Islami-
schen Bewegung und die links-nationalistische Abnaa‘ el-Balad, 
riefen sogar zum Wahlboykott auf. Um solchen Ressentiments 
entgegenzuwirken, betonte die Wahlkampagne die einmalige 
Chance, drittgrößte Fraktion im Parlament zu werden und da-
mit die extrem rechte Siedlerpartei HaBajit HaJehudi („Das jüdi-
sche Haus/Heim“) zu übertrumpfen. Der reichlich optimistische 
Wahlkampfslogan „Wir können 15 [Knesset-Sitze] erreichen“ 
griff diese Zuversicht auf, ein noch nie für die palästinensisch-is-
raelischen Wähler*innen in den Bereich des Möglichen gerück-
tes Ziel diesmal zu erreichen.

Die Wahlergebnisse: ein bedeutender Sieg – 
und die Rückkehr Netanjahus

Trotz der weitverbreiteten Ressentiments gegen die Likud-Par-
tei und ihre Sozialpolitik war Netanjahus extrem polarisierende 
Kampagne in den letzten Tagen des Wahlkampfs erfolgreich; es 
gelang ihm, seine Wählerbasis massiv zu mobilisieren, die all-
gemeine Wahlbeteiligung um fünf Prozent im Vergleich zu den 
vorherigen Wahlen zu steigern und seiner Partei ein Viertel der 
Sitze im Parlament zu sichern. Die Ergebnisse der anderen rech-
ten und religiösen Parteien gewährleisteten das Fortbestehen 
der Regierung Netanjahu und machten jede Möglichkeit einer 
Mitte-links-Koalition, die die Gemeinsame Liste eventuell unter-
stützt hätte, zunichte.

Angesichts solch bedrohlicher Entwicklungen fand das gute 
Ergebnis der Gemeinsamen Liste, obwohl es einen historischen 
Erfolg darstellt, relativ wenig Aufmerksamkeit. Es war ihr gelun-
gen, die Wahlbeteiligung der israelischen Palästinenser*innen 
von 57 auf beachtliche 64 Prozent zu erhöhen und 85 Prozent der 
Stimmen in den arabischen Ortschaften zu bekommen. (Bei den 
Wahlen im Jahr 2013 hatten die drei Listen zusammen 77 Pro-
zent der arabischen Stimmen erhalten.7) Die Zahl der jüdischen 
Wähler*innen, vor allem der Chadasch/al-Jabha, die schon 
bei früheren Wahlen lediglich eine hohe vierstellige bis niedri-
ge fünfstellige war, verringerte sich ein wenig, auch weil einige 
Chadasch/al-Jabha-Wähler*innen für Meretz stimmten, weil sie 
fürchteten, diese könnte an der Prozenthürde scheitern. Mit 13 

Knesset-Sitzen (von insgesamt 120), die die Gemeinsame Lis-
te schließlich erhielt, ist sie nun ein starker Akteur, wie es zuvor 
keine parlamentarische Vertretung der palästinensischen Israe-
lis jemals war.

Die drittgrößte Fraktion: ein game changer 
in der Knesset

Als zweitgrößte oppositionelle Fraktion spielt die Gemeinsame 
Liste eine entscheidende Rolle in der Oppositionsarbeit und hat 
in beispielloser Weise politischen Einfluss gewonnen. Aufgrund 
ihrer Größe wurde der Gemeinsame Liste die Leitung des Knes-
set-Ausschusses zur Förderung von Frauen und der Gleichstel-
lung der Geschlechter übertragen, zu dessen Vorsitzende Aida 
Touma-Suleiman, feministische Aktivistin und Mitglied der KPI, 
ernannt wurde. Damit erlangte zum ersten Mal in der Geschichte 
Israels ein/e Palästinenser*in die Kontrolle über einen ständigen 
Knesset-Ausschuss mit tatsächlichen Gesetzgebungsbefugnis-
sen. Dies ist umso bemerkenswerter im Zusammenhang mit den 
Schwierigkeiten, die palästinensische Frauen haben, überhaupt 
in wichtige politische Funktionen gewählt zu werden. Als Vor-
sitzende des Knesset-Ausschusses konnte Touma-Suleiman fe-
ministische Kämpfe von einer intersektionalen Position aus prä-
sentieren und Themen auf den Tisch bringen, die nie zuvor im 
Ausschuss behandelt worden waren, weil vorherige Vorsitzende 
sie für irrelevant gehalten hatten. Darunter waren zum Beispiel 
die Auswirkungen von Häuserabrissen auf Frauen und Kinder, 
die Trennung zwischen palästinensischen und jüdischen Frau-
en in Entbindungsstationen sowie sexuelle Gewalt seitens der 
Polizei. Dass sie in der Lage war, legislative Aufmerksamkeit auf 

„allgemeine“ Frauenfragen zu richten und dabei die spezifischen 
Anliegen von Palästinenser*innen, von Frauen der Arbeiterklas-
se und von LGBT einzuschließen, zeugt von dem großen Poten-
zial der Gemeinsamen Liste, Israels herrschender Segregations-
politik wirksam entgegenzutreten.

Eine weitere positive Auswirkung der Gemeinsamen Liste be-
trifft eine Einstellungsänderung jüdischer Knesset-Abgeordneter 
gegenüber ihren Kolleg*innen. Die Liste kooperiert in bestimm-
ten Fragen von gemeinsamem Interesse mit anderen Fraktionen, 
und ihr Beitrag hat in verschiedenen Zusammenhängen durch-
aus Gewicht. „Zum ersten Mal überhaupt werden wir gefragt, 
was wir von ihren Vorschlägen und Ideen halten“, bemerkte die 
Balad/al-Tadschamu‘-Abgeordnete Haneen Soabi. Die erhöhte 
Wahrnehmung in der Knesset hat auch zu mehr Aufmerksam-
keit in den Medien geführt und zu einer Zunahme von Aktivitä-
ten auf internationaler Ebene, mehr Einladungen, im Ausland zu 
sprechen, und häufigere Treffen mit Diplomat*innen und auslän-
dischen Politiker*innen, die Israel besuchen.

Doch der wahrscheinlich größte Erfolg, der der Gemeinsamen 
Liste zugeschrieben wird, lag in der Zustimmung der Regierung 
zu einem Finanzplan mit einer Laufzeit von fünf Jahren, der da-
rauf abzielt, die Kluft zwischen palästinensischen und jüdischen 
Bürger*innen dadurch zu verringern, dass rund 15 Milliarden 
Schekel (ca. 3,5 Milliarden Euro) in Projekte in arabischen Kom-
munen fließen sollen. Der Plan, der beim Finanzministerium auf-
grund negativer OECD-Berichte über die systematische Diskri-
minierung von nichtjüdischen Bürger*innen Unterstützung fand, 
wurde schließlich Ende 2015 trotz massiver Einwände einiger 
Regierungsmitglieder verabschiedet. Die Annahme des Ent-
wurfs wird weithin dem Einfluss der intensiven Arbeit von Mit-
gliedern der Gemeinsamen Liste, des Komitees der arabischen 
Bürgermeister*innen und von einigen linken Nichtregierungsor-
ganisationen zugeschrieben. Die parlamentarische Stärke der 
Gemeinsamen Liste ermöglicht es ihr auch, die Umsetzung des 
Plans, die mehrere extremrechte Minister eventuell zu untergra-
ben suchen, kritisch zu begleiten.
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Die Tatsache, dass es die Gemeinsame Liste gibt, hat auch au-
ßerhalb der Knesset positive Auswirkungen. Die Abnahme der 
Spannungen zwischen den politischen Gruppierungen ermög-
licht die Zusammenarbeit im Kampf gegen Waffengewalt und 
insbesondere gegen Gewalt gegenüber Frauen, ein großes Pro-
blem, unter dem die palästinensische Gesellschaft in Israel leidet. 
Nachdem die Organisatorin des ersten Frauen-Marathons in der 
arabischen Stadt Tira Morddrohungen von fundamentalistischen 
Islamisten erhalten hatte und auf ihr Auto geschossen worden 
war, konnte umgehend ein Solidaritätsbesuch von Mitgliedern al-
ler an der Gemeinsamen Liste beteiligten Parteien, einschließlich 
der Islamischen Bewegung, organisiert werden. Die Existenz der 
Gemeinsamen Liste ebnete auch den Weg für ihre progressive-
ren Mitglieder, mit konservativen Kreisen direkten Kontakt aufzu-
nehmen und ins Gespräch zu kommen. Dazu äußerte sich auch 
Aida Touma-Suleiman, als sie einmal öffentlich zu den negativen 
Auswirkungen der Zusammenarbeit mit Islamisten befragt wur-
de. Sie sagte, dass ihr als feministischer Kommunistin die Zu-
sammenarbeit mit der Islamischen Bewegung zum ersten Mal 
ermögliche, mit Beduinenfrauen zusammenzusitzen und ihnen 
zuzuhören; was vorher in den sehr religiösen Bevölkerungskrei-
sen des Negevs unvorstellbar gewesen sei. Die scharfe Reak-
tion von Chadasch/al-Jabha- und Balad/al-Tadschamu‘-Mitglie-
dern auf die Veröffentlichung eines hetzerischen, homophoben 
Artikels des nördlichen Flügels der Islamischen Bewegung (der 
nicht Teil der Gemeinsamen Liste ist) ein paar Wochen nach der 
Wahl hat darüber hinaus gezeigt, dass eine gemeinsame Liste 
mit konservativeren Elementen nicht die progressiveren Teile der 
Liste daran hindert, öffentlich Kritik zu äußern.

Auch unter den jüdischen Anhänger*innen regte die Gemein-
same Liste eine parteipolitisch übergreifende Zusammenarbeit 
an, insbesondere die Gründung einer neuen Mizrachi-Gruppe: 

„Die Mizrachi-Palästinensische Partnerschaft“. Diese Gruppe pro-
gressiver Mizrachi-Aktivist*innen und -Intellektueller hat sich der 
Gemeinsamen Liste angeschlossen, um den Kampf gegen die 
kulturelle und wirtschaftliche Diskriminierung der aus Asien und 
Afrika stammenden jüdischen Bürger*innen mit dem palästinen-
sischen Kampf für gleiche Rechte zu verbinden. So heißt es in 
ihrem Manifest: „Die Gründung der Gemeinsamen Liste ist eine 
Einladung an alle, gemeinsam eine offene und inklusive Heimat 
im Nahen Osten zu ersinnen, die auf dem gemeinsamen Be-
streben basiert, für eine gerechtere Gesellschaft einzutreten. An-
gesichts einer entmutigenden Realität von Belagerungszustand, 
Krieg, Rassismus und Unterdrückung, rufen wir zur Bildung ei-
nes Bündnisses zwischen all jenen auf, die die neoliberale Ge-
sellschaftsordnung und die antidemokratischen Kräfte bekämp-
fen wollen.“8

Zusammenhalt bewahren in Zeiten  
des Aufruhrs

An der jüngsten Welle der Gewalt in den besetzten palästinen-
sischen Gebieten, die auch nach Israel selber überschwappte, 
waren auch junge palästinensische Bürger*innen Israels betei-
ligt. Zwar handelte es sich um relativ wenige Fälle,9 doch ha-
ben sich in diesem Zusammenhang die arabisch-jüdischen Be-
ziehungen in Israel weiter verschlechtert bis hin zu mehrfachen 
Mob-Angriffen auf Menschen, die für palästinensisch gehal-
ten wurden. In sozialen Netzwerken und in von Regierungskrei-
sen unterstützten öffentlichen Kampagnen wurden Menschen-
rechtsorganisationen, linke Aktivist*innen sowie Mitglieder der 
Gemeinsamen Liste und von Meretz als Gefahr für die Sicher-
heit Israels dargestellt. Unterdessen rückte die Führung der Ar-
beitspartei nach rechts, stellt ihr Engagement für eine Zweistaa-
tenlösung hintan und fordert härtere Repressionen gegen die 
Palästinenser*innen.

Die Eskalation der Gewalt und die brutale Reaktion der isra-
elischen Armee, einschließlich der Weigerung, die Leichen ge-
töteter Angreifer ihren Familien zu übergeben, lösten heftige öf-
fentliche Diskussionen aus. Insbesondere auf die Mitglieder der 
Gemeinsamen Liste richtete sich dabei der geballte rechtspo-
pulistische Zorn. Trotz ihrer eindeutigen Ablehnung von Gewalt 
wurden die Mitglieder der Gemeinsamen Liste öffentlich des 
Verrats und der Unterstützung des palästinensischen Terroris-
mus beschuldigt, als sie sich gegen unverhältnismäßige Gewalt-
anwendung vonseiten des Staates aussprachen. Ein Treffen von 
Balad/al-Tadschamu‘-Mitgliedern mit Familien von getöteten pa-
lästinensischen Angreifern, um die Rückgabe der Leichen ihrer 
Kinder für die Beerdigung zu koordinieren, veranlasste Netanja-
hu persönlich, ihren sofortigen Ausschluss aus der Knesset zu 
fordern. Umgehend wurde ein neues Gesetz ins Gespräch ge-
bracht und einige Monate danach verabschiedet, das es einer 
parlamentarischen Mehrheit von 90 Knesset-Mitgliedern ermög-
licht, Abgeordnete für die gesamte Legislaturperiode aus der 
Knesset auszuschließen. Die vor Kurzem gefällte Regierungs-
entscheidung, den nördlichen Flügel der Islamischen Bewegung 
entgegen dem Rat des Allgemeinen Sicherheitsdiensts zu ver-
bieten, hat die Gemeinsame Liste weiter unter Druck gesetzt 
und in ihren Reihen die Befürchtung ausgelöst, als nächste von 
einem Verbot betroffen zu sein. Angesichts der bösartigen An-
griffe, darunter auch Gewaltdrohungen gegen Abgeordnete in 
der Knesset,10 hat die Gemeinsame Liste bisher ihre Entschlos-
senheit und Einheit unter Beweis gestellt. So verteidigte Ayman 
Odeh die Balad/al-Tadschamu‘-Mitglieder rückhaltlos und droh-
te mit dem Rücktritt der gesamten Liste, falls auch nur einer ih-
rer Abgeordneten aus dem Parlament ausgeschlossen werde.

Schlussbemerkungen

Entgegen vielen kritischen Prognosen, die das Auseinanderbre-
chen der Gemeinsamen Liste unmittelbar nach den Wahlen pro-
phezeiten, stellt sie heute eine erfolgreiche Plattform linker Politik 
dar, dem erhöhten politischen Druck von rechts und der allge-
meinen Atmosphäre der Gewalt in Israel – und in den besetzten 
Palästinensergebieten – zum Trotz. Vor allem angesichts des ent-
täuschenden Wahlergebnisses von Meretz (fünf Sitze) und der 
fortgesetzten Rechtsverschiebung der Arbeitspartei wurde die 
Gemeinsame Liste zur führenden antirassistischen Kraft für so-
ziale Gerechtigkeit und Frieden in der israelischen Politik.

Die berechtigten Bedenken der säkularen und linken 
Aktivist*innen, dass ein Bündnis mit der Islamischen Bewegung 
oder mit den nationalistischen Mitgliedern von Balad/al-Tadsch-
amu‘ den progressiveren Elementen der Gemeinsamen Liste 
schaden könnte, haben sich nicht bestätigt. Im Gegenteil: Die 
Gemeinsame Liste kann durchaus als ein sehr produktives Un-
terfangen der arabisch-jüdischen Linken bewertet werden, das 
die politische Agenda für die gesamte palästinensisch-israeli-
sche Bevölkerung prägt und soziale Veränderungen aus einer 
Position der Stärke anstrebt, wie sie ohne die Konsolidierung 
durch die Wahlliste undenkbar wäre. Darüber hinaus könnte der 
Dialog zwischen den beteiligten Linken und der Islamischen Be-
wegung, die ihre öffentlichen Positionen in Bezug auf Frauen-
rechte und interreligiöse Zusammenarbeit im Laufe des letzten 
Jahres zum Positiven modifiziert hat, eine Möglichkeit für pro-
duktives Engagement mit verschiedenen islamischen Gruppen 
in der Region aufzeigen.

Eine der ermutigenden Auswirkungen der Gemeinsamen Lis-
te ist die hoffnungsvolle Botschaft, die von ihr insbesondere für 
Palästinenser*innen insgesamt und darüber hinaus für die ara-
bische Welt ausgeht. Die zehnjährige, oft mit Gewalt verbun-
dene Spaltung zwischen Hamas und Fatah in den besetzten 
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palästinensischen Gebieten mit ihren verheerenden Folgen für 
den Kampf um die nationale Unabhängigkeit ist ein Desaster für 
die innerpalästinensische Politik. Die Partnerschaft von religiö-
sen und säkularen Kräften – muslimische, christliche, drusische 
und jüdische Menschen –, die alle am selben politischen Projekt 
beteiligt sind, verkörpert die reale Möglichkeit, Konflikte demo-
kratisch und partnerschaftlich zu lösen und eine gemeinsame 
Strategie für das Gemeinwohl zu entwickeln. Diese Botschaft 
gewinnt an Relevanz angesichts der Zunahme sektiererischer 
Gewalt in der ganzen arabischen Welt, die durch die Kriege in 
Syrien und Jemen weiter angefacht wird. Die Gemeinsame Lis-
te gehört – neben der HDP in der Türkei, deren politisches Pro-
gramm viele Ähnlichkeiten aufweist – zu den wenigen progressi-
ven politischen Strukturen im Nahen Osten, die in letzter Zeit an 
Dynamik gewonnen haben, und konnte bereits mehr als erwar-
tet erreichen. Somit ist das weitere Bestehen der Gemeinsamen 
Liste von größter Bedeutung, nicht nur für Israel-Palästina, son-
dern für alle emanzipatorischen Projekte in der Region.

Trotzdem gibt es noch viele Schwierigkeiten, die die Gemein-
same Liste daran hindern, ihr volles Potenzial auszuschöpfen: 
Das Fehlen gemeinsamer Strukturen der Parteien, die der Ge-
meinsamen Liste angehören, und der Mangel an täglicher Koor-
dination zwischen ihnen haben bereits zu Peinlichkeiten in den 
Medien geführt und bestehende Konflikte verschärft. Mehr noch, 
dieses Manko behindert die Entwicklung einer Langzeitstrate-
gie zur Erreichung realistischer politischer Ziele im Parlament. 
Und schließlich leidet darunter auch die moralische Autorität, 
die der Gemeinsamen Liste als einziger demokratisch gewählter 
Vertretung des palästinensischen Volkes zukommt (in den be-
setzten Palästinensergebieten haben seit Jahren keine Wahlen 
mehr stattgefunden) und die sie dazu nutzen könnte, zur natio-
nalen Aussöhnung in den besetzten palästinensischen Gebieten 
beizutragen oder eine größere Rolle bei der Beendigung der is-
raelischen Besatzung zu spielen.

Die größte Gefahr für das Fortbestehen der Gemeinsamen 
Liste geht allerdings von den anhaltenden Versuchen der ext-
remen Rechten aus, Mitglieder der Gemeinsamen Liste aus der 

Knesset auszuschließen. Die Kampagne zur Delegitimierung der 
Linken und der palästinensischen Minderheit, die sowohl mit ju-
ristischen als auch medialen Mitteln geführt wird, sowie die wie-
derholten und vielfältigen Vorstöße der Regierung, die Rechts-
staatlichkeit in ihren Fundamenten zu erschüttern, stellen eine 
echte Gefahr für alle demokratischen Kräfte in Israel dar. Der 
Aufstieg von noch gewalttätigeren und fanatischeren rechten 
Gruppen in der israelischen Gesellschaft und die Zunahme ihres 
Einflusses auf staatliche Organe haben eine wachsende Zahl is-
raelischer Jüdinnen und Juden zu der Forderung inspiriert, nicht 
jüdischen Staatsbürger*innen das Wahlrecht zu entziehen, was 
insbesondere die Mitglieder der Gemeinsamen Liste in eine pre-
käre Lage bringt.

In der aktuellen, hoch bedrohlichen Situation plädieren die 
Mitglieder der Gemeinsamen Liste dafür, den Kampf für gleiche 
Rechte und soziale Gerechtigkeit in Israel als mit dem palästinen-
sischen Kampf für Unabhängigkeit zutiefst verbunden wahrzu-
nehmen. Das bedeutet, dass in ihren Augen die gegenwärtige 
Welle der Unterdrückung, die sich gegen die Linke und die pa-
lästinensische Minderheit in Israel richtet, aufs Engste mit der In-
tensivierung der Gewaltanwendung seitens der Armee und der 
Siedler*innen in den besetzen Gebieten verflochten ist.

Angesichts der Zugewinne der demokratiefeindlichen Rech-
ten in Israel, die von Netanjahu selbst angeführt wird, ist interna-
tionale Solidarität mehr denn je notwendig. Eine Intensivierung 
der öffentlichen Kontakte mit der Gemeinsamen Liste ist in die-
ser Situation ein Gebot der Stunde.

Übersetzt von Ursula Wokoeck Wollin

Anmerkungen

Hana Amoury ist Projektmanagerin im Israel-Büro
der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Tel Aviv.

Yossi Bartal ist ein in Berlin lebender Aktivist und Autor. 

Tsafrir Cohen leitet das Israel-Büro der Rosa-
Luxemburg-Stiftung in Tel Aviv.
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Ayman Odeh, Vorsitzender der Gemeinsamen Lis-
te, bei einer Wahlparty in Jaffa am 14.März 2015. 
Foto: Activestills

Mitglieder der Gemeinsamen Liste in einer  
Demonstration gegen die Besatzung, Tel Aviv,  
 28.Mai.2016. Foto: Activestills



Demonstration von Lehrer*innen,
Tel Aviv, 2011. Foto: Activestills



Koach La-Ovdim – 
Eine Gewerkschaft 
von unten 

Die neue Basisgewerkschaft Koach 
La-Ovdim („Macht den Arbeitern“) 
setzt sich für unorganisierte 
Arbeiter*innen ein und erzielt 
beachtliche Erfolge.

Assaf Bondi



Der Aufstand der Putzfrauen von Beerschewa

Am 22. Mai 2011 ereignete sich an der Ben-Gurion-Universität 
im Negev eine wahre Revolution. Zum ersten Mal organisierten 
sich von Auftragsfirmen1 beschäftigte Reinigungskräfte inner-
halb der Gewerkschaft Koach La-Ovdim – Irgun Ovdim Demo-
krati (Macht den Arbeitern – Demokratische Arbeiterorganisati-
on), und ihr „Betriebsrat“2 organisierte den ersten Generalstreik, 
nachdem lange Kollektivverhandlungen ergebnislos geblieben 
waren. Unter der Führung von sieben älteren Putzfrauen, die 
aus Russland, Marokko, Georgien und dem Kaukasus nach Is-
rael eingewandert und für ihre Arbeit auf dem Universitätsge-
lände von sekundären Auftragsfirmen angestellt sind, gelang es 
dem „Betriebsrat“, auch viele Student*innen und Dozent*innen 
für ihre zahlreichen lautstarken Aufklärungs- und Protestaktio-
nen zu mobilisieren. Die Streikenden verlangten von der Univer-
sitätsleitung, die bestehende ausbeuterische Praxis der Anstel-
lung über Auftragsfirmen zu beenden und die Putzfrauen, die 
meist seit Jahrzehnten auf dem Campus der Universität arbeiten, 
direkt einzustellen und ihre Gehälter zu erhöhen.

Bereits nach dem ersten Streiktag, an dem alle Einrichtun-
gen und Gebäude der Universität ungereinigt blieben, erziel-
te der „Betriebsrat“ einen ersten Sieg: Die privaten Auftrags-
firmen, bei denen die Putzfrauen angestellt sind, schlossen mit 
dem „Betriebsrat“ einen speziellen Kollektivvertrag3 ab – ein Prä-
zedenzfall in der israelischen Geschichte. Die Medien widmeten 
den Putzfrauen und ihrem „Betriebsrat“ an der Negev-Univer-
sität große Aufmerksamkeit. Sie waren Thema in den Haupt-
nachrichtensendungen aller Fernsehkanäle, gaben Interviews 
im Rundfunk, und in den Tageszeitungen und deren Wochen-
endbeilagen erschienen längere Reportagen und Berichte über 
ihren erfolgreichen Arbeitskampf. Die 200 Putzfrauen der Uni-
versität, so hieß es, hätten mit ihrer Skandalisierung der aus-
beuterischen Anstellungspraxis über Auftragsfirmen (die heute 
in ganz Israel sehr weit verbreitet ist) und ihrem Widerstand da-
gegen ein wahres Erdbeben ausgelöst.

Die gewerkschaftliche Organisierung von Reinigungspersonal 
auf Betriebsebene – eine der ersten Abteilungen von Koach La-
Ovdim – ist ein gutes Beispiel, um die Geschichte der organi-
sierten Arbeiter*innen in Israel zu untersuchen und insbesonde-
re die faszinierenden Veränderungen der letzten Jahre und das 
Wiederaufleben des Themas im öffentlichen Diskurs. Im Folgen-
den wird zunächst auf den politischen Kontext der Geschichte 
der organisierten Arbeiterschaft in Israel eingegangen und dann 
auf die Entwicklungen, die den dramatischen Veränderungen in 
den letzten Jahren zugrunde liegen. Vor allem werden die Ursa-
chen – sowohl im öffentlichen Diskurs als auch am Arbeitsplatz 

– für die erneute Zunahme gewerkschaftlicher Organisierung un-
tersucht sowie die wesentlichen politischen Veränderungen, die 
dieses Phänomen begleiten.

Gewerkschaftliche Organisierung in Israel: 
die historisch bedingte Vormachtstellung 
der Histadrut

Israel ist ein Land, dessen politische Grundlagen während der 
ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts von einer kleinen Grup-
pe von Juden und Jüdinnen gelegt wurden, die angesichts der 
Ausgrenzung und des Antisemitismus die nationale Befreiung 
durch „Sammlung aller im Exil Verstreuten“ anstrebten. Die 
größte und bedeutendste Arbeiterorganisation, die Histadrut 
(die „Allgemeine Organisation der Arbeiter im Land Israel [Pa-
lästina]“) schuf die politischen, wirtschaftlichen und organisa-
torischen Grundlagen für die Errichtung des Staats. Sie wurde 
1920 mit Unterstützung der Zionistischen Organisation von Ju-
den und Jüdinnen gegründet, die sowohl vom Zionismus als 

auch von der Arbeiterbewegung in Osteuropa und den revoluti-
onären Entwicklungen in Russland beeinflusst waren. Die meis-
ten waren aus Osteuropa nach Palästina gekommen, um hier ei-
nen sozialistischen jüdischen Staat zu errichten.

Da sich die Histadrut als zionistische Organisation verstand, 
blieben ihre gewerkschaftlichen Ziele und sozialistischen Werte 
stets dem nationalen Projekt untergeordnet. Die Histadrut wurde 
als private quasi-staatliche Organisation gegründet, die den jüdi-
schen Bewohner*innen Palästinas als politischer Rahmen diente 
(durch ihre direkte persönliche Mitgliedschaft in der Organisati-
on und durch die parteipolitische Identität der Leitung) und ih-
nen medizinische Versorgung (durch die „Allgemeine Kranken-
kasse“) ebenso zur Verfügung stellte wie Bildungseinrichtungen, 
Dienste im Finanzsektor (durch die Bank Hapoalim4) und auch 
im Sicherheitsbereich. Parallel dazu diente die Histadrut der ge-
werkschaftlichen Organisierung der Arbeiterschaft nach Berufen 
und in den Fabriken und entwickelte sich mit ihren zahlreichen 
eigenen Betrieben und Unternehmen (Chevrat HaOvdim5) selbst 
zum wichtigen Arbeitgeber.

Als Organisation, die sich primär für die Verwirklichung des zi-
onistischen Projekts einsetzte, suchte die Histadrut ausschließ-
lich für Juden und Jüdinnen Vollbeschäftigung zu garantieren 
und den Aufbau einer autonomen jüdischen nationalen Wirt-
schaft voranzutreiben. Der skizzierte politische Kontext der Grün-
dung der Histadrut und ihrer zentralen Rolle beim Staatsaufbau 
sind wichtig, um ihre Entwicklung in ein Herrschaftsinstrument 
zu verstehen, das Arbeiter*innen kontrolliert und ihre Forderun-
gen in Grenzen hält, anstatt ihre sozialen und ökonomischen In-
teressen zu vertreten.

Die Herrschaftsstruktur der Histadrut war die eines Staats und 
gründete sich – ähnlich wie bei der Staatsbürgerschaft – auf 
einer direkten Mitgliedschaft (als Voraussetzung für die Bereit-
stellung sozialer Dienste und von Arbeitsplätzen) und einer par-
teipolitischen Führung, die alle vier Jahre gewählt wurde und 
den gesamten Apparat der Histadrut und ihre Institutionen ein-
schließlich ihrer Wirtschaftsunternehmen kontrollierte.

Diese durch politische Parteien geprägten Strukturen der 
Histadrut sind bis heute durch einen Mangel an interner Demo-
kratie im Verhältnis zwischen gewählten und ernannten Funk-
tionären gekennzeichnet, insbesondere in Bezug auf ihre Ver-
pflichtung gegenüber den Gruppen von Arbeiter*innen, die in 
der Histadrut organisiert sind. Wahlen zu den führenden Orga-
nen werden relativ selten abgehalten. Die gewählten Funktio-
näre können ihre Vorgesetzten nicht absetzen. Die Wahlen zu 
den Arbeiterräten finden stets auf lokaler Grundlage statt, das 
heißt nach Wohnort und nicht nach Arbeitsplatz. Die örtlichen 
Arbeiterräte unterzeichnen die Tarifverträge mit Arbeitgebern 
in ihrem Wohngebiet, das heißt, sie tun dies im Namen von 
Arbeiter*innen, die sie nicht unbedingt gewählt haben. Dies ver-
weist auf erhebliche Demokratiedefizite bei der Histadrut. Damit 
wird eine wirkliche Einflussnahme der einfachen Arbeiter*innen 
auf die Organisation und deren Orientierung verhindert.

Im Zuge der fundamentalen politischen Veränderungen nach 
der Gründung Israels am 14. Mai 1948 begann die Histadrut 
schrittweise wichtige staatliche Aufgaben an die sich aus ih-
ren Strukturen herausgebildeten Institutionen des neuen Staa-
tes abzugeben. So überließ sie dem Staat die Verteidigung, was 
zum Aufbau der israelischen Armee im Jahr 1948 führte. Die Bil-
dungseinrichtungen der Histadrut wurden 1953 ins staatliche 
Bildungssystem integriert und 1959 übernahm eine staatliche 
Behörde die Arbeitsvermittlung. Trotz der weitgehenden Ver-
staatlichung von sozialen und wirtschaftlichen Funktionen war 
der Staat nach seiner Gründung nicht autonom. In der Regie-
rungspartei Mapai (Arbeiterpartei in dem Land Israel), die auch 
die Histadrut kontrollierte, gab es Strömungen und Personen, 
die daran interessiert waren, die soziale und wirtschaftlichen 
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Rolle der Histadrut aufrechtzuerhalten und damit auch ihre Au-
torität und Macht im Land.

Somit blieben zentrale wirtschaftliche und soziale Funktionen 
über Jahrzehnte in den Händen der Histadrut, zum Beispiel die 
Chevrat Ovdim, Einzelhandels- und Lebensmittelketten, die ge-
nossenschaftlich organisierten öffentlichen Verkehrsbetriebe 
(Egged und Dan), die Gesundheitsversorgung (die „Allgemei-
ne Krankenkasse“), die Pensionsfonds und viele andere Institu-
tionen. Ihre Kontrolle der öffentlichen Dienstleistungen erlaubte 
es der Histadrut, ihre beachtliche sozioökonomische Macht zu 
erhalten. Ihre Monopolstellung im Gesundheitswesen und der 
Pensionsfonds stellten sicher, dass bis zu Beginn der 1990er Jah-
re etwa 80 Prozent der israelischen Bevölkerung Mitglied in der 
Histadrut waren. Mit Chevrat Ovdim herrschte die Histadrut über 
ein riesiges Wirtschaftsimperium und als zweitgrößter Arbeitge-
ber in Israel hatte sie auch Einfluss auf die Arbeitsbeziehungen 
in der Privatwirtschaft. Über ihre Bildungs- und Kultureinrichtun-
gen beeinflusste sie den öffentlichen Diskurs im Land über vie-
le Jahre hinweg.

Da Staat und Histadrut durch dieselbe Partei beherrscht wur-
den und die Histadrut zudem als wichtiger Arbeitgeber fungier-
te, entstand ein System institutioneller und Abhängigkeiten 
zwischen Staat, Histadrut und privaten Arbeitgebern, was die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Macht der Histadrut weiter 
stärkte. Das Resultat davon war, dass die Histadrut nicht mit der 
vor 1948 ausgeübten und institutionalisierten Rolle als Kontroll-
instanz der Arbeiter*innen brach, sondern auch nach der Staats-
gründung klassische Gewerkschaftsaufgaben wie die Stärkung 
und Durchsetzung von Arbeitnehmerrechten vernachlässigte 
und sich auch nicht weiter um eine Partizipation und Mitbestim-
mung ihrer Mitglieder bemühte.

Das politische Bündnis zwischen Staat, privaten Arbeitgebern 
und Histadrut führte dazu, dass die Histadrut eine Monopolstel-
lung bei der gewerkschaftlichen Interessenvertretung erlangte. 
Sie war lange Zeit die einzig anerkannte Vertretung der Arbeiter-
schaft in Israel. Das spiegelte sich auch im Arbeitsrecht wider. 
Die von politischen Parteien geprägte Struktur der Histadrut, ihre 
Stellung als bedeutender Arbeitgeber und ihre zionistisch natio-
nale Ideologie führten zu einer sehr ungleichen Interessenvertre-
tung der in der Histadrut organisierten Arbeiter*innen – Vorrang 
in der Interessenvertretung und eine bevorzugte Behandlung 
erhielten diejenigen, die zur vorherrschenden ethnischen nati-
onalen Bevölkerungsgruppe gehörten und der Regierungspar-
tei Mapai ideologisch nahestanden oder im öffentlichen Dienst 
angestellt waren.6 Im Gegensatz dazu waren Arbeiter*innen, die 
zu marginalisierten Bevölkerungsgruppen gehörten (Mizrachim, 
Frauen und palästinensische Israelis) oder in der Privatwirtschaft 
beschäftigt waren, gewerkschaftlich eindeutig unterrepräsen-
tiert und litten unter relativ schlechten Arbeitsbedingungen. Eine 
starke Segmentierung des Arbeitsmarktes nach Geschlecht so-
wie nationaler bzw. ethnischer Zugehörigkeit war die Folge.

Das Erstarken einiger Gruppen von Arbeiter*innen im Zuge 
von Vollbeschäftigung und allgemeinem wirtschaftlichen 
Wachstum führte mitunter zur Auflehnung gegen das Kontroll-
regime der Histadrut (vor allem in den frühen 1960er und spä-
ten 1970er Jahren). Ein Beispiel hierfür sind „wilde“ (das heißt 
von der Histadrut nicht genehmigte) Streiks, mit denen sich 
Arbeiter*innen der Lohnbegrenzungspolitik der Histadrut wider-
setzten. Die soziale Segmentierung (zwischen ethnischen Grup-
pen und zwischen Männern und Frauen) und die strukturelle 
Segmentierung (zwischen dem öffentlichen und privaten Sek-
tor) ermöglichten es, die bestehenden gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Herrschaftsstrukturen aufrechtzuerhalten, die 
wiederum die Segmentierung der Arbeiterschaft weiter voran-
trieben. Dies wurde besonders deutlich, als Hunderttausende 
palästinensische Arbeiter*innen aus der Westbank und dem 

Gazastreifen nach deren Eroberung im Krieg von 1967 auf dem 
israelischen Arbeitsmarkt erschienen. Dies vertiefte die Diskre-
panz zwischen jüdischen und palästinensischen Arbeiter*innen 
und schwächte die Stellung der Arbeiter*innen allgemein auf 
dem Arbeitsmarkt.

Obwohl etwa 80 Prozent aller Arbeiter*innen in der Histad-
rut organisiert waren, führten strukturelle Benachteiligungen 
und offene Diskriminierungen wegen Geschlecht und/oder na-
tionaler und ethnischer Zugehörigkeit zunehmend zu Spannun-
gen. Immer größere Gruppen von Arbeiter*innen fühlten sich 
durch die Herrschaftsmechanismen der Histadrut und des Staa-
tes benachteiligt. Als die wiederholten Forderungen nach besse-
rer Vertretung und nach Veränderung in der Politik sowohl in der 
Histadrut als auch im Staat auf taube Ohren stießen, verstärk-
te sich das Gefühl der Benachteiligung und Diskriminierung und 
führte 1977 zur politischen Wende, in der der Likud die Regie-
rung übernahm (nachdem fast 30 Jahre lang eine sozialdemo-
kratische Partei, Mapai/Arbeitspartei die Herrschaft innehatte). 
Die politische Wende bedeutete auch das Ende der Allianz zwi-
schen Staat und Histadrut.

Dies förderte eine tief greifende Veränderung des politisch-
ökonomischen Systems in Israel und die Einführung einer aus-
gesprochen neoliberalen Ideologie und Praxis, die besonders in 
den Wirtschaftsreformen der 1980er und 1990er Jahre zum Aus-
druck kam. Diese Reformen führten zur Privatisierung großer 
Teile des öffentlichen Wirtschaftssektors und der Histadrut-ei-
genen Chevrat Ovdim sowie zu einer Verschlechterung der Ar-
beitsbedingungen für viele Gruppen von Arbeiter*innen und 
zu zunehmender Ungleichheit. Wie erwähnt, herrschte in der 
Histadrut eine sehr ungleiche Interessenvertretung der in ihr or-
ganisierten Arbeiter*innen vor und in vieler Hinsicht stützte sich 
die Macht der Histadrut auf die im öffentlichen Dienst Beschäf-
tigten. Die massive Privatisierung sowie die Umstrukturierung 
des Gesundheitswesens (die „Allgemeine Krankenkasse“ wur-
de von der Histadrut getrennt) hatten zur Folge, dass der ge-
werkschaftliche Organisierungsgrad von seinem Spitzenwert 
von 80 auf 25 Prozent aller Arbeiter*innen zurückging. Das be-
deutete für die Histadrut einen einschneidenden Verlust an Res-
sourcen und Legitimität. Zugleich verwandelte sich die Histad-
rut von einer in einem breiten Spektrum von Dienstleistungen 
involvierten Organisation in eine, die sich nunmehr vorrangig 
auf gewerkschaftliche Arbeit konzentriert. Diese Transformati-
onsprozesse kamen besonders deutlich in den Histadrut-Wah-
len im Jahr 1994 zum Ausdruck.

Koach La-Ovdim: Die organisierte 
Arbeiterschaft geht neue Wege

Zurück zum Arbeitskampf der Putzfrauen in Beerschewa und ih-
rer Gewerkschaft Koach La-Ovdim. Heute, wie schon während 
der ersten Jahrzehnte der staatlichen Existenz Israels, sind Rei-
nigungskräfte zumeist neu zugewanderte Immigrant*innen. Da 
sie zu einer sozialen Randgruppe gehören, finden sie sich meist 
in den untersten Schichten des israelischen Arbeitsmarkts wie-
der. Die mangelnde gewerkschaftliche Interessenvertretung für 
diese untersten Arbeiterschichten führt dazu, dass sich ihre ex-
trem schlechte wirtschaftliche Situation nicht verbessert. Mit 
der Ausbreitung der indirekten Beschäftigung – durch sekun-
däre Auftragsfirmen – im Reinigungssektor hat sich die Situa-
tion dieser Arbeiter*innen noch weiter verschlechtert, weil es 
in dieser Art von Beschäftigung keine gewerkschaftliche Ver-
tretung gibt und auch keine Kontrolle der Einhaltung der Rech-
te der Arbeiter*innen.

Die Histadrut, die lange Zeit die einzig anerkannte Gewerk-
schaftsorganisation In Israel war, bemühte sich darum, diese Art 
von Beschäftigung in Tarifverträgen, die sie mit Auftragsfirmen 
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und Leiharbeiterfirmen schloss, zu verankern. Dies geschah mit 
Unterstützung der (zunehmend neoliberal ausgerichteten) staat-
lichen Politik. Diese Verträge legitimierten die indirekte Beschäf-
tigung von Reinigungskräften, ohne ihnen eine gewerkschaft-
liche Vertretung auf Betriebsebene zu gewähren, und zugleich 
erlaubt es, die Mitgliedsbeiträge für die Histadrut von ihren Ge-
hältern abzuziehen. So wurde in den 1970er Jahren von der 
Histadrut ein Abkommen mit der Vereinigung der Auftragsfir-
men im Reinigungsgewerbe geschlossen, ohne Organisierung 
oder Konsultierung der betroffenen Arbeiter*innen. Dieses Ab-
kommen wurde einige Jahre später auf alle Wirtschaftszweige 
in Israel ausgeweitet. Seit den 1970er Jahren existiert diese Art 
der indirekten Beschäftigung in der israelischen Wirtschaft und 
wurde zu einer wenn auch missbräuchlichen und diskriminieren-
den, so doch akzeptierten und normativen Form der Beschäfti-
gung, und das mit der vollen Unterstützung der größten Gewerk-
schaftsorganisation im Land, während sich die Arbeiter*innen 
nicht anders organisieren konnten, um ihre Beschäftigungs- und 
Arbeitsbedingungen zu verbessern.

Die Verschlechterung der Situation der arbeitenden Be-
völkerung und die rasante Ausbreitung vieler missbräuchli-
cher Beschäftigungsformen führten zur öffentlichen Debatte 
über mögliche Lösungsansätze für die Notstände am Arbeits-
markt und die wachsende soziale Kluft in der israelischen Ge-
sellschaft. So begann Anfang 2000 eine Gruppe von sozial en-
gagierte Aktivist*innen mit benachteiligten und schutzlosen 
Arbeiter*innen zusammenzuarbeiten und ihnen dabei zu helfen, 
sich selbst gewerkschaftlich zu organisieren, um ihre Situation 
zu verbessern. Zwei junge Regisseure begleiteten beispielswei-
se die Arbeiter*innen des Unternehmens Haifa Chemicals Süd8

in ihrem mutigen Kampf um ihr Recht, sich gewerkschaftlich 
zu organisieren – zum ersten Mal in der Firmengeschichte. Die-
ser Kampf endete für die Arbeiter*innen mit einer bitteren Nie-
derlage: Die Histadrut war nicht bereit, die Streikenden, die sich 
im Werk verbarrikadiert hatten, zu unterstützen. Die Unterneh-
mensleitung ließ das Fabrikgelände mit großer Gewalt räumen, 
mit Rückendeckung von der Polizei und der Regierung.

Im Jahr 2007 begleitete Liat Yakir, eine sozial engagierte Akti-
vistin und Wissenschaftlerin am Weizmann-Institut in Rehovot, 
den Streik der Zeitarbeiter*innen bei der israelischen Post. Die-
ser richtete sich gegen ihre im Vergleich zu den Festangestell-
ten deutlich schlechteren Beschäftigungs- und Arbeitskonditi-
onen. Die Forderungen und Demonstrationen der streikenden 
Postler*innen erhielten in den Medien ausgesprochen viel Auf-
merksamkeit, obwohl die Histadrut auch in diesem Fall ihre Un-
terstützung verweigerte. Der Kampf der Postler*innen bestärkte 
auch die Arbeiter*innen im Lager der Bekleidungsfirma Castro in 
ihren Bemühungen, sich gewerkschaftlich zu organisieren. Mit 
Diego Sirata an der Spitze, einem aus Lateinamerika stammen-
den Aktivisten, wandte sich die Belegschaft gegen die Entlas-
sung langjähriger Mitarbeiter*innen – auch hier ohne Beistand 
der Histadrut.9 Der wohl bedeutendste Arbeitskampf jener Zeit 
war der Streik von Zeitarbeiter*innen am Ben-Gurion-Flughafen, 
angeführt von Ami Veturi, Ökonom und Historiker an der Univer-
sität Haifa. Den annähernd 200 temporär für die Gepäckabferti-
gung eingestellten Arbeitskräften gelang es, den Flughafen vier 
Tage lang lahmzulegen und auf diese Weise die geplante Kündi-
gung von zahlreichen Kolleg*innen zu verhindern.

Diese und ähnliche Arbeitskämpfe machten einer wachsende 
Gruppe von Aktivist*innen und benachteiligten Arbeiter*innen 
deutlich, dass es notwendig ist, eine politische Alternative zu der 
in Israel existierenden Gewerkschaftsstruktur zu schaffen. An-
gesichts der Weigerung der Histadrut, sich für die Rechte und 
Forderungen von Geringverdienenden und derjenigen Beschäf-
tigten einzusetzen, die nicht vom Tarifsystem erfasst sind, war 
klar, dass eine neue Form der organisierten gewerkschaftlichen 

Interessenvertretung dringend benötigt wurde. Diese sollte es 
lange vernachlässigten Gruppen von Erwerbstätigen ermögli-
chen, über ihre Arbeits- und Lebensbedingungen mitzubestim-
men. So kam es im Jahr 2007 zur Gründung von Koach La-Ovdim 

– Irgun Ovdim Demokrati, einer Organisation, die in ihrer Struk-
tur und inhaltlichen Ausrichtung den Wunsch der Gründer*innen 
widerspiegelt, die politische Realität in Israel durch eine radi-
kale Demokratisierung der Arbeitsbeziehungen nachhaltig zu 
verändern.

Nach dem Vorbild skandinavischer Gewerkschaften schafft 
Koach La-Ovdim eine kompromisslos demokratische Grundla-
ge als neue Norm gewerkschaftlicher Organisierung. Mitglie-
der von Koach La-Ovdim sind entweder am Arbeitsplatz orga-
nisiert oder schließen sich der „allgemeinen“ Sektion an, der 
auch Aktivist*innen angehören, die sich aus ideologischen 
Gründen angeschlossen haben. Einmal im Jahr wählen die Mit-
glieder von Koach La-Ovdim ihre Vertreter*innen für die Dele-
giertenversammlung, in der über die politische Stoßrichtung 
sowie über zentrale organisatorische Fragen und Aufgaben ent-
schieden wird. Die Versammlung wählt zudem ein „Organisa-
tionsteam“,10 das als Leitungsgremium fungiert, und ernennt 
die Funktionäre. Alle Funktionäre, gewählten Organe und deren 
Mitglieder können mit einfacher Mehrheit der Stimmen von der 
Delegiertenversammlung abgesetzt werden. Diese Organisati-
onsstruktur ermöglicht es den Mitgliedern, Einfluss auf die po-
litische Ausrichtung ihres Gewerkschaftsverbands zu nehmen; 
zudem stärken sie die Verbindung zwischen den verschiedenen 
lokalen Gewerkschaftsgruppen und den Arbeiter*innen. Die de-
mokratische Struktur findet auch darin ihren Ausdruck, dass die 
Gesamtorganisation nicht durch Bürokrat*innen oder Parteika-
der gesteuert wird, sondern vornehmlich durch ihre Mitglieder. 
Die einzelnen lokalen Gruppen handeln nach radikaldemokrati-
schem Prinzipien. So benötigt zum Beispiel die Entscheidung 
über den Abschluss eines Tarifvertrags oder über die Beendi-
gung eines längeren Streiks die Zustimmung aller Mitglieder der 
lokalen Gewerkschaftsgruppe.

Koach La-Ovdim hat nicht nur hohe ideelle Ansprüche, son-
dern kann auch durchaus reale Erfolge aufweisen: So erziel-
te die gewerkschaftliche Organisation der Beschäftigten eines 
großen Cafés in Tel Aviv den ersten Kollektivvertrag in dieser 
Branche. Auch die noch in ihren Anfängen befindliche gewerk-
schaftliche Organisierung von Arbeiter*innen in Reinigungs- und 
Sicherheitsfirmen führte zu bedeutsamen Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen. Koach La-Ovdim begleitete im Jahr 2011 
den längsten Streik in der Geschichte Israels, und zwar in der Fa-
brik Haifa Chemicals im Norden des Landes, der fast sechs Mo-
nate dauerte.11 Erstmals konnten sich indirekt durch Auftragsfir-
men beschäftigte Lehrer*innen, Sozialarbeiter*innen und andere 
Arbeiter*innen, die jahrelang von der Histadrut vernachlässigt 
worden waren, gewerkschaftlich organisieren.

Im Jahr 2015 zählte Koach La-Ovdim rund 16.000 Mitglieder 
und vertrat mehr als 20.000 Arbeiter*innen an verschiedenen 
Arbeitsplätzen. Neben den organisatorischen Leistungen sind 
auch einige juristische Erfolge zu nennen, insbesondere Ge-
richtsentscheidungen, die die gewerkschaftliche Arbeit erleich-
tern und fördern (wie zum Beispiel die Definition des „Betriebs“ 
und der Befugnisse der gewerkschaftlichen Organisation dort), 
sowie eine allgemeine Belebung des kollektiven Arbeitsrechts.

Wie bereits angedeutet, verfügen diese Arbeiter*innen über 
Bündnispartner*innen und sind in ihrem Kampf nicht auf sich al-
lein gestellt. Sie erhalten Unterstützung von zahlreichen sozial 
engagierten Aktivist*innen, von denen die meisten ehrenamtlich 
arbeiten. Sie sind der Überzeugung, dass eine auf Klassenfra-
gen ausgerichtete Politik und eine gewerkschaftliche Organisie-
rung die israelische Linke, die heute eher unbedeutend ist, stär-
ken und ihren gesellschaftlichen Einfluss vergrößern kann. Die 
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Aktivist*innen – darunter Junge und Alte – sind gleichberechtig-
te Partner*innen in der neuen Gewerkschaftsorganisation. Sie 
sind das demokratische Gegenstück zum bürokratischen Auf-
bau etablierter Gewerkschaften, wo von oben eingesetzte Sekre-
täre und Funktionäre das Sagen haben. Auf diese Weise – unter-
stützt und begleitet von vielen Idealist*innen – gelingt es Koach 
La-Ovdim bislang recht gut, ihrem demokratischen Anspruch 
gerecht zu werden. Sie hat sich zu einer dynamischen Organisa-
tion entwickelt, die von ihren Mitgliedern und deren Kraft getra-
gen wird, und nicht von externen Faktoren.

Ihr gemeinsames Handeln und ihre gemeinsamen Interessen 
spornen die Arbeiter*innen, die sich in Koach La-Ovdim organi-
siert haben, um ihre Arbeitsbedingungen an ihrem spezifischen 
Arbeitsplatz und seiner unmittelbaren Umgebung zu verbes-
sern, dazu an, anderen Arbeiter*innen beizustehen, die sich 
auch zum ersten Mal gewerkschaftlich organisieren. Dies stärkt 
die Solidarität zwischen den Mitgliedern – Arbeiter*innen und 
Aktivist*innen – und bietet eine Basis nicht nur für Aktionen, die 
auf eine Veränderung des Arbeitsmarkts ausgerichtet sind, son-
dern auch für neue politische Handlungsformen, die darauf ab-
zielen, einen umfassenden politischen Wandel herbeizuführen.

In den acht Jahren der Aktivitäten von Koach La-Ovdim – ei-
ner Organisation, die sich darum bemüht, das Defizit an gewerk-
schaftlicher Vertretung der Arbeiter*innen in Israel zu überwinden 

– zeichnet sich eine schrittweise Verbesserung in der israelischen 
Gesellschaft ab, einer Gesellschaft, die durch starke Spaltung 
und Segmentierung (in nationaler, ethnischer, politischer, so-
zialer und wirtschaftlicher Hinsicht) gekennzeichnet ist. Es ist 
Koach La-Ovdim gelungen, zur Entstehung einer grundlegenden 
Solidarität beizutragen und soziale Gruppen, die in der Vergan-
genheit Gewerkschaftspolitik fernstanden (wie zum Beispiel aus 
den Ländern der ehemaligen Sowjetunion eingewanderte Men-
schen, Palästineser*innen, Mizrachim und Frauen), in die Or-
ganisation einzubinden und miteinander zu verbinden. So sind 
in Koach La-Ovdim heute unter anderem Fabrikarbeiter*innen, 
Lehrer*innen, Sozialarbeiter*innen, Pflege- und Wachpersonal 
gewerkschaftlich organisiert, palästinensische Israelis organi-
sieren sich gemeinsam mit nationalreligiösen und ultraorthodo-
xen jüdischen Frauen; und im Pflegebereich beschäftigte Frau-
en aus nicht anerkannten Beduinendörfern im Negev12 arbeiten 
zusammen mit Männern, die als Wächter in Siedlervierteln in 
Ost-Jerusalem ihren Lebensunterhalt verdienen. Diese neuen 
Verbindungen zwischen ethnisch und ideologisch sehr unter-
schiedlichen Teilen der israelischen Gesellschaft führen mitun-
ter auch zu erheblichen Problemen und moralischen Dilemmata. 
Dies war zum Beispiel der Fall, als es darum ging, eine Gruppe 
von Wachleuten gewerkschaftlich zu organisieren, die Häuser 
in Ost-Jerusalem bewachen, aus denen die palästinensischen 
Bewohner*innen durch Zwangsräumung entfernt worden wa-
ren. Solche Konfliktkonstellationen stellen die noch junge Orga-
nisation und ihre Mitglieder vor komplizierte Herausforderungen. 
Aber die demokratischen Entscheidungsstrukturen von Koach 
La-Ovdim ermöglichen es, diese sehr verschiedenen gegensätz-
lichen Gruppen in der israelischen Gesellschaft zum ersten Mal 
auf der Basis ihrer Klassenzugehörigkeit zu integrieren.

Die neu organisierte Arbeiterschaft –  
Chance für eine neue linke Politik?

Die beschriebene neue gewerkschaftliche Organisation und ihre 
politische Ausrichtung haben natürlich die vorherrschenden ge-
werkschaftlichen und politischen Eliten verärgert, insbesondere 
die Histadrut, die Koach La-Ovdim als subversive Organisation 
ansieht, die angeblich die Einheit der Arbeiterklasse untergrabe. 
Die Histadrut sieht darin vor allem eine Bedrohung ihrer lang-
jährigen unbestrittenen Vormachtstellung als einzig anerkannter 

Gewerkschaftsverband und des sich daraus ergebenden „Burg-
friedens“ mit den Unternehmern. Die Feindseligkeit, mit der die 
Histadrut-Führung der jungen Organisation begegnet, hat auch 
praktische Konsequenzen. So ist es in den vergangenen Jah-
ren wiederholt zu erbitterten Konkurrenzkämpfen auf Betriebse-
bene zwischen beiden Gewerkschaften gekommen. Wo Koach 
La-Ovdim Erfolge mit Präzedenzcharakter erzielen konnte, ver-
suchte die Histadrut, diese für sich zu verbuchen. Als sich zum 
Beispiel die Arbeiter*innen eines Betonwerks des Unterneh-
mens Ackerstein mit Koach La-Ovdim gewerkschaftlich orga-
nisierten, entstanden „überraschend“ in den anderen beiden 
Werken von Ackerstein Betriebsräte, womit der gewerkschaftli-
che Vertretungsanspruch von Koach La-Ovdim für alle Beschäf-
tigten unterlaufen wurde. An der Open University, Israels größ-
ter Universität, schlossen sich 100 in der Histadrut organisierte 
Dozent*innen zusammen, um gegen eine Vereinbarung zu pro-
testieren, die der Betriebsrat der nicht festangestellten akademi-
schen Mitarbeiter*innen und Koach La-Ovdim zuvor im Namen 
von 1.300 Dozent*innen mit der Universitätsleitung geschlossen 
hatte. Die kleine Dozentengruppe wollte, dass die Vereinbarung 
zurückgezogen und die Histadrut an der Universität als einziges 
gewerkschaftliches Vertretungsorgan anerkannt wird; sie schei-
terte jedoch mit diesem Vorhaben.

Die Rivalität, die zutage tritt, wenn Arbeiter*innen es vorzie-
hen, sich in Koach La-Ovdim gewerkschaftlich zu organisie-
ren und nicht in der Histadrut (die häufig als zu kompromiss-
bereit gegenüber Arbeitgebern und zu sehr auf die Förderung 
der Interessen von starken Arbeitnehmergruppen konzentriert 
gesehen wird), bringt jedoch insgesamt eine produktive Unru-
he in den Arbeitsmarkt. Sie erhöht die Fähigkeit und Freiheit 
der Arbeitnehmer*innen, sich zu organisieren, und zwingt zu-
gleich den etablierten Gewerkschaftsverband zu Reformen. So 
hat in der Histadrut, die nach wie vor die größte und bedeu-
tendste israelische Gewerkschaftsorganisation ist, ein Umden-
ken stattgefunden, das sich unter anderem in der Gründung ei-
ner neuen Abteilung ausdrückt, die seit 2009 das Ziel verfolgt, 
neue Beschäftigtengruppen zu organisieren (und das 90 Jahre 
nach Gründung der Histadrut). An der Spitze dieser neuen Ab-
teilung stehen junge gewerkschaftliche Aktivist*innen, die aus 
dem mit der Histadrut verbundenen Jugendverband „Födera-
tion der arbeitenden und studierenden Jugend“ hervorgingen. 
Seither konnte die Histadrut 45.000 neue Mitglieder verbuchen. 
Sie stammen beispielsweise aus der Mobiltelefonbranche (hier 
hat die Histadrut von 2012 bis 2014 eine erfolgreiche Kampag-
ne zur gewerkschaftlichen Organisation durchgeführt), aus dem 
Kreditkartenwesen oder arbeiten für Rentenversicherungsge-
sellschaften. Neben diesen neuen Betätigungsfeldern versucht 
die Histadrut auch die Interessenvertretung und Einbeziehung 
der schon länger unter ihrem Dach organisierten Beschäftigten-
gruppen zu verbessern und dadurch weiterreichende soziale Zie-
le zu verwirklichen, wie zum Beispiel die Forderung nach Anhe-
bung des Mindestlohns, nach Verlängerung des Jahresurlaubs 
oder nach mehr Arbeitsplätzen für Behinderte.

Allerdings wurde die Organisationsstruktur der Histadrut – die 
weiterhin von politischen Parteien dominiert wird und nicht von 
auf Betriebsebene gewählten Vertreter*innen – bisher beibe-
halten, wodurch sie im starken Widerspruch zu den demokrati-
schen Veränderungen in ihrem Umfeld steht.

Im Zentrum der Auseinandersetzungen mit Koach La-Ovdim 
steht die autoritäre Struktur der Histadrut, die die Möglichkeit, 
dass Arbeiter*innen die Organisation leiten und ihre allgemeine 
Politik bestimmen, stark einschränkt. Deshalb üben die demo-
kratischen Strukturen von Koach La-Ovdim eine große Anzie-
hungskraft auf Arbeiter*innen aus, die über ihr Schicksal selbst 
entscheiden möchten und in ihrer internen gewerkschaftlichen 
Organisation autonom sein wollen. Durch den wachsenden 
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Einfluss von Koach La-Ovdim auf den Arbeitsmarkt stellen sei-
ne demokratischen Strukturen, in denen die Entscheidungen der 
Arbeiter*innen und ihrer gewählten Vertreter*innen im Mittel-
punkt stehen und nicht irgendwelche von politischen Parteien 
eingegangenen Kompromisse oder Beziehungen zu staatlichen 
Behörden, eine zentrale Herausforderung für die israelische Ar-
beiterbewegung dar. Von Arbeiter*innen getroffene Entschei-
dungen und ihre direkte Einflussnahme auf ihr Schicksal können 
die israelische Gesellschaft in eine bessere und insbesondere de-
mokratischere Zukunft führen.

Der Überblick über die Entstehung von „Koach La-Ovdim – 
Irgun Ovdim Demokrati“ zeigt, dass sich dadurch auch neue 
Horizonte für linke Politik, die derzeit unter bedrohlichem Ver-
fall leidet, eröffnen. Die spannende Geschichte des „Betriebs-
rats“ der Putzfrauen in Beerschewa stieß in jedem israelischen 
Haushalt auf Interesse angesichts der Tatsache, dass die starken 
Proteste im Jahr 2011 bereits die sozioökonomischen Funda-
mente des Landes mit der Forderung nach „sozialer Gerechtig-
keit“ auf dem Arbeitsmarkt erschüttert hatten. Diesen Protesten 
waren damals keine konkreten Schritte gefolgt und die Ursa-
chen der wachsenden sozialen Ungleichheit blieben unberührt. 
Durch ihre harte politische Arbeit könnten die Putzfrauen als 
benachteiligte Gruppe, die sowohl geografisch als auch sozial 
in der Peripherie des Landes leben und arbeiten, immer mehr 
Aktivist*innen und Arbeiter*innen ansprechen, die auch indi-
rekt über Auftragsfirmen beschäftigt sind, die die Ungerechtig-
keiten des kapitalistischen Systems erleben und sich nun dar-
an machen, sich gewerkschaftlich zu organisieren und anderen 
bei der gewerkschaftlichen Organisation zu helfen, weil sie da-
rin eine effektive und starke Basis sehen, um soziale und po-
litische Veränderungen zu bewirken. In den politischen Aktivi-
täten dieser Arbeiter*innen, die tagtäglich die Differenzen, die 
unter ihnen bestehen, also auch die, die zwischen ihnen und ih-
rer Umgebung bestehen, überbrücken müssen, zeichnet sich 
eine neue Strategie für eine demokratische Arbeiterorganisation 
ab. Diese Strategie fördert einen wirksamen politischen Kampf, 
geführt von Arbeiter*innen aller Bevölkerungsgruppen, gegen 
die fortlaufende Neoliberalisierung der israelischen Gesellschaft 
und Wirtschaft und für eine starke wirklich demokratisch-sozia-
listische Gesellschaftsordnung.

Übersetzt von Ursula Wokoeck Wollin 

Assaf Bondi ist Koordinator der Sektion Verkehr 
in Koach La-Ovdim und Doktorand am Fachbereich  
Arbeit der Tel Aviv Universität.
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1 In Israel gibt es eine weitverbreitete Form des 
„outsourcing“, die nach deutschem Recht in 
zwei Kategorien aufgeteilt werden kann. Zum 
einen ist dies ein Arrangement mit einer Leih-
arbeiterfirma, wenn zum Beispiel die Schreib-
kräfte in einem Ministerium von einer solchen 
gestellt werden. Im Gegensatz zum ursprüng-
lichen Konzept, wonach Leiharbeiter*innen 
zur Überbrückung temporärer Engpässe ein-
gesetzt werden, handelt es sich hier um ein 
permanentes Arrangement, das heißt in dem 
genannten Beispiel, dass das Ministerium 
für die regelmäßig anfallende Schreibarbeit 
kein eigenes Personal anstellt, sondern ledig-
lich Leiharbeiter*innen verwendet. Zum an-
dern gibt es eine Art Werkvertrag, was die 
in Israel am häufigsten verwendete Varian-
te ist. Hierbei schließt die Institution oder Fir-
ma einen Werkvertrag mit einer anderen Fir-
ma ab, die sich gegen Bezahlung einer verein-
barten Summe zu einer bestimmten Leistung 
verpflichtet, wie zum Beispiel eine bestimm-
te Anzahl von Räumen zu reinigen oder (für 
Schulen) eine bestimmte Anzahl von Unter-
richtseinheiten zu halten. In beiden Varian-
ten bedeutet das für die Arbeiter*innen, dass 
sie bei der Auftragsfirma angestellt sind, wo-
durch die Tarifverträge des öffentlichen 
Diensts zum Beispiel nicht für sie gelten. Und 
obwohl es sich um Dauerarrangements han-
delt, sind ihre Arbeitsverträge meist Zeitver-
träge, und oft werden sie nur für tatsächlich 
geleistete Arbeit entlohnt (so sind unter an-
derem Feiertage unbezahlt). Während nach 
deutscher Rechtsprechung Institutionen oder 
Unternehmen, die Leiharbeiter*innen ein-
setzen oder Werkverträge vergeben, zumin-
dest subsidiär für den Lohn und die Sozialab-
gaben für die Arbeiter*innen haften, gibt es 
eine solche Haftung nach israelischem Recht 

nicht. Im Falle der Nichtbezahlung können die 
Arbeiter*innen nur ihren direkten Arbeitge-
ber verklagen. Diese Situation wird noch da-
durch verschärft, dass die Auftragsfirmen zu-
meist ihre Aufträge weiterleiten. In der Regel 
schließen große Auftragsfirmen Leiharbeiter-
verträge oder Werkverträge mit öffentlichen 
Institutionen. Dann teilen sie den Auftrag auf 
und vergeben die Teile an kleinere Firmen, die 
den Auftrag entweder ausführen oder ihn wie-
derum aufteilen und an noch kleinere Firmen 
vergeben. Dadurch sind die Arbeiter*innen oft 
bei relativ winzigen Firmen angestellt, bei de-
nen eine Klage im Falle der Nichtbezahlung in 
der Regel praktisch aussichtslos ist, weil die-
se Firmen dann Bankrott anmelden. (Anm. d. 
Red.)

2 Alle Putzfrauen, die auf dem Campus der Uni-
versität arbeiten, haben sich organisiert und 
den „Betriebsrat“ gewählt, der in ihrem Na-
men ihre Interessen in den Verhandlungen mit 
den Arbeitgebern vertritt. Da die Reinigung 
der Universität über Werkverträge an mehre-
re (sekundäre) Auftragsfirmen vergeben wur-
de, arbeiten die Frauen zwar alle in derselben 
Institution (der Universität), sind aber bei ver-
schiedenen Arbeitgebern angestellt. (Anm. d. 
Red.)

3 Der Kollektivvertrag war für einen bestimm-
ten Arbeitsort gültig und wurde von der örtli-
chen Arbeiterorganisation unterschrieben (im 
Gegensatz zu einem allgemeinen Tarifvertrag, 
der zwischen einer Gewerkschaft und den Ar-
beitgebern bzw. dem Staat abgeschlossen 
wird).

4 „Arbeiterbank“ – heute einer der größten Ban-
ken in Israel. (Anm. d. Red.) 

5 „Arbeiter-Gesellschaft“ – der Unternehmens-
verband wurde im Jahr 1923 gegründet und 
existierte bis in die frühen 1990er Jahre. Bis 
Anfang der 1980er Jahre war er der zweit-
größte Arbeitgeber in Israel. 

6 Wobei die Vorbedingung für die Anstellung 
im öffentlichen Dienst häufig die ideologische 
Nähe zu Mapai und die Zugehörigkeit zur do-
minanten ethnischen Bevölkerungsgruppe 
war. (Anm. d. Red.) 

7 Nach Ansicht vieler Publizist*innen gehören 
Reinigungskräfte einer neuen Arbeiterklas-
se an, in Politik und wissenschaftlicher Litera-
tur nicht selten als Prekariat bezeichnet (abge-
leitet von precarious); vgl. Standing, Guy, The 
Precariat. The New Dangerous Class, London 
2011.

8 Eine im Besitz eines internationalen Konsorti-
ums befindliche Fabrik im Süden Israels, die 
vor allem Düngemittel für die Landwirtschaft 
und Chemikalien für die Lebensmittelindustrie 
herstellt. 

9 Rapoport, Meron, Class Struggle at Castro, 
Haaretz, 17. September 2007.

10 Wofür sich alle Mitglieder von Koach La-Ov-
dim zur Wahl stellen können.

11 Bior, Haim, Six Month Haifa Chemicals Strike 
Ends with a Whimper, Haaretz, 2. November 
2011.

Anmerkungen
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Demonstration für Arbeiter*innenrechte,  
Tel Aviv College, 2014. Foto: Activestills

Protest von Ärzt*innen, Tel Aviv, 2011.  
Foto: Activestills

Demonstration für Arbeiter*innenrechte,  
Tel Aviv College, 2014. Foto: Activestills
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RLS Israel In der Westbank ist ein fast perfek-
tes System von Ein- und Ausschluss 
entstanden. Straßensperren und 
Barrieren, Passierscheine und Ter-
minals, Betonmauern und eingezäun -
te Enklaven halten die palästinen-
sische Bevölkerung eingeschlossen 
und unter ständiger Beobachtung. 
Eine immer stärkere Zerstückelung 
der palästinensischen Gebiete ist 
die Folge. Für diejenigen, die es sich 
nicht mit eigenen Augen ansehen 
können, haben wir hier Landkarten 
der Westbank erstellt, anhand derer 
Ihr nach vollziehen könnt, wie das 
System in der Westbank funktioniert.

Fragmentierte 
Westbank
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Die Westbank
Die Westbank (auf Deutsch auch Westjordanland genannt) ist 
ein fast 5.700 Quadratkilometer großes Gebiet, in dem heute ca. 
2,8 Millionen Palästinenser*innen sowie etwas mehr als 550.000 
israelische Siedler*innen leben. Im Norden, Westen und Süden 
grenzt die Westbank (zu der auch Ost-Jerusalem gehört) an Is-
rael und im Osten, entlang des Jordan-Flusses, an Jordanien. 
Die Westbank und der Gazastreifen sind die Gebiete des histori-
schen Palästinas, die im Krieg von 1948 nicht Teil des neugegrün-
deten Staates Israel wurden. Nach dem Krieg von 1948 stand die 
Westbank unter jordanischer Kontrolle und wurde 1950 von Jor-
danien annektiert, was allerdings international kaum anerkannt 
wurde. Im Krieg von 1967 eroberte Israel unter anderem auch 
die Westbank, die Besatzung besteht bis heute fort. Ende Juni 
1967 erweiterte Israel das Stadtgebiet (West-)Jerusalems über 
Ost-Jerusalem und umliegende Ortschaften hinaus, wodurch 
dieses Territorium nach israelischem Recht Teil des israelischen 
Staatsgebiets wurde – was international nicht anerkannt ist. Da 
nur Ost-Jerusalem und Umgebung von Israel annektiert wur-
den, untersteht die palästinensische Bevölkerung in der übrigen 
Westbank (im Gegensatz zu den israelischen Siedler*innen dort) 
der israelischen Armee. Seit 1982 wurde die direkte Militärherr-
schaft in zivilen Angelegenheiten durch die sogenannte Zivilver-
waltung ersetzt. Im Gegensatz zu dem, was ihr Name vermuten 
lässt, handelt es sich dabei um eine Behörde, die direkt dem is-
raelischen Verteidigungsministerium unterstellt ist.

Die in den Waffenstillstandsabkommen am Ende 
des Krieges von 1948 (1947–1949) vereinbarten 
Demarkationslinien wurden zu Israels internatio-
nal anerkannten Grenzen. Infolge des Krieges von 
1967 besetzte Israel Gebiete über diese Grenzen 
hinaus. Die Grüne Linie bezeichnet jene interna-
tional anerkannten Grenzen, die Israel selbst und 
die besetzten Gebiete voneinander trennt.

Grüne Linie
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Oslo-Abkommen
Die Oslo-Abkommen zwischen der israelischen Regierung und 
der PLO (1993 und 1995) klärten zentrale Fragen des israe-
lisch-palästinensischen Konflikts nicht. Diese sollten in späteren 
Verhandlungen entschieden werden, darunter der endgültige 
Grenzverlauf zwischen Israel und dem palästinensischen Ge-
meinwesen (dessen Status noch zu definieren ist), die Zukunft 
der israelischen Siedlungen in den besetzten Gebieten, die Zu-
kunft von (Ost)Jerusalem, sowie das Ausmaß der Kontrolle und 
Präsenz der israelischen Armee in den palästinensischen Gebie-
ten. Als Übergangsregelung und erste Stufe hin zu einer per-
manenten Lösung wurden Teile der Westbank und des Gazast-
reifens der begrenzten Selbstverwaltung durch die zu diesem 
Zweck geschaffene Palästinensische Autonomiebehörde unter-
stellt. Die Westbank (ohne das von Israel annektierte Gebiet von 
Ost-Jerusalem und Umgebung) wurde in drei Zonen eingeteilt:

Zone A: (ca. 18 Prozent der Fläche der Westbank, 
 ohne das von Israel annektierte Gebiet von 
Ost-Jerusalem und Umgebung; vor allem die 
Kernbereiche von palästinensischen Städ-
ten und Dörfern) steht (weitgehend) unter pa-
lästinensischer Zivil- und Sicherheitsverwal-
tung. Nach israelischem Recht dürfen israelische 
Staatsbürger*innen diese nicht betreten.

Zone B: (ca. 22 Prozent) steht (weitgehend)  
unter palästinensischer Zivilverwaltung und 
gemeinsamer israelisch-palästinensischer 
Sicherheitsverwaltung.

Zone C: (ca. 60 Prozent; vor allem freie Flächen 
und große Teile der landwirtschaftlich genutzten 
Flächen sowie alle jüdischen Siedlungen) steht 
unter israelischer Zivil- und Sicherheitsverwal-
tung. Die völlige israelische Kontrolle der C-Gebie-
te führt dazu, dass die Gebiete unter palästinen-
sischer Verwaltung geografisch nicht zusammen-
hängen, sondern aus dicht gedrängten Enklaven 
(Zonen A und B) bestehen, sodass eine nachhalti-
ge Entwicklung nicht möglich ist.

Zone A&B Zone C
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Sperranlage
Bereits im Zuge der Ersten Intifada 1992 wurde teilweise mit 
der Errichtung einer Trennungsbarriere entlang der Grünen Li-
nie begonnen. Während der Zweiten Intifada (2000), in deren 
Rahmen viele tödliche Anschläge in Israel verübt wurden, be-
schloss die israelische Regierung, eine durchschnittlich 60 Me-
ter breite Sperranlage an der gesamten Strecke entlangzubauen. 
Diese wird allerdings zumeist nicht auf der Grünen Linie errich-
tet, sondern in der Westbank (mitunter bis zu 20 Kilometer von 
der Grünen Linie entfernt), um manche Siedlungen an Israel an-
zubinden. Dabei werden ca. 23.000 Palästinenser*innen, die dort 
leben, von der übrigen Westbank getrennt, ohne dass sie – im 
Gegensatz zu den israelischen Siedler*innen – Zugang nach Isra-
el haben. Die Sperranlage entzieht der Westbank ca. 3 bis 6 Pro-
zent der Gesamtfläche. Bisher wurden ungefähr 70 Prozent der 
Sperranlage fertiggestellt. Seit 2014 wird der Weiterbau von der 
Regierung nicht weiter forciert, insbesondere aufgrund der Kri-
tik der Siedler*innen, die in der Sperranlage einen potenziellen 
Verzicht auf die übrigen Teile der Westbank sehen.

fertiggestellt

in Planung

Gebiet zwischen der Sperranlage und der grünen Linie
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Siedlungen
Bezeichnung für israelisch-jüdische Bewohner*innen errichte-
te Ortschaften oder Stadtviertel in den im Laufe des Krieges 
von 1967 eroberten und daraufhin besetzten Gebieten. Diese 
israelischen Siedlungen sind ein klarer Verstoß gegen das Hu-
manitäre Völkerrecht, das den Eroberern die Ansiedlung eige-
ner Bevölkerung auf besetztem Land verbietet, und sind inter-
national geächtet. 2014 lebten ca. 550.000 Siedler*innen in den 
seit 1967 besetzten Gebieten: ca. 350.000 in der Westbank in 
125 von der israelischen Regierung genehmigten Siedlungen 
und in ca. 100 sogenannten Outposts, sprich nicht genehmig-
ten, aber mit staatlicher Hilfe gebauten Siedlungen, sowie ca. 
200.000 Siedler*innen im besetzten Ost-Jerusalem. Das jährli-
che Bevölkerungswachstum beträgt etwa 4,4 Prozent (75 Pro-
zent hiervon natürliches Wachstum, 25 Prozent Zuzug aus Isra-
el und dem Ausland). Unter allen israelischen Regierungen seit 
der Ermordung des Premierministers Jitzchak Rabin setzte sich 
das Wachstum der Siedlungen fort. Die Siedlungen und die sie 
umgebenden Sicherheitszonen dürfen Palästinenser*innen in 
der Regel nicht betreten. Die Siedlungen im Gazastreifen wur-
den im Rahmen des israelischen Abzugs aus dem Gazastreifen 
(2005) geräumt.

Fläche der bestehenden Siedlungen

Bereiche über die bestehenden Siedlungen hinaus, die  
auf der Ebene der Kommunalverwaltung in den Zu-
ständigkeitsbereich der Siedlungen fallen, sowie so-
genannte Outposts (sprich nicht genehmigte, aber
mit staatlicher Hilfe gebauten Siedlungen) und Land, 
das von Siedler*innen landwirtschaftlich genutzt wird.
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Militärzonen
Wird ein bestimmtes Gebiet zu einer Militärzone erklärt, die mi-
litärischen Zwecken (zum Beispiel als Militärbasis oder Truppen-
übungsplatz) dienen soll, bedeutet dies in der Regel, dass sich 
Palästinenser*innen in diesem Gebiet nicht mehr aufhalten dür-
fen. Die Errichtung von Militärzonen dient auch häufig als Mittel 
zur Enteignung. Nach osmanischem Recht, das noch gilt, gibt 
es eine sehr weitverbreitete Kategorie von landwirtschaftlich ge-
nutztem Land (nämlich miri), bei dem die Landwirte ihre Rech-
te verlieren, wenn das Land drei Jahre hintereinander brachliegt. 
Wenn also eine Militärzone errichtet wird, können die palästi-
nensischen Landwirte ihr Land in diesem Gebiet nicht bearbei-
ten und verlieren nach drei Jahren ihre Rechte an dem Land.

Militärzonen
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Naturreservate
Seit Beginn der Besatzung haben die israelischen Behörden 
mehr als 70 Naturschutzgebiete in zirka 13% des Territoriums 
der Westbank eingerichtet, die meisten davon im Jordantal und 
in der Region des Toten Meeres. Wie andernorts auch sollen 
Naturschutzgebiete in den besetzen Gebieten die Natur schüt-
zen. In solchen Gebieten dürfen Palästinenser*innen in der Re-
gel nicht wohnen, keine Landwirtschaft betreiben und auch ihre 
Ziegen- und Scharfherden nicht weiden. Dass die Ausschluss-
funktion eine nicht unwichtige Rolle bei der Entscheidung, ein 
Naturschutzgebiet zu errichten, spielt, lässt sich unter anderem 
daraus ersehen, dass ungefähr ein Drittel dieser Naturschutzge-
biete später in Truppenübungsplätze verwandelt wurde.

Naturreservate
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Checkpoints
Checkpoints sind erweiterte Straßensperren oder Übergänge, 
bei denen Fahrzeuge und Personen kontrolliert und unter Um-
ständen auch nicht durchgelassen werden. Diese gibt es nicht 
nur auf der Grünen Linie, d.h. beim Übergang von der West-
bank nach Israel, sondern auch beim Übergang von der übri-
gen Westbank in das von Israel annektierte Gebiet von Ost-Je-
rusalem und Umgebung und an Übergängen in der Sperranlage, 
die sich meist nicht auf der Grünen Linie befindet. Darüber hi-
naus gibt es weitere Checkpoints, deren Sinn durch die israeli-
schen Siedlungen und die sich daraus ergebenden Besonder-
heiten des Straßennetzes in der Westbank bestimmt ist. In der 
Großstadt Hebron, in der auch israelische Siedler*innen leben, 
befinden sich 26 Checkpoints, andernorts erfolgt die Kontrolle 
meist auf den Landstraßen. Es gibt vier Kategorien von Straßen: 
(1) solche, auf denen im Prinzip alle fahren dürfen; (2) solche, 
auf denen Fahrzeuge mit israelischer Zulassung fahren dürfen, 
aber palästinensische nur mit Sondergenehmigung; (3) solche, 
auf denen nur Fahrzeuge mit israelischer Zulassung fahren dür-
fen; und (4) solche, auf denen Fahrzeuge mit israelischer Zulas-
sung nicht fahren dürfen.

Checkpoints
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Fragmentierung 
der Westbank
Die Sperranlage, die israelischen Siedlungen und das Schnell-
straßensystem, das sie ans Mutterland anbindet, die Westbank 
durchschneidet und teilweise von der palästinensischen Bevöl-
kerung nicht genutzt werden darf, Militärzonen, Naturreservate 
sowie Checkpoints führen dazu, dass die Palästinenser*innen in 
der Westbank in voneinander isolierten Enklaven leben. Diese 
stimmen größtenteils mit den Zonen A und B der Oslo-Abkom-
men überein. Was in den 1990er Jahren als Übergangsregelung 
und erste Stufe hin zu einer permanenten Lösung angedacht 
war, hat seitdem permanente Züge angenommen.

Palästinensische Enklaven

Sperranlage, Siedlungen, Militärzonen & Naturreservate
unter israelischer Kontrolle
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Anarchisten gegen die Mauer,
Bil‘in, West Bank, 27.10.2005
Foto: Activestills



50 Jahre Besatzung 
50 Jahre Widerstand

Mit dem israelischen Sieg 1967 über Ägypten, Jordanien und 
Syrien brachten die israelischen Streitkräfte das gesamte histo-
rische Palästina, ebenso wie die Golanhöhen und die Halbinsel 
Sinai unter die Kontrolle des erst 19 Jahre zuvor gegründeten 
Staates Israel. Die Eroberung löste eine Debatte über die Zukunft 
dieser Territorien aus, die bis heute den Kern jeder politischen 
Auseinandersetzung in der israelischen Gesellschaft bildet. Ob-
gleich es vor allem die palästinensische Bevölkerung in den von 
Israel besetzten Gebieten war, die sich im vielfältigen Protest ge-
gen die Militärwillkür und politische Repression organisiert hat-
te, so formierte sich schnell nach Kriegsende auch innerhalb des 
siegestrunkenen Israel eine Opposition gegen eine langanhalten-
de Besatzung und die ersten Besiedlungsvorhaben in den paläs-
tinensischen Gebieten, die überdies eine friedliche Lösung des 
Konfl ikts zugunsten aller Anwohner*innen forderte. Angesichts 
der nationalen Euphorie und messianischer Selbstüberhöhung 
riefen erst vereinzelte, später in Massenbewegungen organisierte, 

kritische und friedenswillige Israelis nach einem Ende der sich 
zunehmend verfestigenden Besatzung und der damit einherge-
henden Menschenrechtsverletzungen. Auch wenn gegenwär-
tig viele Menschen die Besatzung als unüberwindbar wahrneh-
men und die Friedensbemühungen mehrmals für gescheitert 
erklärt wurden, gibt die israelische Friedensbewegung nicht auf, 
ein Leben in Frieden und Freiheit für alle Anwohner*innen des 
Landes einzufordern. Mit diesem kurzen Überblick wollen wir 
die Vielfalt und Energie des fünfzigjährigen israelischen Wider-
stands gegen die Besatzung würdigen. Die Weitsicht der ers-
ten Besatzungsgegner*innen, die feministischen und queeren 
Perspektiven der Frauen- und LGBT-Gruppen, die anti-rassisti-
sche und integrative Vision der palästinensischen-israelischen 
Gruppen und der Mut der Kriegsdienstverweigerer*innen haben 
alle dazu beigetragen, dass der Wunsch nach Gerechtigkeit und 
Völkerverständigung noch lebendig ist. Das letzte Wort ist noch 
nicht gesprochen. 
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Petition gegen die Besatzung, Tageszeitung Haaretz, 22. September 1967

1967
Die Radikalen: Matzpen

Nur drei Monate nach Ende des Kriegs 
von 1967, als sich die israelische Ge sell- 
schaft noch in Siegeseuphorie befand, 
entschieden sich zwölf Aktivisten um die 
linksradikale Matzpen-Gruppe diese  
Stellungnahme in der Zeitung Haaretz  
zu publizieren. Dieser ersten klaren  
Kritik auf Hebräisch gegen die Besat-
zungspolitik folgten kurz darauf mehrere 
Demonstrationen der Gruppe, die stän-
diger Mob-Gewalt und Diffamierungen 
seitens der Presse ausgesetzt waren.

Das Recht, uns gegen Vernichtung zu wehren, gibt uns nicht 
das Recht, andere zu unterdrücken. Besatzung führt zu Fremd-
herrschaft, das führt zu Widerstand, das führt zu Unterdrückung, 
diese zu Terror und Gegenterror. Die Opfer von Terror sind oft 
unschuldige Menschen. Wenn die besetzten Gebiete gehalten 
werden, werden wir uns in ein Volk von Mördern und Ermorde-
ten verwandeln. — Raus aus den besetzten Gebieten jetzt!

Petition gegen die Besatzung, Tageszeitung Haaretz, 22. September 1967
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Die Araber verwandeln sich in die Arbeiterklasse, und die Juden zu Administratoren, In-
spektoren, Verwaltern und Polizisten – vor allem aber zu Geheimpolizisten. (…) Ein Staat, 
der über eine fremde, feindlich gesonnene Bevölkerung herrscht, wird notgedrungen 
zu einem Geheimdienst-Staat – mit allen Folgen für die Erziehung, die Rede- und Mei-
nungsfreiheit und die Demokratie. Die für jedes Kolonialsystem typische Korruption wird 
auch Israel erfassen. Die [Militär-]Verwaltung wird arabische Aufstandsbewegungen un-
terdrücken und sich arabische Quislinge [Kollaborateure] und Verräter heranziehen.

Artikel „Die Gebiete”, Tageszeitung Jedi’ot Acharonot, April 1968

1968
Der Philosoph: 
Jeschajahu Leibowitz

Jeschajahu Leibowitz (1903 in Riga – 
1994 in Jerusalem) war ein israelischer 
Naturwissenschaftler und Religions-
philosoph und als orthodoxer Jude ein 
leidenschaftlicher Verfechter der Tren-
nung zwischen Staat und Religion.  
In diesem Artikel meldete er sich zum 
ersten Mal ausführlich zur Besatzungs-
situation und rief zum kompletten Rück-
zug aus den ein Jahr zuvor besetzten  
Gebieten. In den folgenden Jahren und 
bis zu seinem Tod haben seine schar-
fen Angriffe auf die Siedlerbewegung 
und seine Unterstützung für Militär-
einsatzverweigerer immer wieder für 
Aufruhr gesorgt.
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„Aber das Königreich ist groß“
Der Tag wird kommen, an dem alle Absichten, 
Die schlechten und die guten, 
sich zu Staub verwandeln werden 
Und auch durch den Furz, durch sein furziges Wesen, 
überlebt kein einziger Vorsatz 
Aber der Gestank, der wird noch weilen 
Fürchte dich nicht mein Kind und schlaf ein 
denn das Königreich ist groß 
Die meisten Onkel haben zwar nur ein Bein, 
aber das Königreich ist groß 
Und alle Tanten um das Grab 
warten auf dich, du heldenhafter Knab’ 
aber das Königreich ist groß.

Aus dem Theaterstück „Königin der Badewanne“

1970
Die Königin der Badewanne 
Hanoch Levins Theaterskandal

Im Frühjahr 1970 löste der 26 jährige 
Dramatiker Hanoch Levin (1943-1999, 
Tel Aviv) mit der Aufführung seines satiri-
schen Theaterstückes „Königin der  
Badewanne“ am Kameri-Theater einen 
nationalen Skandal aus. Mit der Schil-
derung eines Hausstreits über den Zu-
gang zum gemeinsamen Badezim-
mer verspottete er die israelischen und 
ä gyptischen Regierungen und pran- 
gerte mit mehreren Liedern und Sket-
chen den grassierenden Rassismus  
und Militarismus in der israelischen Ge-
sellschaft an. Aufgrund gewaltsamer  
Angriffe, einer Bombendrohung und des  
massiven Drucks durch Regierungs-
kreise wurde das Stück nach einigen 
Aufführungen abgesetzt.

„Königin der Badewanne“, Kameri-Theater, Tel Aviv, 1970
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Name: Abdallah Yusuf Adwan
Ort: Büro des Direktors, Tulkarm-Gefängnis
Abdallah Adwan steht vor mir und erzählt: „Ich wurde ungefähr 
neunmal geschlagen, jedes Mal mehrere Stunden. Sie fragten 
mich, warum ich nicht weine. Sie sagten mir, sie wüssten, dass 
Kommunisten stark seien. Sie wollten wissen, woher ich das 
Flugblatt habe. Ich sagte zu ihnen, ich wäre stolz, ein Kommunist 
zu sein. (…) Der schwerste Tag war der 29. März 1969. Sie haben 
elektrischen Strom und Stöcke benutzt. Sie haben Streichhölzer 
ganz nah an meinen Lippen abgebrannt, aber damit haben sie 
sich nur selbst amüsiert. Wie Sie wissen, bin ich hier aufgrund 
eines Verwaltungshaftbefehls, weil sie keinerlei Beweise gegen 
mich finden konnten.“… Die Ausschusssitzung begann… Ad-
wan wurde hereingeführt, und ich berichtete ihnen von den Fol-
terungen, über die er sich beklagte und die ich bis ins Detail 
kennengelernt hatte. Ich war sehr erregt. Der Vorsitzende unter-
brach mich: „Bei allem Respekt, diese Beschwerde ist hier völlig 
unangebracht“. Ich fuhr fort: „Seine Inhaftierung ist völlig will-
kürlich“… Adwan wurde, zusammen mit einigen anderen Kom-
munisten durch die Wüste des Wadi Ara ausgewiesen. Auf die-
se Weise löst man das Problem der Verwaltungshäftlinge. Aus 
Beweismangel ist es unmöglich, ihnen einen Prozess zu machen, 
und da ein Kommunist seinen Überzeugungen auch im Gefäng-
nis treu bleibt, ist der Ausweg: die Wüste.

Aus dem Buch „Mit eigenen Augen“ von Felicia Langer,  
Bonn, 1977 (Hebräisch: 1974)

1974
Die Menschenrechtsanwältin: 
Felicia Langer

Felicia Langer (1930 Tarnów, Polen) eröffnete kurz 
nach dem Sechstagekrieg eine Kanzlei in Jerusalem 
und begann als erste israelische Anwältin Paläs-
tinenser*innen vor Militärgerichten zu ver treten. 
Ihre detaillierten Berichte über die Menschenrechts-
lage in den besetzten Gebieten, die in mehrere 
Sprachen übersetzt wurden, gehören zu den frühes-
ten Quellen über die Missachtung der Menschen-
rechte in den ersten Besatzungsjahren. Als „Terror-
istenanwältin“ wurde sie öffentlich angefeindet  
und in ihren juristischen Tätigkeiten eingeschränkt. 
1990 verließ sie Israel gen Deutschland, da ihre 
Handlungsfähigkeit während der Ersten Intifada 
derart eingeschränkt wurde, daß sie nicht mehr  
juristisch effektiv für ihre Mandanten streiten konnte. 
1990 bekam sie für ihren Einsatz für die Menschen-
rechte der Palästinenser*innen den alternativen  
Nobelpreis (Right Livelihood Award), 2013 das Bun-
desverdienstkreuz 1. Klasse.
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Staatsbürger, die auch als Soldaten und Offiziere in den Reserveeinheiten dienen, senden Ihnen diesen Brief. 
Die folgenden Sätze werden nicht leichten Herzens geschrieben. Doch, da in diesen Zeiten dem Staat Israel 
zum ersten Mal neue Horizonte des Friedens und der Kooperation eröffnet werden, fühlen wir uns verpflich-
tet, Sie dazu aufzurufen jegliche Schritte zu verhindern, die unzählige Probleme für unser Volk und unseren 
Staat verursachen könnten.

Wir schreiben dies in großer Sorge, da eine Regierung, die die Existenz eines Staates Israel in den Gren-
zen eines „Großisrael“ einer friedlichen Existenz in guter Nachbarschaftlichkeit vorzieht, für uns schwer zu 
akzeptieren wäre. Eine Regierung, die die Existenz von Siedlungen jenseits der „Grünen Linie“ der Beseiti-
gung dieses historischen Konflikts, Hand in Hand mit der Schaffung von normalisierten Beziehungen in unse-
rer Region, vorzieht, wird Fragen bezüglich des Weges, den wir wählen, auslösen. Eine Regierungspolitik, die

die Kontrolle über Millionen von Arabern verstetigt, wird das jüdisch-demokratische Wesen des Staates 
verletzen und und uns die Identifikation mit dem Staat Israel erschweren
 
Brief an Premierminister Menachem Begin, 7. März 1978

1978
Peace Now & 
der Brief der Offiziere

Im März 1978 unterzeichneten 348 Reservisten aus 
Kampfeinheiten diesen Brief, der in die Geschich-
te des Protests als „Brief der Offiziere“ eingegangen 
und aus dem die Bewegung Peace Now hervor-
gegangen ist. In den folgenden Jahren organisierte 
Peace Now mehrere Demonstrationen gegen  
den Siedlungsbau und den Libanonkrieg, die stets 
von rechtsextremistischer Gewalt bedroht waren.  
In den 1980er und 1990er Jahren war Peace Now 
ein Synonym für die israelische Friedensbewegung  
und konnte mitunter hunderttausende Israelis für 
Friedensdemonstrationen mobilisieren. Sie spielt 
noch heute eine Rolle, allerdings ist ihre Wirkungs-
macht – zusammen mit der der israelischen Frie-
densbewegung insgesamt – deutlich gesunken.

150.000 Peace Now Aktivist*innen demonstrieren in Tel Aviv, 1983
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Tawfik Toubi (1922 – 2011, Haifa) war  
41 Jahre lang Knesset-Mitglied der  
Kommunistischen Partei Israels und der 
Chadasch/al-Jabha. Als Vertreter der  
palästinensischen Minderheit in Israel 
 stellte er sich von Anfang an lautstark 
gegen die Besatzungspolitik und warnte 
vor der aus ihr heraufdämmernden  
Gefahr für die israelische Gesellschaft 
und ihre politische Verfasstheit. Bis  
in die 1990er Jahre waren in der Knesset 
Mitglieder der kommunistischen Partei 
 die lautesten Stimmen, die Friedensge-
spräche mit der PLO gefordert haben 
und für die Zweistaatenlösung eintraten.

1982
Der Kommunist: 
Tawfik Toubi

Die Besatzungsarmee und die rassistischen Siedler überfallen 
schutzlose Zivilisten, greifen mit Waffengewalt und Tränengas 
Schüler und Schülerinnen, Frauen und Kinder an, begehen in ei-
ner beschämenden, brutalen und gewissenslosen Art und Weise 
einen Mord nach dem anderen, um den Ruf eines ganzen Volkes 
gegen die Vernichtungsversuche seiner nationalen Existenz zum 
Schweigen zu bringen. Sie wollen ein Regime der Verdrängung, 
Kolonisierung und der ewigen Besatzung aufzwingen, während 
diejenigen, die die Befehle für diese Unterdrückung geben, de-
magogisch erklären, dass sie lediglich Ruhe und Ordnung schüt-
zen wollen.

Diese Regierung will die Ruhe eines Friedhofes für das ara-
bisch-palästinensische Volk… Die Verbrechen des Verteidi-
gungsministers Ariel Scharon in den besetzten Gebieten richten 
sich auch gegen die Bevölkerung in Israel, die er zu einer Militär-
diktatur hinführen will und deren Zukunft er gefährdet, in dem er 
die Kluft zwischen den Völkern noch vertieft.

Rede gegen die Besatzung von Tawfik Toubi in der Knesset, 23. März 1982
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Gegen die Besatzung – Für Frieden!
Wir sind heute nach Hebron gekommen, um klarzustellen, dass der Kampf gegen die Besatzung ein Kampf 
für die Zukunft beider Völker ist, die Zukunft eines gemeinsamen Lebens in der Region und eine Absage an 
ein Regime des einen Volkes über das andere.

Am 28. November kamen wir, die Mitglieder des Solidaritätskomitees mit dem College von Bir Zeit, nach Ra-
mallah, um gegen dessen Schließung zu protestieren. Das Militär hat auf uns mit Tränengas geschossen und 
die Demonstranten mit brutaler Gewalt überfallen. So schmecken wir ein wenig vom bitteren Geschmack, der 
Euch schon seit 14 Jahren bekannt ist.

Die Schließung von Universitäten, die Sprengung von Häusern, Landraub, die Schließung von Zeitungen, 
Verhaftungen, Folter und Erniedrigungen und zuletzt die Beschlagnahmung der Osama-Ben-Munqez-Schule 
(Beit Romano) – all das rückt den Frieden in weite Ferne. Heute protestieren wir gegen die Umfunktionierung 
einer Mädchenschule zu einem Ort des ewigen Krieges zwischen den Völkern.

Nein zu einer verlogenen Autonomie! Nein zur Ziviladministration von [Ariel] Scharon! Ja zur Gründung ei-
nes unabhängigen palästinensischen Staates an der Seite Israels.

Flyer auf Arabisch und Hebräisch von einer Demo gegen Siedlungen in Hebron, Dezember 1981

1981
Das Komitee zur 
Solidarität mit Bir Zeit

1981, nur wenige Tage nachdem das is-
raelische Militär das College Bir Zeit 
(heute Universität) nahe Ramallah aus 
politischen Gründen geschlossen  
hatte, formierte sich eine Gruppe von 
israelischen Akademiker*innen und 
Aktivist*innen zu einem Solidaritätsko-
mitee gegen die Schließung des College 
und die Militärwillkür in den besetzten 
Gebieten im Allgemeinen. Mit mehreren 
Protestaktionen in Ramallah, Hebron,  
Jerusalem und Tel Aviv, brachte die 
Gruppe zum ersten Mal palästinensische 
und israelische Aktivist*innen zusam- 
men und forderte Militär und Polizei 
durch einen gemeinsamen und gewalt- 
freien Kampf für Menschenrechte 
heraus.

„Sagt nicht, dass ihr nichts wusstet!“, 1982
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Wir, die Unterzeichner dienen in der Reserve, und viele von uns 
nahmen an den Kriegen Israels teil. Wir sind parteilos und ha-
ben unterschiedliche Weltanschauungen; uns eint jedoch die 
Sorge um die Existenz und die Verfasstheit der israelischen Ge-
sellschaft. Der Libanonkrieg, die Siedlungen und die Repression 
in den besetzten Gebieten bedeuten die Missachtung von Men-
schenleben, einen Werte- und Realitätsverlust. Sie schließen 
eine Friedensoption mit dem palästinensischen Volk und unse-
ren anderen Nachbarn aus, isolieren Israel und beweisen, dass Is-
rael den [besetzten] Gebieten einem Frieden gegenüber den Vor-
zug geben. Die Besatzung korrumpiert unsere Werte und macht 
extremen Nationalismus und Rassismus in der israelischen Ge-
sellschaft salonfähig, während jüdische Terrorgruppen und ras-
sistische Theorien legitimiert werden. Wir haben einen Eid darauf 
abgelegt, die Sicherheit und das Wohlergehen des Staates Isra-
el zu verteidigen. Wir stehen treu zu diesem Eid. Daher bitten wir 
Sie, uns zu erlauben, an der Unterdrückung in den besetzten Ge-
bieten nicht teilzunehmen.

1985
Yesh Gvul! 
Es ist genug!

Demo in Solidarität mit verhafteten Kriegsdienstverweigerern, 1982

Gegründet 1982 in Folge der israeli-
schen Invasion in den Libanon, Jesch 
Gvul (häufig: Yesh Gvul, wörtlich:  

„Es gibt eine Grenze“ oder „es ist ge-
nug“) war die erste Bewegung in Israel,  
die Kriegseinsatzverweigerung als  
Protestform popularisierte. Nachdem 
Hunderte ihrer ersten Unterstützer  
sich geweigert hatten, am Libanonkrieg 
teilzunehmen, und dafür Haftstrafen  
verbüßten, rief die Gruppe 1985 auch zur 
Einsatzverweigerung in den palästinen-
sischen Gebieten auf. In den folgenden 
Jahren folgten mehr als 2.500 Reservis-
ten diesem Aufruf. Die Gruppe ist immer 
noch aktiv und unterstützt Einsatz-  
und Kriegsdienstverweigerer*innen.
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Wir protestieren gegen die Besatzung und die Formen, in denen sie zum Ausdruck 
kommt: Häusersprengungen, Ausweisung von Menschen aus dem Land, administrati-
ve Haft, Kollektivstrafen, lang-andauernde Ausgangssperren, Tötung und Blutvergießen.

Wir haben genug von der Selbstverständlichkeit der Brutalität, der Gewalt, des 
Stumpfsinnes und der moralischen Abnutzung in der Gesellschaft und von dem hohen 
wirtschaftlichen Preis, den jeder von uns zu zahlen hat.
Wir sind Frauen verschiedener politischer Anschauungen; doch der Aufruf „Stoppt die 
Besatzung“ vereint uns. Wir verlangen von unserer Regierung, sofort und unverzüglich 
Friedensverhandlungen aufzunehmen.

Fraeuen in Schwarz, Selbstdarstellung (Aus der Laudatio zum Aachener Friedenspreis, 1991)

1988
Die Frauen in Schwarz

Zu Beginn der ersten Intifada entschied 
sich eine kleine Gruppe von Frauen  
in Jerusalem, wöchentliche Proteste  
gegen die Besatzung abzuhalten. Inspi-
riert durch die argentinischen Mütter  
der Plaza de Mayo, standen sie schwei-
gend und schwarz gekleidet an einem 
zentralen Platz in Jerusalem mit einem 
einzigen Schild „Stoppt die Besatzung“. 
Diese Form des Protests wuchs rapide. 
Bald demonstrierten Tausende Frauen an 
30 Ortschaften in Israel für Friedensge-
spräche - Woche für Woche, Freitag für 
Freitag. Noch heute demonstrieren die 
Frauen in Schwarz jeden Freitag in meh-
reren Städten. 1991 bekam die Gruppe 
den Aachener Friedenspreis.

Mahnwache zum 20-jährigen Bestehen der Frauen in Schwarz,  
Jerusalem, 28. Dezember 2007
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Das vierzigste Jahr der israelischen Unabhängigkeit ist das einundzwanzigste Jahr der 
israelischen Besatzung der Westbank und des Gazastreifens. Mehr als die Hälfte seines 
Bestehens ist Israel ein Besatzerstaat. Die Besatzung wurde zur Essenz des israelischen 
Regimes, und der Staat verliert seinen demokratischen Charakter. Das Weiterbestehen 
eines parlamentarischen Regierungssystems fungiert als Feigenblatt für die Dominanz-
verhältnisse zwischen den israelischen Besatzern und den palästinensischen Unterta-
nen. Die Besatzung ist nicht einzig ein fortgesetzter staatlicher Akt, sondern ist auch 
der politische und geistige Zustand, in dem sich die israelische Gesellschaft befindet… 
Die akzeptierten und konsensfähigen Protestformen gegen die Besatzung beschränken 
sich auf die Mittel, die das Besatzungsregime zur Verfügung stellt. Der israelische Gut-
mensch schießt und weint, protestiert und kollaboriert weiter mit der Besatzung. Die 
Besatzung ist allgegenwärtig – deshalb wird auch unser Kampf gegen die Besatzung 
umfassend sein… Die Verweigerung ist unsere Form der Teilnahme an der israelischen 
Gesellschaft in Zeiten der Besatzung.

Konvention gegen die Besatzung, 20. Mai 1988

1988
Das einundzwanzigste Jahr

Mit einer Stellungnahme, die kurz  
vor dem vierzigsten Unabhängigkeitstag  
des Staats Israel veröffentlicht wurde,  
erklärten sich Hunderte Israelis bereit, im 
 Kampf gegen die Besatzung radika-
le Maßnahmen zu ergreifen. Aus dieser 

„Konvention gegen die Besatzung“ ent-
stand die Gruppe „Das einundzwanzigs-
te Jahr“, die sich mit Boykottaufrufen 
gegen Siedlungsprodukte, der Unterstüt-
zung der Kriegsdienstverweigerung  
und gewaltfreien direkten Aktionen in So- 
lidarität mit dem palästinensischen Wi-
derstand schnell einen Namen machte.

Eine Protestausstellung vor der Haftanstalt Ktzi‘ot/Ansar, in der  
Tausende Palästinenser*innen in Haft waren, 1989
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Während das [aus Europa stammende] Aschkenasi-Establishment sich weigert, mit 
der PLO zu verhandeln, ist es umso wichtiger mit den Mizrachim zu verhandeln, die 
die Mehrheit in Israel bilden und einen großen Einfluss auf die Friedensperspektive ha-
ben. Die Mizrachim sind ein organischer Teil unserer Kultur, unserer arabisch-islami-
schen Gesellschaft und unserer Geschichte und Erinnerung. Wir müssen diese Erin-
nerung erneuern und unsere gemeinsame Kultur dafür verwenden, um die Gegenwart 
zu überwinden und die Zukunft zu gestalten.

Mahmud Abbas, Toledo (Spanien), 1989 

1989
Mizrachim treffen 
die PLO in Toledo

Trotz eines israelischen Gesetzes, das 
jeglichen Kontakt mit „Terrororganisatio- 
nen“ unter Strafe stellte, trafen sich 
Ende der 1980er Jahre vermehrt zivilge-
sellschaftliche Organisationen aus Isra-
el mit Vertretern der Palästinensischen 
Befreiungsorganisation (PLO) im Aus-
land. Diese Zusammenkünfte boten eine 
Möglichkeit für den Dialog und begüns-
tigten die späteren Friedensgespräche 
zwischen Israel und der PLO. Neben fe-
ministischen und linken Organisatio-
nen nahmen an solchen Treffen auch 
Aktivist*innen der Mizrachim-Bewegung 
in Israel teil, die 1989 eine Konferenz  
mit palästinensischen Intellektuellen und 
Politikern im spanischen Toledo organi-
sierten. Das gemeinsame Gespräch soll-
te eine Annäherung zwischen den in-
nerhalb Israels diskriminierten Mizrachim 
und der palästinensischen Bevölkerung
herbeiführen.
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Seitdem die Arbeiterpartei im Juni 1992 die Wahlen gewonnen hatte, ist das Friedenslager von der Straße und 
ebenso aus den Medien verschwunden. Die rechten Kräfte feiern, denn die Rabin-Regierung versucht durch er-
starkte Unterdrückung in den besetzten Gebieten und das Einfrieren des Friedensprozesses mit ihnen zu konkur-
rieren. Die massive Deportation von Palästinenser*innen, die Abriegelungspolitik, die die palästinensische Bevöl-
kerung hungern lässt, die steigende Zahl der Militäropfer, unter denen sich auch Dutzende Kinder befinden, die 
massive Zerstörung von Häusern und Wohnungseinrichtungen auf der Fahndung nach “Gesuchten” – all dies ge-
schieht mit Unterstützung der [linken] Meretz-Minister*innen. Gleichzeitig wird der Friedensprozess in ein nutzlo-
ses bürokratisches Verfahren umgewandelt und in eine Sackgasse geführt. Und als Krönung: der grausame, ka-
tastrophale Krieg im Libanon.

Angesichts der historischen Chance für Frieden, die in diesen Tagen verpasst wird, ist das Versagen des Frie-
denslagers unerträglich. Die bestehenden Friedensbewegungen bleiben stumm aufgrund ihrer engen Bezie-
hungen zu Politiker*innen der Regierungsparteien und weil sie keine Kritik an einer “linken Regierung” äußern 
möchten, obwohl diese Regierung eine rechte Politik betreibt. Die Rabin-Regierung erhält damit einen Freibrief, 
während die Straße den Rechten überlassen wird. 

Um diese Lücke zu füllen, haben wir uns dazu entschlossen, Gusch Schalom zu gründen.

Flyer von Gusch Schalom, Sommer 1995

1993
Gusch Schalom 
& Uri Avnery

1993 gründete Uri Avnery, ein Veteran 
unter den Friedensaktivist*innen in  
Israel, Verleger und ehemaliges Knesset-
Mitglied, die Organisation Gusch Scha-
lom (Friedensblock) in Reaktion auf die 
Verbannung von 415 palästinensischen 
Mitgliedern von Hamas und dem Isla-
mischen Jihad in den Libanon. Während 
der 1990er Jahren unterstützte die  
Gruppe die Friedensbemühungen auf 
beiden Seiten und forderte das Ende  
des Siedlungsbaus. Seit dem Ausbruch 
der Zweiten Intifada beteiligt sich die 
Gruppe vermehrt an Aktionen in den be-
setzten Gebieten.

Demonstration anlässlich 39 Jahre israelischer Besatzung,  
Tel Aviv, 3. Juni 2006
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Mauern und Stacheldraht umschließen uns: Die Mauern der 
Trennung, der Diskriminierung und des Rassismus zwischen 
den jüdischen und den arabischen Staatsbürger*innen Isra-
els, die Mauern der Abriegelung und der Besatzung, die die 
Palästinenser*innen in den besetzten Gebieten und die Mauern 
des Krieges, die alle Anwohner*innen des Landes umklammern, 
solange Israel weiterhin als bewaffnetes Bollwerk im Herzen des 
Nahen Ostens wirkt. Ta‘ayusch ist eine Aktionsgruppe von Ju-
den und Arabern, Staatsbürgern Israels, die diese Mauern der 
Trennung und des Rassismus durch den Aufbau einer aufrichti-
gen jüdisch-arabischen Partnerschaft zum Einsturz bringen will. 
Eine Zukunft von Gleichheit, Gerechtigkeit und Frieden im Mit-
einander beginnt heute mit einem solidarischen, konkreten, tag-
täglichen und gemeinsamen Handeln.

Ta‘ayusch Prinzipienpapier, 2001

2000
Ta’ayusch – 
Zusammenleben

Kurz nach Ausbruch der Zweiten Intifada 
im Herbst 2000 fanden jüdische und  
arabische Israelis zusammen, um ihre 
Stimme gegen die israelische Tren-
nungspolitik zu erheben. Ta‘ayusch (Auf 
Arabisch: Zusammenleben) zählte  
hunderte Mitglieder im ganzen Land  
und organisierte Demonstrationen,  
baute Infrastruktur in palästinensischen 
Gemeinden auf und brachte humani- 
täre Hilfe für belagerte Gemeinden in 
den besetzten Gebieten. Die Gruppe ist 
bis heute aktiv und unterstützt paläs-
tinensische Ortschaften im Süden der 
Westbank.

Demonstration vor der Haftanstalt Ktzi‘ot/Ansar, 2002

50



2001 
Machsom Watch

Angesichts der Medienberichte über den schroffen Umgang 
mit der Zivilbevölkerung in den von Hunderten Checkpoints und 
Straßenbarrieren, die überall in den besetzten Gebieten durch 
das israelische Militär im Zuge der Zweiten Intifada aufgestellt 
worden waren, formierten sich Frauen zu einer Gruppe na- 
mens Machsom Watch (Checkpoint-Überwachung). In kleinen  
Gruppen beobachten sie die Vorgänge bei der Abfertigung 
durch die israelischen Soldaten und dokumentie ren in Text und 
Fotos die tägliche Realität unter der Militärverwaltung. In  
pro blematischen Situationen versuchen sie, in den Ablauf ein-
zugreifen und zwischen Soldat*innen und Zivilist*innen zu 
vermitteln.

Checkpoint in Bethlehem, Westbank, 2012

Ein Soldat klettert über ein Drehkreuz und schaut auf die Hunderten, die zusammengequetscht in War-
teschlangen stehen. „Halt´s Maul!“, sagt er in fehlerhaftem Arabisch. „Sprich Arabisch“, brüllen sie ihm 
entgegen. Er richtet sein Gewehr bedrohlich auf die zusammengedrängten Gesichter: „Wagt es nicht 
hier herumzuschreien.“

Dann für einen Augenblick – Stille.
Die junge Soldatin Ma´ayan kommt vorbei und verscheucht alle Männer, Kinder und Frauen, die 

neben dem Checkpoint warten. Ein anderer Soldat kommt dazu und befiehlt ihnen zu verschwinden. 
Die Menschen wissen nicht recht, wo sie hingehen und warten sollen. Die Gesten der Soldaten sind 
schnell, bedrohlich. Sie spielen ständig am Abzug ihrer Gewehre. „Bewegt euch. Haut ab! Zurück!“ Am 
Ende ihrer Runde verschwinden sie wieder im Inneren des Checkpoints. Die Menschen pressen sich 
wieder gegen den Zaun. Bis zur nächsten Runde der Soldaten.

Aus einem Bericht von Machsom Watch, 2007
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Wenn du der Meinung bist, dass es eine Verbindung zwischen der 
Unterdrückung einer Minderheit und der Unterdrückung anderer 
Minderheiten gibt, 
Wenn du verstehst, dass die Kommerzialisierung von Pride und 
Klassenunterdrückung verknüpft sind, 
Dass die Unterdrückung von Lesben, Kapitalismus und Frauenhandel 
verknüpft sind, 
Dass die Unterdrückung von Mizrachim und von Palästinenser*innen 
verknüpft sind, 
Dass die Unterdrückung von Neueinwanderer*innen und 
Fremdarbeiter*innen verknüpft sind, 
Dass die Unterdrückung von Trans* und Frauen verknüpft sind, 
Dass die Unterdrückung von Schwulen mit Militarismus verknüpft ist, 
Dass die Unterdrückung von Behinderten und Schönheitsköniginnen 
verknüpft sind, 
Dass Häuserzerstörung mit dem Siedlungsbau verknüpft ist, 
Dass Erwerbslosigkeit mit der Besatzung verknüpft ist, 
Dann hast du keine Wahl – Dann bist auch Du mit alldem verknüpft, ja 
gefesselt! 
Komm und lauf mit uns in der Tel-Aviv-Pride –schwarzgekleidet oder 
nackt

Flyer für den Tel Aviv Pride March, Juni 2002

2002
Schwarze Wäsche

Bei der ersten Tel Aviver Gay-Pride- 
Parade nach Ausbruch der Zweiten In-
tifada rief eine Gruppe von queeren 
Aktivist*innen zum Protest gegen die 
Unterdrückung in den besetzten  
Gebieten unter dem Slogan „No Pride  
in the Occupation“ auf. Kurz darauf  
bildete sich aus dieser Gruppe heraus 
die Organisation Black Laundry  
(Schwarze Wäsche), die mit bunten  
und provokanten Aktionen gegen die  
Besatzung, verschiedene Ausdrucks-
formen von Rassismus, Sexismus, Ho-
mophobie und Transphobie demons-
trierte und sich insbesondere gegen die 
Instrumentalisierung von LGBT-Rech- 
ten für militaristische und kommerzielle 
Interessen wandte.
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Seit Jahren behaupten gute Menschen, dass sie sich, falls eine großangelegte Aktion 
zur Vertreibung von Palästinenser*innen außer Landes umgesetzt wird, vor die Räder 
der Lastwägen und Busse legen werden, um dieses Verbrechen zu verhindern. Aber: 
die Umsetzung geschieht schon jetzt! Tausende Menschen werden ihrer minimalen 
Lebensgrundlage beraubt und ihnen bleibt keine Wahl. Tausende verlassen ihre Dör-
fer, um Essen für ihre Kinder heranzuschaffen. Die ethnische Säuberung geschieht vor 
Euren Augen, und wir haben nur eine Wahl: die wenigen Rechte zu nutzen, die uns 
noch von den Überbleibseln der israelischen Demokratie bleiben, um diese rassisti-
schen, unmoralischen Gesetze zu zertrümmern. Ja, um die Tore und Zäune einzurei-
ßen, den Bulldozern mit unseren Körpern den Weg zu versperren, und auch um den 
Feind in unseren Freund zu verwandeln. Der palästinensische und israelische Wider-
stand wird weitergehen, solange die Besatzung, die Quelle und Grundlage des Terrors 
darstellt, weitergeht.

Aus einer Pressemitteilung zu einer direkten Aktion gegen die Sperranlage, Januar 2004

2003
Anarchisten gegen 
die Mauer

Im Zuge des Baus der Sperranlage in den 
besetzten Gebieten im Jahr 2003, die 
hunderte Ortschaften von ihren landwirt-
schaftlichen Ländern trennte, kam es 
zu massiven Protestaktionen, zu denen 
auch Israelis eingeladen wurden. Die 
jungen Aktivist*innen aus Tel Aviv, die 
sich zumeist zu Fragen von Tierrechten, 
Ökologie und queeren Themen enga-
gierten, formierten eine Gruppe, die mit 
gewaltfreien direkten Aktionen den  
Bau der Sperranlage zu verhindern ver- 
suchte. Nachdem einer dieser Aktivis-
t*innen in einer direkten Aktion vom Mil-
itär angeschossen und schwer verletzt 
 worden war, kam die Gruppe in die 
Schlagzeilen mit dem provisorischen  
Namen „Anarchists Against the Wall“.  
Bis heute begleiten Aktivist*innen  
der Gruppe Demonstrationen in den  
besetzten Gebieten, die oft durch das 
Militär mit Gewalt aufgelöst werden.

Protest gegen die Sperranlage, Westbank, 2007
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2005
Kämpfer für den Frieden – 
Combatants for Peace

„Kämpfer für den Frieden“ nennt sich 
eine 2005 von Palästinenser*innen und 
Israelis ins Leben gerufene binationale 
Bewegung. Die Begründer*innen waren 
auf beiden Seiten am Kreislauf der Ge-
walt aktiv beteiligt und arbeiten jetzt zu-
sammen, um diesen zu durchbrechen. 
Die „Kämpfer für den Frieden“ sind An-
hänger*innen eines gewaltfreien Akti-
vismus. Gewaltfreiheit bedeutet jedoch 
 nicht Passivität, sondern vielmehr eine 
andere Form des Kampfes, die darauf 
abzielt, die politische Realität zu ändern. 
An ihrer „Alternativen israelisch-paläs-
tinensischen Gedenkfeier“, die am Vor-
abend des offiziellen Gedenktages in Is-
rael zur Erinnerung an die gefallenen 
israelischen Soldaten und Opfer des Ter-
rorismus in Tel Aviv stattfindet und auf  
der sowohl Israelis und Palästinenser*in-
nen Reden halten und über ihre persön-
lichen Erlebnisse berichten, nehmen  
viele Tausende Menschen alljährlich teil.

Eines Tages war ich in Ramallah und erzählte vor Palästinenser*innen meine Geschich-
te, und ein Zuschauer fragte mich direkt:“Bitten Sie uns darum, Ihnen zu verzeihen?“

Ich sagte:„Nein, weder verzeihe ich mir selbst, noch bitte ich um Verzeihung.“
Beim Erzählen meiner Geschichte geht es mir nicht darum, um Verzeihung zu bitten, 

sondern darum, Verantwortung zu übernehmen. Es geht hierbei nicht nur um Worte 
und Emotionen – es geht darum zu handeln.

Ich kann mir selbst nur dann verzeihen, wenn ich Allianzen mit Palästinenser*innen 
in einem gewaltlosen Kampf gegen Ungerechtigkeit und Unterdrückung eingehe. Is-
raelis müssen Verantwortung für die Nakba von 1948 übernehmen, genauso wie 
Palästinenser*innen Verantwortung für die Wahnsinnsstrategie der Selbstmordatten-
tate übernehmen müssen.

Chen Alon, Theater-Dozent, Aktivist und Mitbegründer von „Combatants for Peace“

Protest gegen die Besatzung, Westbank, 2016
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2009
Solidarität in Ost-Jerusalem: 
Scheich Dscharrah

Ende 2009 legalisierte Israels Oberster  
Gerichtshof die Übernahme mehre - 
rer Häuser in der Ost-Jerusalemer Be-
zirk Scheich Dscharrah durch Sied-
lergruppen. Die palästinensischen 
Bewohner*innen wurden im Zuge der 
Staatsgründung Israels aus ihren  
Häusern in West-Jerusalem vertrieben 
 und durch den jordanischen Staat  
in Häusern, die vor dem Krieg Juden  
angehörten, angesiedelt. Das Recht,  
ihren Besitz in West-Jerusalem zurück- 
zubekommen, wurde ihnen gleichzei-
tig verweigert. Gegen die Vertreibung 
dieser Familien organisierten Links-
aktivist*innen in Jerusalem wöchentliche 
Mahnwachen, die von der Polizei  
mit Gewalt aufgelöst wurden. Unter-
stützt von namhaften Intellektuellen und 
Kulturschaffenden wuchs die Protest-
bewegung und hat Tausende Israelis für 
die Demonstrationen mobilisiert.

Protest gegen israelische Siedlungen, Scheich Dscharrah,  
Ost-Jerusalem, 2010

Wir traten hier in Scheich Dscharrah in ein Haus ein und hör-
ten vom Besitzer über die andauernde Missbrauchsgeschichte – 
wie sie seit Jahren verdrängt werden, wie die Siedler*innen und 
die Polizei ihr Leben bitter werden lassen, Tag und Nacht, wie 
ihnen vorgeschrieben wird, wie sie ihr Leben zu gestalten ha-
ben, wie sie ständig bedrängt werden und mit Gewalt angegrif-
fen werden. Danach sind wir als Gruppe, ungefähr 20 Menschen 
aus dem Haus gegangen und hielten Schilder gegen dieses Un-
recht – gegen die systematischen und hartnäckigen Übernah-
meversuche der palästinensischen Häuser und Grundstücke sei-
tens der Siedler*innen und rechter Gruppen. Weil das, was hier 
geschieht, lediglich die Spitze des Eisbergs und ein Beispiel un-
ter vielen für das Geschehen in den ganzen besetzten Gebieten 
darstellt. Ich glaube, wir fangen an zu verstehen, wie wir durch 
das Verschließen unserer Augen, durch eine aktive oder passi-
ve Kollaboration, eine fleischfressende Pflanze wachsen ließen, 
die langsam uns und alle fruchtbaren Äcker auffrisst… Wir ha-
ben einen Grund zu kämpfen. Um das zu verstehen, muss man 
hierher nach Ost-Jerusalem kommen und sich mit der Besat-
zung konfrontieren.

Auszüge aus einer Rede des Schriftstellers David Grossman  
in Scheich Dscharrah, Januar 2010
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2015
Zusammenstehen – 
Standing Together

Wo ein Kampf stattfindet, da ist auch Hoffnung!
Wenn Hunderte Israelis und Palästinenser*innen Seite an Sei-

te bei Freiheitsaufmärschen laufen, schaffen sie Hoffnung. Ge-
nauso sollte der Kampf aussehen, denn wenn sie gemeinsam 
die gleichen Schilder halten und die gleichen Parolen auf Hebrä-
isch und Arabisch rufen – für ein friedliches Leben, für Gerech-
tigkeit und Unabhängigkeit für beide Völker, bauen sie an dieser 
Zukunft und bringen sie näher.

Das Motto von Standing Together, 2015

Die 2015 gegründete Graswurzelinitiative “Standing  
Together” verfolgt das Ziel, eine breite jüdisch-arabische Be-
wegung aufzubauen, die gemeinsam für Frieden, Gleich-
heit und soziale Gerechtigkeit kämpft. Ihre Aktivist*innen ver-
treten eine holistische Weltanschauung und sind sich der 
Wechselwirkungen zwischen der militärischen Besatzung der 
Palästinensergebiete, den wachsenden sozialen und ökono-
mischen Ungleichheiten in Israel sowie den Angriffen der  
Regierung auf demokratische Freiheiten und auf die arabisch- 
palästinensische Minderheit bewusst. Die Gründung von 

“Standing Together” ist als Reaktion auf die Probleme bereits 
existierender Organisationen zu verstehen, denen es ge- 
genwärtig kaum gelingt, die progressiven Teile der israeli-
schen Bevölkerung zu mobilisieren und gegen die im Land 
weitverbreitete Apathie und Demoralisierung anzugehen. 

“Standing Together” will als neue politische Bewegung die 
große Leere füllen, die zwischen den politischen Parteien  
auf der einen und den NGOs auf der anderen Seite entstan-
den ist. Diese jüdisch-arabische Bewegung setzt auf Inklu-
sion und Pluralismus, ist aktivistisch ausgerichtet und demo-
kratisch strukturiert.

Die Bewegung hat bislang mehrere Demonstrationen und 
Kundgebungen initiiert, etwa ein Friedensmarsch im Zentrum 
von Jerusalem, eine Demonstration in Tel Aviv, um gegen  
die rechtsextreme Organisation „Im Tirtzu” und deren Hetz-
kampagne gegen Initiativen wie „Breaking the Silence” zu 
protestieren oder eine Kundgebung zur Unterstützung der 
Bewohner*innen der vom Staat Israel nicht anerkannten Be-
duinensiedlung Umm El-Hiran.

Protest gegen die Besatzung, Jerusalem, 1. April 2017
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Lösungsmöglichkeiten 
aus heutiger Sicht

Ausgehend von den 
Besatzungsrealitäten vor Ort 
werden in diesem Essay die 
verschiedenen Akteure im israelisch-
palästinensischen Konfl ikt und ihre 
jeweiligen Positionen vorgestellt, 
gegenwärtige Lösungsansätze 
nachgezeichnet. Fazit: Die Besatzung 
der Palästinensergebiete muss enden, 
denn sie schreibt Unrecht fest. Dafür 
müssen drei Bedingungen erfüllt 
werden.

Tsafrir Cohen

Blick auf die neu errichtete Sperranlage, 
die Bethlehem von Ost-Jerusalem trennt. 
West Bank, März 2017. Foto: Activestills



„The only game in town“ nennen Diplomaten und Politiker*innen 
in aller Welt das Festhalten an der Zweistaatenregelung, wäh-
rend US-Präsident Donald Trump hemdsärmelig einen endgül-
tigen „Friedensdeal“ verspricht, dies aber vom guten Willen 
beider Konfliktparteien abhängig macht. Weil konkrete Umset-
zungsschritte nicht erfolgen, erscheint dies als bloßes Gerede, 
während vor Ort die israelische Regierungspolitik eine Einstaa-
tenlösung ohne gleiche Bürgerrechte für alle Bewohner*innen 
unter israelischer Dominanz forciert. Angesichts der – schein-
baren – Ausweglosigkeit nimmt die Zustimmung zu einer Zwei-
staatenregelung auf beiden Seiten der Mauern und Zäunen ab. 
Ist eine Konfliktregelung im Sinne einer Zweistaatenlösung noch 
möglich? Ist sie angesichts der Realitäten vor Ort überhaupt 
noch wünschenswert?

In Anbetracht der schrumpfenden Wahrscheinlichkeit einer 
Zweistaatenlösung loten verschiedene Akteure neue kreative Al-
ternativen aus, etwa in Form von binationalen, Einstaaten- oder 
Konföderationsmodellen, die es erlauben, kollektive Identitäten 
sowie individuelle Rechte zu berücksichtigen. Der Rückhalt für 
solche Pläne wächst, ist jedoch noch gering. Priorität muss aller-
dings sein, bei den Konfliktparteien den politischen Willen zu ge-
nerieren, überhaupt eine Konfliktregelung herbeizuführen. Denn 
die 50-jährige militärische Besatzung muss enden.

Die Einstaatenrealität

Die Zweistaatenlösung, sprich der Aufbau zweier unabhängi-
ger Staaten, Israel und Palästina, sollte schon mit der UN-Tei-
lungsresolution von 1947 Realität werden. Heute ist sie sowohl 
in großen Teilen der internationalen Gemeinschaft als auch un-
ter den wichtigsten Repräsentanten der Konfliktparteien und de-
ren Bevölkerungen als bevorzugte Option durchgesetzt, den is-
raelisch-palästinensischen Konflikt dauerhaft zu regeln. Wie eine 
Zweistaatenregelung aussehen soll, ist auf dem internationalen 
Parkett längst definiert. US-Präsident Barack Obama hat sie bei 
seiner ersten Rede vor der VN-Generalversammlung formuliert, 
die E 3 (Deutschland, Frankreich, Großbritannien) haben sie im 
VN-Sicherheitsrat vorgestellt und auch die neue US-Administra-
tion scheint zu ihr zurückzukehren. Sie umfasst eine territoriale 
Regelung auf Basis der Grenzen von 1967 mit vereinbartem Ge-
bietstausch, Sicherheitsarrangements, die die Bedürfnisse bei-
der Seiten berücksichtigen, eine für die Konfliktparteien und die 
Hauptaufnahmeländer akzeptable Regelung der Flüchtlingsfra-
ge sowie Jerusalem als Hauptstadt beider Staaten. Dies stimmt 
größtenteils überein mit der Arabischen Friedensinitiative von 
20021, die sowohl von der Arabischen Liga als auch von der Or-
ganisation für Islamische Zusammenarbeit inklusive des Iran ge-
tragen wird.

Auch wenn in den Verhandlungen seit der israelisch-palästi-
nensischen Prinzipienerklärung von Oslo 1993 detaillierte Rege-
lungsansätze für alle Konfliktfelder erarbeitet worden sind, so 
liegen die Positionen der Konfliktparteien bei sämtlichen Endsta-
tus-Themen momentan beträchtlich weiter auseinander als wäh-
rend früherer Verhandlungen. Israels Premierminister Benjamin 
Netanjahu bekennt sich zwar grundsätzlich zu einer Zweistaa-
tenregelung, dies gilt jedoch als bloßes Lippenbekenntnis, zumal 
er im Wahlkampf 2015 seinen Wählern ausdrücklich versprach, 
in seiner Amtszeit keinen palästinensischen Staat entstehen 
zu lassen, und eine Regierung führt, die sich mitnichten zu ei-
ner solchen Lösung bekennt, sondern mehrere Minister*innen 
in ihren Reihen hat, sogar aus seiner eigenen Partei, die diese 
ausdrücklich ablehnen. Die von der Fatah beherrschte Führung 
der Palästinensischen Autonomiebehörde (PA), die gewisse Tei-
le der Westbank verwaltet, hält hingegen am Zweistaatenansatz 
fest, während bei der im Gazastreifen herrschenden Hamas ein 

pragmatischer Trend zu Zweistaatlichkeit und De-facto-Koexis-
tenz mit Israel beobachtet werden kann, wie auch das Anfang 
Mai 2017 veröffentlichte Prinzipiendokument der Organisation 
zeigt2. Allerdings bedeutet die De-facto-Teilung der palästinensi-
schen Gebiete nicht nur in zwei geografische Gebiete, Gazastrei-
fen und Westbank, sondern in der Folge in zwei politische Entitä-
ten, zumal in diesen seit 2006 keine Wahlen mehr stattgefunden 
hatten, dass die palästinensische Führung nur beschränkt legi-
timiert in Friedensgespräche eintreten könnte. Dieses bleibt je-
doch eine theoretische Diskussion, da beide Seiten mitnichten 
damit rechnen, dass durch bilaterale Verhandlungen eine akzep-
table Konfliktregelung zu erreichen wäre.

Derweil etabliert sich in Israel / Palästina eine Einstaatenrea-
lität. In der Westbank, mit etwa 6.000 Quadratkilometern etwa 
zweimal so groß wie das Saarland und der weitaus größere Teil 
der besetzten Palästinensergebiete, haben israelische Regierun-
gen gleich welcher Couleur bis heute 350.000 bis 400.000 ei-
gene Bürger*innen in über 100 Siedlungen gezielt angesiedelt, 
die ans Mutterland mit einem Schnellstraßensystem angebun-
den sind, das das palästinensische Territorium durchschneidet 
und das von der palästinensischen Bevölkerung weitesgehend 
nicht genutzt werden darf. Militärischen Schutz liefert die israe-
lische Armee, die weiterhin 60 Prozent der Westbank verwaltet 
und ihre Macht – internationalem Völkerrecht zum Trotz – miss-
braucht, um jedwede Entwicklung palästinensischer Infrastruk-
tur, etwa Bauprojekte, Land- und Ressourcennutzung, aktiv zu 
unterbinden. Gemeinsam kontrollieren Siedlungen und Armee 
lebensnotwendige Ressourcen und befördern stetig einen sich 
ausdehnenden Enteignungsprozess der Palästinenser. Wäh-
renddessen trennt eine Sperranlage nicht nur die Westbank von 
Israel, sondern entzieht der Westbank ca. drei bis sechs Pro-
zent der Gesamtfläche.3 Hinzu kommt ein komplexes System 
von Checkpoints, separierten Straßen und Passierscheinen. Eine 
immer stärkere Zerstückelung der palästinensischen Gebiete ist 
die Folge – und damit des Territoriums, das für einen palästinen-
sischen Staat zur Verfügung stünde.

Das System der Straßensperren und Barrieren, der Passier-
scheine und Terminals, Betonmauern und eingezäunten En-
klaven hält die einheimische Bevölkerung eingeschlossen, un-
ter ständiger Beobachtung, mit der einzigen Freiheit, ihre Not 
selbst zu verwalten. Das tut die PA, deren Funktion sich im We-
sentlichen auf die Selbstverwaltung und die Kontrolle der inne-
ren Ordnung in weitgehend miteinander unverbundenen Enkla-
ven, die rund 40 Prozent der Westbank ausmachen, beschränkt.

Im von Israel formal annektierten Ost-Jerusalem samt Umge-
bung siedeln weitere 200.000 Israelis. Die palästinensischen Be-
zirke Ost-Jerusalems sind heute zudem von jüdisch-israelischen 
Bezirken umzingelt, die sie von der Westbank abtrennen, und 
nur wenige Palästinenser*innen aus der Westbank dürfen mit 
Sondergenehmigungen nach Ost-Jerusalem gelangen, sodass 
das größte urbane Zentrum der Palästinenser*innen de facto 
von den anderen Palästinensergebieten abgeriegelt ist. Insge-
samt investierten israelische Regierungen gleich welcher Cou-
leur einige zehn Milliarden Euro in die Ansiedlung von über einer 
halben Million jüdischer Siedler*innen auf jenen 6.000 Quadrat-
kilometern, auf denen der Staat Palästina entstehen sollte (zum 
Vergleich: Israel in seinen international anerkannten Grenzen 
ist etwa 21.000 Quadratkilometer groß und damit ähnlich groß 
wie Hessen).4 Und die Siedlerzahl wächst weiter mit einem jähr-
lichen Bevölkerungswachstum von etwa 4,4 Prozent (75 Pro-
zent hiervon natürliches Wachstum, 25 Prozent Zuzug aus Israel 
und dem Ausland),5 denn die israelischen Siedler*innen genie-
ßen Steuererleichterungen, bessere Infrastruktur und staatliche 
Dienstleistungen als in Israel selbst, Subventionen wie verbillig-
ten öffentlichen Nahverkehr und verbilligten Wohnraum sowie 
Bevorzugung bei der Wasserverteilung.
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Im anderen Teil der besetzten Gebiete, dem Gazastreifen (gan-
ze 360 Quadratkilometer groß, also etwas kleiner als Westber-
lin) haben die Palästinenser*innen weiter reichende Kontrolle 
über ihr Gebiet, allerdings soll das Gebaren der dort herrschen-
den Hamas nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch der Ga-
zastreifen nach wie vor in wesentlichen Aspekten von Israel ab-
hängt. Die Regierung von Ariel Scharon setzte zwar im Sommer 
2005 den Rückzug der israelischen Armee und die Räumung 
der, mit etwa 9.000 Einwohnern, relativ kleinen Siedlungen im 
bitterarmen, dicht bevölkerten Gazastreifen durch, der nicht als 
Teil des historischen Stammlandes des jüdischen Volkes ange-
sehen wird. Doch der Gazastreifen ist ohne die Westbank nicht 
lebensfähig, und Israel kontrolliert nach wie vor alle Land- und 
Seegrenzen sowie den Luftraum aller palästinensischen Gebie-
te. Einzig die Grenze zwischen Gazastreifen und Ägypten steht 
seit Mitte 2007 nicht mehr unter direkter israelischer Kontrolle. 
Zudem dominiert Israel die palästinensische Wirtschaft im Ga-
zastreifen ebenso wie in der Westbank völlig, insbesondere die 
Währung, den Ressourcenzugriff und den Handel.

Zwischen dem Mittelmeer und dem Jordan gibt es also nur ei-
nen Souverän, den israelischen Staat. Dieser verfolgt eine dop-
pelte Strategie: Einerseits ist er darauf erpicht, die Grenzen zwi-
schen Israel und einem künftigen Palästina immer stärker zu 
verwischen. So etwa ist die international anerkannte Grenze 
längst aus den israelischen Schulbüchern verschwunden. An-
dererseits entwickelte er ein verschlungenes System, in dem 
die Einwohner*innen je nach Staatsbürgerschaft, Wohnort (Isra-
el, Westbank, Gazastreifen, Ost-Jerusalem) und ethnisch-religi-
öser Zugehörigkeit unterschiedliche Rechte besitzen oder auch 
nicht. Mit handfesten Folgen, wie ein Vergleich des Pro-Kopf-
Bruttosozialprodukts offenbart: Während dieses 2014 bei den 
Palästinenser*innen in den besetzten Gebieten 2.960 US-Dollar 
betrug,6 betrug es in Israel mit 37.731 US-Dollar7 fast das 13-Fa-
che. Die Hintergründe hierfür sind offenbar: Einerseits will Israels 
Regierung die Kontrolle über die Palästinensergebiete behalten 
und die Ausweitung der Siedlungen ermöglichen und folglich ei-
nen lebensfähigen unabhängigen Palästinenserstaat verhindern, 
andrerseits fürchtet sie einen Machtverlust und die Vorrechte 
der jüdischen Bevölkerung, wenn alle Menschen im Land glei-
che Rechte genössen. Denn schon heute gibt es keine jüdische 
Mehrheit zwischen Jordan und Mittelmeer. Insgesamt sind dort 
rund 12,6 Millionen Menschen ansässig, etwa 6,2 Millionen da-
von sind Juden, 6,3 Millionen Araber (Palästinenser*innen und 
andere arabische Minderheiten),8 und das demografische Ver-
hältnis verändert sich weiter zuungunsten des jüdischen Anteils.

Ist die Zweistaatenlösung noch real?

ISRAEL

Um die notwendige Entflechtung auf dem Weg zu einer Zwei-
staatenlösung zu schultern, bedarf es eines enormen politi-
schen und finanziellen Kraftakts. In Israel besteht momentan 
weder die zwingende Notwendigkeit, noch findet sich eine 
ernst zu nehmende Kraft, die nur annähernd den Willen und die 
Fähigkeit besäße, ein solches Projekt historischen Ausmaßes zu 
unternehmen. Schaut man sich die Grunddaten an, so besteht 
tatsächlich kein unmittelbarer Druck, die Lage grundsätzlich 
zu ändern. Die israelische Wirtschaft blüht seit dem Abflauen 
der Zweiten Intifada Mitte der 2000er-Jahre. Die Wachstums-
raten sind höher als der Durchschnitt der industrialisierten Län-
der, das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf des einstigen Schwel-
lenlands ist mittlerweile höher als in Spanien oder Italien. Israel 
ist heute ein führender Forschungs-, Hightech- und Kommuni-
kationsstandort mit einer bedeutenden Präsenz ausländischer 
Firmen wie Intel und Microsoft und einer der weltgrößten 

Konzentrationen an Start-up-Unternehmen, hat eine hoch wett-
bewerbsfähige Pharmaindustrie und ist einer der weltgrößten 
Sicherheits- und Waffenexporteure. Inflation, Arbeitslosenrate 
und Schuldenstand sind sehr niedrig, und auch die Außenbe-
ziehungen Israels werden nur minimal durch die fortwährende 
Besatzung gestört (s. u.).

Die Kosten für die Besatzung selbst halten sich in Grenzen. 
Denn seit den Osloer Abkommen Mitte der 1990er-Jahre ist die 
PA für das Wohl der Palästinenser*innen verantwortlich. Die PA, 
mit ihren beschränkten Befugnissen der Verwaltung des Elends 
in nicht miteinander verbundenen Enklaven, ist kaum in der 
Lage, eine sich selbst tragende Wirtschaft auch nur annähernd 
auf die Beine zu stellen. Doch hier springen ausländische Geld-
geber, allen voran die EU, die VN, die USA und arabische Golf-
staaten, in die Bresche und finanzieren große Teile des Haushalts 
und verhindern so eine humanitäre Krise und einen Zusammen-
bruch der PA.

Vom Wirtschaftsaufschwung profitieren keinesfalls alle. Seit 
Mitte der 1980er-Jahre betreiben alle israelischen Regierun-
gen eine stringentere neoliberale Politik als die meisten ande-
ren OECD-Länder, inklusive einer Reduzierung der Staatsausga-
ben,9 einer systematischen Lohnsenkung im öffentlichen Dienst, 
Privatisierungs- und Deregulierungswellen, der großflächigen 
Einführung von Leiharbeitsfirmen, der Marginalisierung der Ge-
werkschaften und eines Steuersystems, das verstärkt auf Ein-
nahmen aus indirekten Steuern zugreift und die Steuerlast für 
Menschen mit niedrigem Einkommen vergrößert. In der Folge 
blühen die Hightech-Industrien und Dienstleistungen, doch le-
diglich acht Prozent der israelischen Bevölkerung arbeitet in die-
sem Bereich. Der mit dieser Wirtschaftspolitik einhergehende 
Prozess der Konzentration von Kapital und Macht in die Hän-
de Weniger, wie ihn kaum ein anderes westliches Land erfahren 
hatte, führte dazu, dass die Mittelschicht schrumpft: Nach Da-
ten von 2005 gehörten 36 Prozent aller israelischen Haushalte 
der Mittelschicht im Vergleich zu 52,4 Prozent in Deutschland, 
und sie schrumpfte seitdem weiter, während sich die Armutsra-
te von zehn bis 12 auf 19 bis zwanzig Prozent fast verdoppelte.10

Die großen sozialen Proteste 2011 waren Ausdruck der wach-
senden Unzufriedenheit mit einer sozial ungerechten Regie-
rungspolitik, und darüber hinaus angesichts der vielen Skandale 
führender Politiker*innen, Generäle oder Polizeioberen – Premi-
er Ehud Olmert, der Korruption, und Präsident Mosche Katzav, 
der Vergewaltigung überführt, sind hierbei lediglich die Spitze 
des Eisbergs – eine Demonstration gegen eine als zutiefst kor-
rumpiert empfundene und den Bedürfnissen der Bevölkerung 
entfremdete Politelite. Was als Protest einer Mittelklasse, deren 
Kinder sich keine Studentenwohnung in Tel Aviv mehr leisten 
können, begann, erfasste nach und nach auch Teile der unte-
ren Schichten. Die rechte Regierung Netanjahus stand unter bei-
spiellosem Druck, doch das hergebrachte politische System er-
wies sich als äußerst überlebensfähig. Der Politelite gelang es, 
die sozialen Proteste einzudämmen durch eine Umdeutung der 
Gerechtigkeitsfrage in eine Diskussion über die ungerechte Las-
tenverteilung beim Militärdienst, da ultraorthodoxe Juden und 
die palästinensische Minderheit im Land nicht in der Armee die-
nen, und durch den Hinweis auf die angespannte Lage im und 
um den Gazastreifen. Die Beschwörung äußerer Gefahr dien-
te dazu, dass die öffentliche Unzufriedenheit nicht zu einer po-
litisch relevanten Infragestellung bestehender Machtverhältnis-
se eskaliert.

Die äußere Gefahr als Kitt für den inneren Zusammenhalt 
einer Gesellschaft, der durch die Sozial- und Wirtschaftspo-
litik der vergangenen Jahrzehnte kaum gestärkt wurde, ist in 
einem Einwanderungsland wie Israel besonders wirkungsmäch-
tig. Hier konkurriert eine fragile israelische Identität mit einem 
Geflecht anderer Gruppenidentitäten, die mit der jeweiligen 
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Herkunft zusammenhängen. Neben einer großen indigenen pa-
lästinensischen Minderheit (zwanzig Prozent der israelischen 
Staatsbürger*innen) teilt sich die jüdische Bevölkerung in eu-
ropäische (aschkenasische) und aus arabischen Ländern stam-
mende Juden, den Mizrachim; dazu kommen Hunderttausen-
de sowjetisch sozialisierte Menschen sowie die ultraorthodoxen 
Juden und Jüdinnen. Diese unterschiedlichen Prägungen sind 
umso bedeutender, als sie mit reellen sozioökonomischen Un-
terschieden einhergehen, je nachdem, wann eine Gruppe nach 
Israel eingewandert ist, wie sie von den anderen Gruppen wahr-
genommen wird und wie sie sich integrieren konnte. Die Be-
nachteiligung der Mizrachim und insbesondere der etwa bei 
Polizeigewalt zutage tretende offene Rassismus gegen dunkel-
häutige Juden und Jüdinnen sowie ein fortwährender Kultur-
kampf zwischen Säkularen und Religiösen beinhalten akutes 
Konfliktpotenzial.

Angesichts der guten wirtschaftlichen Lage, der geringen 
Kosten der Besatzung und der Instrumentalisierung der äuße-
ren Gefahr zur Einhegung von Protest und zur Zementierung 
ihres Machterhalts ist die jetzige Lage für Israels Rechte unter 
Netanjahu die beste aller Welten. Deren Macht ist gesichert, Is-
rael und ein neoliberales Wirtschaftssystem gedeihen, der Sied-
lungsbau schreitet voran und Israel kontrolliert weiterhin die 
Palästinensergebiete. Um diesen Zustand aufrechtzuerhalten, 
achtet die Regierung einerseits darauf, dass der Konflikt mit 
den Palästinenser*innen niedrigschwellig bleibt, denn die isra-
elische Gesellschaft ist bereit, einzelne Terroranschläge hinzu-
nehmen, doch ob die heutige israelische Gesellschaft willens 
und in der Lage wäre, größere Opfer hinzunehmen, ist unklar. 
Dies tut sie mit einer komplexen Zuckerbrot-und-Peitsche-Po-
litik gegenüber der PA, aber auch – jenseits medialer Aufmerk-
samkeit – gegenüber der Hamas. Andrerseits lässt die Regie-
rung die rechtliche Lage der besetzten Gebiete im Unklaren und 
annektiert sie nicht. Dieser seit 50 Jahren bestehende Schwe-
bezustand bedeutet, dass jüdische Siedler*innen andere Rechte 
und ein anderes Rechtssystem genießen als ihre unmittelbaren 
palästinensischen Nachbar*innen, die als Subjekte einer mili-
tärischen Besatzungsmacht leben. Die Situation, in der unter-
schiedliche Bevölkerungsgruppen unterschiedlichem Recht un-
terstehen, veranlasst mehrere israelische, palästinensische und 
internationale Beobachter*innen das Fortbestehen dieses Sys-
tems als eine Form der Apartheid zu definieren.

Dennoch ist es erstaunlich, dass eine Mehrheit der Israelis 
sich für die Siedlungen mäßig oder gar nicht interessiert. Ihre 
fast durchgängige Zustimmung für rechte Regierungen seit 
zwanzig Jahren ist ebenso ein Zeichen für die Schwäche der is-
raelischen Linken. Nachdem sie seit der Staatsgründung 1948 
fast dreißig Jahre lang die israelische Politik maßgeblich be-
stimmt hatte, verlor die Arbeitspartei ihre hegemoniale Rolle 
zugunsten der israelischen Rechten. In den vergangenen drei 
Jahrzehnten schaffte sie lediglich für zwei kurze historische Mo-
mente, eine Friedenskoalition aufzubauen. Die erste kulminier-
te in den Osloer Abkommen mit den Palästinenser*innen, verlor 
ihre Führungsfigur aber mit der Ermordung von Premierminis-
ter Yitzhak Rabin durch einen Rechtsradikalen. Die zweite un-
ter Premierminister Ehud Barak versprach am Ende des vergan-
genen Jahrhunderts, alles zu tun, um einen Friedensvertrag mit 
den Palästinenser*innen zu erreichen. Der ehemalige General-
stabschef und Hoffnung des Friedenslagers kehrte aus den ge-
scheiterten Verhandlungen zurück und beteuerte, dass er alles 
in seiner Macht getan hatte, aber dass es auf palästinensischer 
Seite keine Partner für den Frieden gibt. Heute wissen wir, dass 
er mitnichten einem unabhängigen Palästinenserstaat zuge-
stimmt hatte und dass seine palästinensischen Gegenüber sein 
Angebot nicht hatten annehmen können.11 Doch damit brach 
das Friedenslager Israels in sich zusammen, die Hoffnung auf 

Frieden erlosch. Seitdem oszilliert die einstige Volkspartei zwi-
schen Nachahmung der Rechten und dem Ausweichen von kla-
ren Antworten auf die existenzielle Frage des Lands in einer Auf-
einanderfolge unglücklicher Vorsitzender12. Ihre Zustimmung für 
eine Zweistaatenlösung begründet die Arbeitspartei nicht mit ei-
nem Wunsch nach Frieden, sondern vor allem mit dem Willen, 
sich von den Palästinenser*innen endgültig zu trennen, damit Is-
rael sicherer wird. Es schwingt aber immer auch der Gedanke 
mit, Israel als westliche Insel inmitten einer als barbarisch wahr-
genommenen Umwelt zu isolieren. Damit wird aber auch ein 
angesichts der Kriege, Krisen und reüssierenden Diktaturen in 
den umgebenden Ländern verständliches Misstrauen geschürt 
und dies spielt wiederum in die Hände der Rechten, die viel bes-
ser Profit aus einer Politik der Angst zu schlagen wissen. Diese 
Position verhindert gleichzeitig eine notwendige Allianzbildung 
mit der neuen großen Kraft in Israel, die für eine Zweistaaten-
lösung steht: der Gemeinsamen Liste unter Einschluss der so-
zialistischen, jüdisch-arabischen Chadasch/al-Jabha, die die pa-
lästinensischen Staatsbürger*innen Israels repräsentiert. Damit 
bleibt eine friedenswillige Allianz aus, die die israelische Gesell-
schaft dazu bewegen könnte, eine gerechte Zweistaatenlösung 
als israelisches Interesse wahrzunehmen.

PALäStINA

Angesichts der asymmetrischen Kräfteverhältnisse hat die PA in 
den vergangenen Jahren alles darangesetzt, die von den Groß-
mächten vorgegebenen Parameter auf dem Weg zur Zweistaa-
tenlösung zu erfüllen. Vergebens. Aufgrund der kompletten is-
raelischen Übermacht hat sie kaum Karten in der Hand, um die 
von ihr präferierte Zweistaatenlösung zu realisieren. Ihre Manö-
vrierfähigkeit ist zudem stark eingeschränkt, da sie von Israel 
und dem Ausland stark abhängig ist. Mangels einer lebensfä-
higen und unabhängigen Wirtschaft stammt ein Großteil ihrer 
Einnahmen aus ausländischen Quellen, etwa humanitärer und 
Entwicklungshilfe und israelischen Überweisungen, etwa fällige 
Zölle und Mehrwertsteuer, die Israels Institutionen erheben und 
dann den palästinensischen Behörden überweisen – oder eben 
auch nicht. Repression wird in der Folge mit Vereinnahmung 
verzahnt. Und, wie in anderen Rentiersystemen, Patronage wird 
zu einem kritischen Teil eines Systems, das von der Bevölkerung, 
die es zu repräsentieren vorgibt, losgelöst ist, da er von ihr pe-
kuniär unabhängig ist und folglich ihre Bedürfnisse übergehen 
kann. Während ein Großteil der Bevölkerung in Armut lebt, ge-
deiht eine dem System nahestehende Schicht, die sich teure Re-
staurants oder private Schulen leistet, darunter etwa die stein-
reich gewordene Milliardärsfamilie Al-Masri.

Besonders pikant ist die Rolle der PA in Sicherheitsfragen. 
Mit US- und EU-Mitteln arbeiten zwölf Sicherheitsapparate (Ge-
heimpolizei, Gendarmerie, Militärgeheimdienst, Spezialkräfte, 
Präsidentengarde etc.) und machen die Westbank zu einem der 
am stärksten bewachten Orte der Welt. Die Budgets hierfür sind 
höher als die Ausgaben für Gesundheit und Bildung zusammen. 
Die Sicherheitsapparate sind ausschließlich nach innen gerichtet 
und dürfen israelische Staatsbürger*innen, etwa Siedler*innen, 
die palästinensisches Eigentum gewohnheitsmäßig beschädi-
gen, nicht antasten. Für Israel stellen sie einen kostensparenden 
Ersatz für die eigenen Streitkräfte bei der Sicherung der Ordnung 
und der Unterdrückung von Gewalt gegen Siedlungen und isra-
elische Infrastruktur dar.

Über zwanzig Jahre nach ihrer Gründung stellt sich immer 
dringender die Frage, ob die PA als notwendige Stufe eines 
Staatsbildungsprozesses verstanden werden kann oder ob sie 
nicht integraler Bestandteil des Besatzungssystems geworden 
ist. Die PA steckt in einem tiefen Dilemma: Es gibt Stimmen, 
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auch innerhalb der die PA beherrschenden Fatah, die dafür plä-
dieren, die PA abzuschaffen und zu einem direkten israelischen 
Besatzungsregime zurückzukehren. Tatsächlich hängt die Legiti-
mität der PA von ihrer Fähigkeit ab, die nationalen Interessen der 
Palästinenser*innen zu vertreten. Doch solange die PA die Le-
bensgrundlage so vieler, vor allem regimenaher Menschen dar-
stellt, scheinen viele an der Hoffnung zu hängen, dass ein Paläs-
tinenserstaat doch Realität werden kann.

Vor dem Hintergrund gescheiterter Direktverhandlungen mit 
Israel nahm sich die palästinensische Führung zuletzt vor, eine 
Internationalisierung des Konflikts zu forcieren, sprich die VN-
Organe, den Internationalen Gerichtshof und die Staatenge-
meinschaft in die Pflicht zu nehmen. Die Siedlungen müssten 
geächtet werden, ein Staat Palästina anerkannt werden, die Pa-
rameter für die endgültige Zweistaatenlösung international fest-
gelegt werden. Bislang mit mäßigem Erfolg. Israel bekämpft 
diese Bemühungen vehement und nennt sie Kriegsführung mit 
juristischen und diplomatischen Mitteln, und das westliche Aus-
land reagiert darauf zögerlich bis ablehnend.

Angesichts der Erfolglosigkeit der PA gibt es drei zivilgesell-
schaftliche, gewaltlose Bewegungen, die sich der Besatzung 
und dem Vegetieren in isolierten Enklaven stellen. Die eine ist 
eine sehr niedrigschwellige, die „Sumud“ fördert, sprich einen 
passiven Widerstand gegen die Enteignung und Vertreibung 
von Palästinenser*innen aus verschiedenen Teilen der West-
bank, etwa durch den Wiederaufbau zerstörter Häuser und die 
Kultivierung von Land, auch wenn dieses vorgeblich für Mili-
tärzwecke gesperrt wurde, sowie durch den Aufbau alternati-
ver Institutionen. Die zweite ist die von Palästinenser*innen ge-
gründete BDS-Bewegung, die für Boykott, Desinvestitionen und 
Sanktionen steht, eine vom südafrikanischen Beispiel inspirier-
te internationale Kampagne, die den Druck auf Israel erhöhen 
möchte, die Besatzung zu beenden. Die Bewegung wird stark 
von pro-israelischen Organisationen als antisemitisch motiviert 
angegriffen, nimmt aber an Fahrt auf und bekommt Unterstüt-
zung auch von einigen, auch namhaften israelischen und jüdi-
schen Friedensaktivist*innen und Intellektuellen. Die dritte heißt 
gewaltfreie oder Volksintifada, die mit Demonstrationen, Streiks 
und Straßensperren Israel international unter Druck setzt, das 
israelische Friedenslager zu neuem Leben erweckt und somit 
ein Ende der Besatzung herbeiführen soll. Die Unterdrückungs-
mechanismen der PA und des israelischen Militärs einerseits 
und die Verfasstheit der palästinensischen Gesellschaft ande-
rerseits lassen ein solches Unterfangen jedoch derzeit unrealis-
tisch erscheinen.

Die einzige andere Option, die heute verhandelt wird, ist eine 
bewaffnete Intifada. Die Hamas, die im Gazastreifen eine äu-
ßerst harte Hand, Einschüchterung und mitunter Folter benö-
tigt, um ihre schwindende Popularität zu kompensieren, ruft 
zwar dazu auf, doch ihre Annäherung an Fatah-Positionen lässt 
vermuten, dass sie dies eher aus politischer Opportunität tut. 
Israel scheint zu übermächtig, die Angst vor Krieg und Chaos 
angesichts der Fernsehbilder aus Syrien und Jemen sowie die 
Müdigkeit nach zwei Intifaden zu groß.

DAS AUSLAND

Die Fortführung der Siedlungspolitik, die offensichtliche Ab-
wendung der Regierung Netanjahu von der Zweistaatenlösung, 
die antiliberale Innenpolitik Israels sowie speziell Netanjahus 
beispiellose Einmischung in die amerikanische Innenpolitik und 
seine dezidierte Parteinahme für die Republikaner sowie die tie-
fe politische Spaltung des Landes bei den letzten Wahlen 2016 
haben dazu geführt, dass die einstige bedingungslose Wand-
zu-Wand-Unterstützung für Israel durch dessen wichtigsten 

Alliierten, die USA, bröckelt. Während linke und liberale Kräfte 
zunehmend ein distanziertes Verhältnis zu Israel haben, erstarkt 
die Identifikation mit Israel in ultrarechten Kreisen, nicht zuletzt 
gekoppelt mit der Vorstellung, einen gemeinsamen Feind, den 
Islam, vor sich zu haben. Das Gleiche gilt auch für die großen 
jüdischen Gemeinden der USA: während sich der wachsende 
konservative Flügel in den traditionell (links-)liberalen jüdischen 
Gemeinden für Netanjahu begeistert, unterstützen linkslibera-
le, vor allem junge Juden und Jüdinnen vermehrt die 2008 als 
Alternative zur mächtigen konservativen American Israel Pub-
lic Affairs Committee (AIPAC) gegründete J-Street, die der isra-
elischen Linken nahesteht und die Besatzung deutlich kritisiert, 
oder sogar die Friedensgruppe Jewish Voice for Peace, die die 
BDS-Kampagne unterstützt. Dennoch stehen die besonderen 
Beziehungen zwischen beiden Staaten auf einem festen Funda-
ment. Die USA unterstützen Israel jährlich mit drei bis vier Mil-
liarden US-Dollar an Militärhilfe, und ein spezielles Gesetz ver-
pflichtet die USA dazu, Israel eine militärische Überlegenheit 
gegenüber allen anderen Nahoststaaten zu garantieren.13 Ob-
wohl sich Israels Rechtsnationalisten durch den Wahlsieg Do-
nald Trumps einen radikalen Bruch mit der offiziellen Verpflich-
tung der US-Administration zur Zweistaatenlösung erhofften, 
lassen die Äußerungen von Trump und seinem Team während 
ihrer Nahostreise im Mai 2017 vermuten, dass die USA weiter-
hin offiziell einer Zweistaatenlösung verpflichtet bleiben. Doch 
auch wenn der amerikanische Präsident verkündet hat, das ul-
timative Friedensabkommen zwischen Israel und den Palästi-
nensern vermitteln zu wollen, so bleibt unklar, wie er dieses er-
reichen möchte.

Auch wenn in Europa seit dem Wahlsieg Trumps die Erkennt-
nis reift, dass es außen- und sicherheitspolitisch eigenständiger 
werden muss, stellt die enge diplomatische Zusammenarbeit 
mit den USA für Europa eine conditio sine qua non verantwort-
licher Politik dar. Vor allem bezogen auf den Nahen Osten räumt 
Europa den USA die Führungsposition ein und begnügt sich mit 
der Rolle des Beifahrers. Die Beziehungen zu Israel sind dabei 
ebenso verzweigt und vielfältig wie die der USA, und die euro-
päische – vor allem deutsche – Geschichte stellt einen gewich-
tigen eigenen Grund zur Solidarität mit Israel dar. Israel ist folg-
lich wahrscheinlich der außereuropäische Staat mit den engsten 
Beziehungen zur EU. In den europäischen Hauptstädten erken-
nen viele in den politischen Eliten, dass beide Parteien, auf sich 
gestellt, sich kaum auf eine für beide Seiten akzeptable Lösung 
verständigen können, weil die Machtasymmetrie zwischen den 
Parteien zu groß ist. Doch auch angesichts einer sich verfesti-
genden Einstaatenrealität bestehen auch die europäischen Staa-
ten darauf, dass nur direkte Verhandlungen zum Ziel führen, und 
lehnen ein tieferes Engagement, etwa durch eine Festlegung der 
Parameter einer solchen Lösung, wie sie zu Beginn dieses Auf-
satzes dargelegt worden sind, oder durch handfeste Schritte hin 
zu einer Zweistaatenlösung ab.

Die öffentliche Meinung – und die zahlreicher europäischer 
Politiker*innen und Beamte hinter vorgehaltener Hand – ist da-
bei etwas anders gelagert als die US-amerikanische. Die pro-is-
raelische Euphorie um die Jahre der Osloer Verträge wandelte 
sich in vielen Milieus – in Großbritannien oder Spanien eher als 
in Deutschland – durch die während der Gazakriege offensicht-
lich gewordene Asymmetrie der Kräfteverhältnisse zwischen 
den Parteien und ein wachsendes Bewusstsein für die Besat-
zungsrealitäten in eine Aversion gegen Israels Besatzungspoli-
tik, wenn auch nicht in eine durchgehende Sympathie für die 
Palästinenser*innen. Die wachsende Kluft zwischen offizieller Po-
litik und öffentlicher Meinung wäre schwer zu handhaben, fänden 
nicht gleichzeitig gegenläufige Bewegungen statt. Bei den sich 
modernisierenden und erstarkenden Rechtspopulisten werden 
die alten antisemitischen Ressentiments durch eine vorgestellte 
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Front zur Verteidigung eines jüdisch-christlichen Abendlands ge-
gen den Islam ersetzt, und Israel und die dortige hegemoniale 
Rechte gelten als ideologische und strategische Alliierte ersten 
Rangs. Gleichzeitig sind viele Besatzungsgegner*innen Antise-
mitismusvorwürfen durch pro-israelische Organisationen aus-
gesetzt, zuletzt innerhalb der britischen Labor, davor innerhalb 
der deutschen Grünen und Linken. Berichte darüber, dass das 
israelische Außenministerium gemeinsam mit zivilgesellschaft-
lichen Akteuren koordiniert Kampagnen gegen Kritiker*innen 
der Besatzungspolitik führt und sich in innerparteilichen Aus-
einandersetzungen einmischt, veranlasste sogar Anfang 2017 
die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses im britischen 
Parlament.14

Angesichts der brisanten Sachlage sind europäische Akteure 
insgesamt gespalten und agieren entsprechend halbherzig. So 
entschloss sich die EU, dass – da sie die Siedlungen in den be-
setzten Gebieten nicht als Teil Israels anerkennt – die wenigen 
importierten Produkte aus den jüdischen Siedlungen nicht mehr 
als israelische Produkte gekennzeichnet werden können, doch 
sie begründet es halbherzig als eine technische Maßnahme und 
nicht als eine politische Botschaft und lehnt weiter reichende 
Forderungen, Produkte aus den nach eigenem Verständnis völ-
kerrechtswidrigen Siedlungen nicht mehr in die EU einzuführen, 
ab. Und während das Europäische Parlament und andere nati-
onale Parlamente sich grundsätzlich für die Anerkennung eines 
Staates Palästina ausgesprochen hatten, hat bislang nur Schwe-
den dies auch tatsächlich vollzogen. Während irischen Quellen 
zufolge eine Anerkennung durch Irland nur mehr eine Frage der 
Zeit sei, kann man Äußerungen von Emmanuel Macron entneh-
men, dass Frankreich kaum folgen wird. Eine Anerkennung sei-
tens Deutschlands ist auch nach der kommenden Bundestag-
wahl nicht zu erwarten.

Gleichzeitig führte das Versprechen der Osloer Abkommen zur 
Normalisierung der Beziehungen mit vielen vormals blockfrei-
en Staaten, wie China und Indien, aber auch ehemaligen Mit-
gliedern des Warschauer Pakts wie Russland. Beziehungen, die 
angesichts der fortwährenden Besatzung keinesfalls wieder er-
kalten, sondern weiter gedeihen aufgrund des wachsenden Be-
darfs dieser an globaler Bedeutung gewinnenden Länder an 
Handel und Know-how. Israel ist nicht nur wirtschaftlich und mi-
litärisch unabhängiger von den USA und Europa, sondern ist sel-
ber Produzent wichtiger Technologien wie Drohnen oder (Netz-)
Sicherheitstechnik, die westliche wie nicht-westliche Länder seit 
den Terroranschlägen am 11. September 2001 immer stärker be-
anspruchen. Zudem stärkten die Folgen der US-amerikanischen 
Besatzung des Irak und des Scheiterns des Arabischen Frühlings 
Israels Position. Während alte Feinde wie Syrien und der Irak zer-
fallen, haben Israel und Ägypten unter Diktator Abd al-Fattah 
as-Sisi und die radikale islamistische Monarchie Saudi-Arabien 
zunehmend ähnliche Interessen, etwa in ihren Positionen gegen-
über Hamas und dem Iran.

Insgesamt hat sich auf dem internationalen Parkett die Fest-
legung auf eine Zweistaatenlösung so stark verankert, dass 
eine Suche nach anderen Lösungsansätzen nur als unrealisti-
sche Träumerei wahrgenommen wird. Gleichzeitig ist die eins-
tige Dringlichkeit einer Lösung des klassischen Nahostkonflikts 
angesichts der neuen, akuten Konflikte im Nahen Osten in den 
Hintergrund geraten. Stellte die Lösung des Nahostkonflikts ei-
nen Schlüssel zur Befriedung des gesamten Nahen Ostens und 
zu einer Annäherung zwischen dem Westen und den arabischen 
Staaten dar, so geht man heute eher davon aus, dass erst die an-
deren Krisenherde gelöscht werden müssen, bevor dieser Kon-
flikt angegangen wird, und fragt sich, ob jetzt der rechte Zeit-
punkt wäre, einen Zwergstaat wie das vorgesehene künftige 
Palästina, dessen Verfasstheit instabil und dessen Entwicklungs-
möglichkeiten aufgrund der Vorbedingungen suboptimal wären, 

gerade jetzt in die Unabhängigkeit zu entlassen. Zurzeit können 
die besetzten Palästinensergebiete sich zur Westsahara und zu 
Nordzypern gesellen – als langjährige Konflikte, die gegenwär-
tig unlösbar bleiben müssen.

Alternative Lösungsansätze

Angesichts wachsender Zweifel an der Realisierbarkeit einer 
Zweistaatenregelung oder als klare Gegenalternativen zu die-
ser gewinnen in den vergangenen Jahren, sowohl auf israeli-
scher als auch auf palästinensischer Seite, alternative Ansätze 
an Zulauf. Dazu zählen Einstaatenmodelle, die eine jüdische oder 
palästinensische Dominanz oder aber einen binationalen Staat 
mit absoluter Gleichberechtigung vorsehen, sowie Konzepte 
für eine Konföderation zweier unabhängiger Staaten. Schließ-
lich bleibt der Plan eines einseitigen Rückzugs Israel aus Teilen 
der Westbank.

Ein Staat mit jüdischer oder 
palästinensischer Dominanz

Während die Mehrheit der israelischen Rechten unter der Füh-
rung von Netanjahu gezielt keine Parameter über die Zukunft bei-
der Völker formuliert, um den Siedlungsbau weiter voranzutrei-
ben, ohne internationalen Druck zu erleben, preschen andere vor 
und fordern eine Formalisierung der Einstaatenrealität. Minister 
Naftali Bennett, Vorsitzender der rechtsextremen Siedlerpartei 
Jüdisches Heim und Mitglied im Sicherheitskabinett, plädiert für 
die Annexion von etwa 60 Prozent der Westbank und aller israeli-
schen Siedlungen. Die Zehntausende bis etwas über einhundert-
tausend in diesen Gebieten lebenden Palästinenser*innen sollen 
volle Bürgerrechte in Israel bekommen, während die schon jetzt 
von der PA verwalteten Enklaven mit dem Gros der palästini-
schen Bevölkerung lediglich autonome Selbstverwaltung erhiel-
ten. Unter dem Einfluss des Jüdischen Heims hat die israelische 
Regierung das „Gesetz zur Regelung der Besiedlung Judäas und 
Samarias“ im Februar 2017 verabschiedet, das die schrittweise 
Ausweitung israelischer Hoheitsrechte auf die Westbank und da-
mit die Annexion von Teilen der Westbank einleitet. Einige un-
abhängige Denker des Likud, darunter Staatspräsident Reuven 
Rivlin, befürworten hingegen die volle Annexion der Westbank 
bei Gewährung von individuellen Bürgerrechten für die gesamte 
palästinensische Bevölkerung bei eingeschränkten politischen 
Kollektivrechten. Die fast zwei Millionen Einwohner*innen des 
Gazastreifens bleiben hiervon ausgeschlossen, ansonsten wäre 
die jüdische Mehrheit nicht sicherzustellen. In beiden Szenarien 
bleiben die jüdische Identität des Lands und die Vorrechte der 
jüdischen Bevölkerung erhalten.

Hinter diesen Überlegungen steht Israels stärkste Lobbygrup-
pe, die Siedlerbewegung. Ihren Einfluss bis tief in den israeli-
schen Konsens verdankt sie zwei Kontinuitäten im israelischen 
Diskurs. Zum einen wurde der Staat Israel durch europäische 
Juden und Jüdinnen gegründet, die ein Land besiedelten, das 
schon besiedelt war. Um einen sicheren Hafen für die verfolg-
ten Juden Europas aufzubauen, musste also eine andere Be-
völkerung verdrängt werden. Siedlungen sind also das zentra-
le Instrument des Zionismus gewesen. Die Siedlerbewegung 
kann also behaupten, dass sie das Werk der von allen verehr-
ten Gründungsväter vollendet. Und auch wenn die zionistische 
Bewegung, wenigstens dem Anspruch nach, eine säkulare Be-
wegung war, so benötigte sie religiöse Symbole, um die jüdi-
schen Massen zu begeistern und zu einen. Die Kolonisierung des 
Lands wurde im Hebräischen als „Erlösung des Lands“ aufge-
laden. Die Siedlerbewegung lädt die Besiedlung der Westbank, 
in der sich viele jüdische Stätten befinden wie Hebron, die Stadt 
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Abrahams, ähnlich religiös auf – und findet Resonanz in einer Öf-
fentlichkeit, der dieser Diskurs nicht fremd ist.

Diese Ansätze ähneln jenen, wie sie die Hamas in ihrer Charta 
aus dem Jahr 1988 propagiert, in der das gesamte Land als „isla-
mische Stiftung“ (Waqf) gilt, das Gott den Muslimen anvertraut 
habe. In ihm könnten zwar auch Juden leben, hätten aber kei-
nen gleichberechtigten Status und keine kollektiven politischen 
Rechte. Allerdings scheint die Hamas sich den Positionen der Fa-
tah und der anderen palästinensischen Parteien, die in der PLO 
vertreten sind, in ihrer Unterstützung für eine Zweistaatenlösung 
angenähert zu haben.

Ein demokratischer, binationaler Staat 
und Konföderationsmodelle

Befürworter*innen eines einzigen Staats zwischen Jordan und 
Mittelmeer gab es schon vor der Gründung Israels. Sie se-
hen einen demokratischen und säkularen Staat für Israelis und 
Palästinenser*innen vor, in dem sowohl die kollektiven Rechte 
als auch die Rechte von Minderheiten wirksam geschützt sind. 
Eine Teilung des Lands wird als Unrecht verurteilt, zumal diese 
immer zugunsten der Israelis ausfallen und die Interessen des 
verstreuten palästinensischen Volks nie genügend berücksichti-
gen wird. Auch als während der 1990er Jahre die Zweistaatenlö-
sung in Reichweite schien, setzte sich der 2003 verstorbene an-
gesehenste palästinensische Intellektuelle, Edward Said, schon 
früh für die Errichtung eines binationalen Staats als Alternati-
ve zum Oslo-Friedensprozess ein mit Verweis auf eine Vielzahl 
wechselseitiger Abhängigkeiten beider Seiten, die eine Tren-
nung praktisch unmöglich mache. Angesichts eines in Enklaven 
entstehenden Protektorats sprechen sich aber momentan im-
mer mehr palästinensische Intellektuelle und Aktivist*innen hier-
für aus und stellen damit eine bedeutende Gegenstimme gegen-
über den national orientierten Parteien der PLO dar. Dazu gehört 
etwa der palästinensische Philosoph Sari Nusseibeh15 und der 
palästinensisch-amerikanische Journalist Ali Abunimah. Auch 
auf israelischer Seite gibt es eine relativ kleine Minderheit post-
zionistischer Israelis, die für einen binationalen Staat plädieren, 
etwa den ehemaligen Arbeitspartei-Politiker und Knesset-Spre-
cher Avraham Burg, den Historiker Ilan Pappé oder den Sozio-
logen Jehuda Schenhaw. Ihnen allen gemeinsam ist der Glaube, 
dass diese die einzig langfristig gerechte Lösung sein kann, un-
abhängig davon, wie utopisch sie momentan sein mag, zumal 
ein Kampf unter der Fahne gleicher Bürgerrechte Erfolg verspre-
chender sein kann als eine nationale Befreiung.

Konföderationsmodelle bieten einen Kompromiss, der na-
tionale Identitäten und kollektive Rechte stärker berücksich-
tigt und gleichzeitig davon ausgeht, dass zwei getrennte Staa-
ten den anstehenden Herausforderungen nicht gerecht werden. 
Sie reichen von einer binationalen Föderation wie in Belgien 
bis hin zu einer Konföderation ethnischer Kantone. Die neues-
te Initiative, „Zwei Staaten – eine Heimat“, hat in kurzer Zeit 
Hunderte von Befürworter*innen gefunden – eine ungewöhn-
liche Allianz aus palästinensischen Querdenkern, israelischen 
Friedensaktivist*innen, Siedler*innen und ultraorthodoxen Ju-
den und Jüdinnen16. Dabei sollen die zwei Völker ihr Selbstbe-
stimmungsrecht realisieren durch die Gründung eines palästi-
nensischen Staats in allen besetzten Gebieten. Beide Staaten 
sollen zwar unabhängig sein, sie werden aber offene Grenzen für 
die jeweils andere Bevölkerung haben. Jüdische Siedler*innen 
werden also als Residenten in einem Staat Palästina leben kön-
nen, palästinensische Flüchtlinge in gleich großer Zahl, entspre-
chend einer festzusetzenden Quote, ein Wohnrecht in Israel be-
kommen. Beide Gruppen bleiben jeweils Bürger*innen ihres 
eigenen Staates, dessen Regierung sie auch wählen – ähnlich 
wie ein Auslandsdeutscher in Frankreich oder Spanien.

Einseitiger Rückzug aus teilen der Westbank

Der Rückzug aus dem Gazastreifen wäre die Blaupause für ei-
nen weiteren Rückzug Israels aus Teilen der Westbank. Er könn-
te einen ersten Schritt in Richtung eines Endes der Besatzung 
darstellen, aber er wird auch wahrscheinlich die einseitige Zie-
hung endgültiger Grenzen bedeuten. Nach diesen Vorstellungen 
würde sich Israel von großen Teilen der Westbank zurückziehen 
und nach eigenen strategischen Überlegungen Teile der West-
bank für sich beanspruchen, etwa das Land hinter der Sperr-
anlage und die großen Siedlungsblöcke. Israel würde sich da-
mit des Großteils der palästinensischen Bevölkerung entledigen 
und sich von ihr abschotten. Wie im Gazastreifen könnte Israel 
auf absehbare Zeit die Geschicke der Westbank mit oder auch 
ohne direkte militärische Präsenz kontrollieren, etwa durch eine 
etwaige Kooperation mit dem zweiten Nachbarn der Westbank, 
Jordanien. Die Palästinenser*innen verblieben mit dem Gazast-
reifen, einem Torso der Westbank und ohne Ost-Jerusalem. In-
stabilität wäre vorprogrammiert, aber die berechtigte Hoffnung 
wäre, die „Staatengemeinschaft“ würde ein solches Gebilde 
weiterhin unterstützen und die PA würde ein Machtvakuum aus 
eigenem Interesse verhindern.

Ein solcher Rückzug fände die Zustimmung des rechten Flü-
gels der Arbeitspartei, deren Vorsitzender in einem nach ihm be-
nannten, sehr schemenhaften Herzog-Plan hierfür plädiert, über 
die Parteien der Mitte bis hin zu gemäßigten Rechten. Ihnen ge-
meinsam ist die Weigerung, die international gewollte territori-
ale Regelung auf Basis der Grenzen von 1967 mit vereinbartem 
Gebietstausch anzunehmen oder die Annahme beziehungswei-
se die Überzeugung, dass eine solche Lösung keine Mehrheit 
in Israel finden kann. Gleichzeitig möchten sie durch einen sol-
chen Schritt die jüdische Mehrheit im Lande sichern. Ein ein-
seitiger Rückzug weckt großes Interesse unter US- und euro-
päischen Diplomaten und Politiker*innen, denn er bietet einen 
Ausweg aus der Verhandlungssackgasse, ohne Druck auf Isra-
el ausüben zu müssen, falls sich Kräfte der israelischen Mitte 
durchsetzen. Zudem hoffen sie, ein einseitiger Rückzug würde 
die Lage beruhigen und Israel eine Anti-Apartheid-Kampagne 
ersparen. Größte Gegner eines einseitigen Rückzugs sind die 
Palästinenser*innen und die israelische Linke, doch die macht-
politisch gewichtigsten Gegner wären die Siedlerlobby und das 
israelische Rechtsaußen.

Fazit

Fünfzig Jahre nach der Besatzung der Palästinensergebiete sind 
wir heute von einer Lösung weit entfernt. Doch die Besatzung 
muss enden. Sie schreibt Unrecht fest und befördert eine fort-
schreitende Schrumpfung demokratischer Räume in beiden Ge-
sellschaften, eine Dämonisierung der anderen Seite und eine 
Glorifizierung von Gewalt.

All die alternativen Lösungen ebenso wie die Zweistaaten-
lösung sind reale Möglichkeiten, und alle können sie mit ge-
nügend politischem Willen durchgesetzt werden. Die Frage ist, 
welche historische Dynamik sie fördern.

Jede ernst zu nehmende politische Lösung muss auf den Prin-
zipien der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung beruhen 
und die Völker einer historischen Aussöhnung näherbringen. Da-
mit ist das Festhalten an dem jetzigen Schwebezustand ebenso 
verheerend wie eine etwaige Lösung, die eine Dominanz der ei-
nen Seite festschreibt. Ein teilweiser Rückzug aus der Westbank 
samt einseitiger Festlegung der Grenzen würde eine ungerech-
te und explosive Lage herstellen. Er würde den Konflikt kaum 
beenden und ein höchst instabiles palästinensisches Gemein-
wesen mit vielen seiner jetzigen Abhängigkeiten zurücklassen, 
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das kaum Chancen auf Entwicklung und weniger emanzipatori-
sches Potenzial hätte, als es heute ohnehin hat. Eine solche für 
die Palästinenser*innen nachteilige Lösung würde Widerstand 
erzeugen, eine etwaige Regierung müsste folglich entweder Ge-
walt Richtung Israel tolerieren oder die eigene Bevölkerung mit 
Gewalt unterdrücken. An den Erfahrungen seit der einseitigen 
Trennung von Gaza lässt sich ablesen, dass die israelische Ge-
sellschaft auf die dann entstehende Belagerungssituation mit ei-
ner enorm gestiegenen Gewaltbereitschaft reagiert.

An Kritik an Einstaaten- und Konföderationsmodellen mangelt 
es auch aus progressiver Perspektive nicht. So schreibt der is-
raelische Historiker Gadi Algazi, damit würden die Siedlungen 
Schritt für Schritt akzeptiert, die Palästinenser*innen verlören die 
Chancen einer künftigen Entwicklung, während sie keine Ant-
wort hätten auf den Umgang mit „der Altlast von 100 Jahren Ko-
lonialismus, in dem die Institutionen der zionistischen Bewegung 
weiterhin direkt oder indirekt die Schlüsselressourcen kontrollie-
ren, in dem das jüdische Kollektiv die Privilegien und angehäuf-
ten Früchte der Enteignung der Palästinenser*innen weiterhin ge-
nießt, während die Mehrheit der Palästinenser*innen unterhalb 
der Armutsgrenze lebt – [das] würde liberale Apartheid bedeu-
ten. Er würde die Ergebnisse des Kolonisationsprozesses legiti-
mieren und ihnen ein schönes liberales Gewand überziehen“.17

Auch wenn man sich diese Kritik nicht zu eigen macht, so blei-
ben die Hindernisse für etwaige Einstaaten- und Konföderations-
modelle die gleichen wie die gegen eine Zweistaatenlösung: der 
Unwille Israels, angehäufte Privilegien der jüdischen Bevölke-
rung aufzugeben.

Woran es fehlt, ist der politische Wille, eine wie auch immer im 
Detail geartete Regelung durchzusetzen. Dabei muss sich das 
Kosten-Nutzen-Verhältnis der Akteure verändern. Hierfür wären 
drei Akteure nötig: Die israelische Journalistin Amira Hass erin-
nert uns daran, dass koloniale Prozesse so gut wie immer durch 
den Widerstand der indigenen Bevölkerung enden, sprich die 
Palästinenser*innen müssten mit einer kräftigen und geeinten 
Stimme sprechen können und Widerstand effektiv gestalten. 
Dann müsste sich eine innerisraelische Opposition zu einer ech-
ten Alternative zur jetzigen Regierung entwickeln. Dazu gehört 
vor allem eine Arbeitspartei, die einer noch friedenswilligen Be-
völkerungsmehrheit reinen Wein einschenkt und sich klar zu ei-
ner progressiven Front mit der palästinensischen Minderheit in 
Israel, immerhin bald zwanzig Prozent der israelischen Bevölke-
rung, bekennt.

Dem Ausland schließlich, allen voran den westlichen Alliierten 
Israels, fiele angesichts der tiefen Asymmetrie des Konflikts eine 
gewichtige Rolle zu, nämlich den notwendigen politischen Wil-
len bei den Konfliktparteien zu mobilisieren. Blutleere Plädoyers 
für eine Zweistaatenregelung reichen hier mitnichten aus. Vor al-
lem die Länder, die Einfluss auf Israel haben, müssen konkrete 
und verbindliche Maßnahmen ergreifen, welche dem Friedens-
prozess eine neue Dynamik verleihen können. Weder Präsident 
Trumps Bemühungen um einen „Friedensdeal“, noch die Hilfs-
gelder der EU werden zielführend sein, wenn sie nicht von ei-
nem grundsätzlich veränderten Umgang mit den Konfliktpartei-
en begleitet werden. Dazu gehören die Vorgabe von Parametern 
für eine Verhandlungsregelung durch den Sicherheitsrat, eine 
robuste Vermittlung, Sicherheitsgarantien, aber auch konkrete 
Maßnahmen im Falle von Nichtkooperation. Im Umlauf im eu-
ropäischen Umfeld ist vor allem die Intensivierung der in den 
letzten Jahren bereits eingeleiteten und durch die Sicherheits-
ratsresolution 233418 vom Dezember 2016 von allen Staaten ver-
bindlich verabschiedeten Differenzierungspolitik im Umgang mit 
Israel und den Siedlungen konsequent fortzusetzen, sprich Maß-
nahmen beschließen, die sicherstellen, dass weder für die Sied-
lungen, noch für ihre Einwohner*innen die Vorteile bi- und mul-
tilateraler Abkommen mit Israel gelten können, die Ächtung von 

Investitionen und Firmenbeteiligungen, die indirekt in Siedlungs-
aktivitäten fließen und ein Verbot des Imports von Siedlungspro-
dukten. Aber auch das Herunterstufen bilateraler Beziehungen 
wird als Option erwägt.

Schließlich kann ein Ende der Besatzung nur der Anfang ei-
nes langen Bemühens um gerechtere Gesellschaften sein. In Is-
rael wird angesichts der großen palästinensischen Minderheit 
im Land und zugunsten nicht jüdischer Emigranten ein neu-
es Selbstverständnis in jedem Falle unentbehrlich sein, das die 
jüdische Identität der Bevölkerungsmehrheit und ein moder-
nes Staatsbürgerschaftsverständnis, sowie Binationalität bes-
ser austariert – in einem Staat oder in zweien. Es wird ein lang-
wieriger Prozess der Auseinandersetzung mit den entstandenen 
Wunden und Narben, die die Besiedlung des Lands auf Kos-
ten eines anderen Volks in jedem Lebensbereich, in der Land-
schaft und der Verteilung der Ressourcen und in der kollektiven 
Vorstellungskraft hinterlassen hat. Die palästinensische Gesell-
schaft muss nicht nur dem Erbe der entstandenen Fürstentü-
mer der Fatah und der Hamas ein emanzipatorisches Modell ge-
genüberstellen, sondern einem arabischen Universum trotzen, 
das zwischen Autokratie und Militärtyrannei einerseits und re-
ligiös gefärbter Reaktion schwankt. Diese Anstrengungen wer-
den sich lohnen.

Tsafrir Cohen leitet das Israel-Büro der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung in Tel Aviv.

Eine erste Version dieses Beitrags  
erschien zuerst in: „Naher Osten und Europa:
Herausforderungen einer Nachbarschaft“,
Hrsg.: Krämer, Raimund und Nakath, Detlef, 
Potsdam 2017, S.35-57.
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Protest in Solidarität mit hungerstreikenden  
palästinensischen Häftlingen. Nabi Saleh,  
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Palästinensische Arbeiter*innen am Checkpoint,  
Bethlehem, Westbank, 19. März 2017.  
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Familie Halif sitzt neben den Ruinen ihres 
von staatlichen Behörden zerstörtem 
Haus an einem improvisierten Essenstisch,
Givat Amal Viertel, Tel Aviv, 2014
Foto: Activestills



Nicht wirklich eine 
Start-up-Nation

Gerne sieht sich Israel als 
hoch entwickeltes Land – 
die soziale Kluft und die 
wachsende Armut zeigen 
jedoch ein anderes Bild.

Shlomo Swirski



Israel, das im Jahr 1948 gegründet wurde und dessen Bevöl-
kerung heute 8,5 Millionen Menschen umfasst,1 gehört zu der 
Gruppe von Ländern, die sich selbst als entwickelt definieren. Im 
Jahr 2010 wurde Israel in die OECD (Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung), den renommierten 

„Club der reichen Länder“, aufgenommen. Mit einem Bruttoin-
landsprodukt (BIP) pro Kopf von 33.200 US-Dollar landete es im 
Jahr 2014 auf Platz 21 unter den 34 OECD-Mitgliedern (Deutsch-
land nahm mit 46.394 US-Dollar Platz 8 ein).2 Nach dem Human-
Development-Index der Vereinten Nationen, der nicht nur die 
wirtschaftliche Leistung, sondern auch Leistungen in den Be-
reichen Gesundheit sowie Bildung misst und die Gleichstellung 
der Geschlechter berücksichtigt, schnitt Israel sogar noch bes-
ser ab. Im Vergleich mit 188 anderen Ländern lag es auf Platz 19 
(Deutschland auf Platz 6).3

Israel hat technologisch hochmoderne Industrien und Dienst-
leistungsunternehmen, was dem Land das Image einer „Start-
up-Nation“ – so der Titel eines Bestsellers von Dan Senor und 
Saul Singer – eingebracht hat. Die meisten großen multinationa-
len Informationstechnologie-Unternehmen haben Forschungs- 
und Entwicklungszentren in Israel, die Hälfte der israelischen In-
dustrie- und Dienstleistungsexporte haben mit Hightech zu tun. 
Israel war Vorreiter bei der Herstellung von Drohnen und verfügt 
über eigene zivile und militärische Satelliten, die die Erde um-
kreisen. Im sogenannten Shanghai-Ranking, einer der weltweit 
wichtigsten Hochschulbewertungen, landeten 2015 zwei israe-
lische Universitäten unter den besten 100 (im Vergleich zu vier 
deutschen Universitäten), zwei weitere israelische Universitäten 
wurden unter den besten 200 und noch zwei weitere unter den 
besten 400 genannt.4

Doch die israelische Wirtschaft versagt beim Schaffen von Ar-
beitsplätzen mit angemessener Bezahlung für einen großen Teil 
der Bevölkerung. Fast 20 Prozent aller israelischen Haushalte lie-
gen vom Einkommen her unter der Armutsgrenze (das heißt, ihr 
Einkommen ist kleiner als die Hälfte des Medianeinkommens). 
Etwa 30 Prozent der Erwerbstätigen erhalten den Mindestlohn 
oder noch weniger, und um die 70 Prozent kommen auf das of-
fizielle Durchschnittseinkommen (dieses wird in Israel monat-
lich vom Statistikamt berechnet und veröffentlicht, über seine 
Repräsentativität lässt sich streiten) oder liegen darunter.5 Inves-
titionen sind auf nur wenige Regionen beschränkt, nur eine Au-
tostunde von Tel Aviv entfernt kommt kaum mehr etwas davon 
an. Und die Palästinenser*innen, die im Jahr 1948 israelische 
Staatsbürger*innen wurden, kommen so gut wie nie in den wirt-
schaftlichen Entwicklungsplänen der Regierung vor.

Wie lassen sich diese offensichtlich widersprüchlichen Indi-
katoren erklären? Wie passen sie in die Geschichte eines Lan-
des, in dem über Jahrzehnte hinweg der Staat fast alle größeren 
Kapitalbewegungen steuerte, wo die wichtigen Infrastruktur- 
und Industrieunternehmen in öffentlicher Hand waren, wo die 
deutliche Mehrheit der erwerbstätigen Bevölkerung dem Ge-
werkschaftsverband Histadrut angehörte (Israel hatte eine Zeit-
lang einen der höchsten gewerkschaftlichen Organisationsgra-
de weltweit) und dieser einige der bedeutendsten Konzerne im 
Land und die größte Bank besaß sowie die meisten Pensionskas-
sen kontrollierte? Wie passen diese Befunde zu einem Land, zu 
dessen Symbolen der kollektive Kibbuz und der genossenschaft-
liche Moschaw gehören?

Zunächst einmal sind die Hightech-Industrien und -Dienstleis-
tungen nicht wirklich repräsentativ für die gesamte Nation, da 
hier nicht mehr als 8 Prozent der zivilen Erwerbstätigen in Isra-
el beschäftigt sind.6 Darüber hinaus befinden sich die meisten 
dieser Industrien im Zentrum des Landes, in Tel Aviv und Um-
gebung. Sie beschäftigen vor allem Männer (65 %), Absolven-
ten der besten Gymnasien, der renommierten Militäreinheiten 
und Spitzenuniversitäten.7 Ein paar Glückliche können Millionen 

von Dollar verdienen, falls sie es schaffen, ihr Produkt an einen 
US-Riesen zu verkaufen. Aber auch regulär in Hightech-Unter-
nehmen Beschäftigte werden relativ gut entlohnt: Die hier ge-
zahlten Gehälter sind doppelt so hoch wie das Durchschnitts-
gehalt in Israel. Die Bezahlung mag niedriger ausfallen als etwa 
im US-amerikanischen Silicon Valley, aber sie reicht aus, damit 
eine Familie, in der beide Erwachsene dort arbeiten und ein ver-
gleichbares Gehalt beziehen, im obersten Dezil der nationalen 
Einkommensskala landet.

Der israelische Hightech-Sektor ist größtenteils ein exklusiver 
Club innerhalb der israelischen Wirtschaft, zu denen die meisten 
Israelis keinerlei Zugang haben. Aber er ist nicht außergewöhn-
lich im Hinblick auf die Konzentration von Ressourcen und Privi-
legien. Um mit den Eigentumsstrukturen zu beginnen: Das Gros 
der Wirtschaftstätigkeiten in Israel ist in der Hand von einer re-
lativ kleinen Zahl von Kapitalisten. Eine Regierungskommission 
zur Untersuchung der Wettbewerbssituation in Israel fand he-
raus: Die israelische Wirtschaft ist gekennzeichnet durch eine 
starke Eigentümerkonzentration, wobei die meisten öffentlichen 
Unternehmen von einer begrenzten Anzahl von Unternehmens-
pyramiden kontrolliert werden.8 Die Kommission stellte ferner 
fest, dass die Mehrheit der wichtigsten 100 an der Tel Aviver Bör-
se notierten Unternehmen von 23 Unternehmensgruppen kon-
trolliert werden. Obwohl es das Phänomen der großen Unter-
nehmensgruppen nicht nur in Israel gibt, geht aus einem Bericht 
der israelischen Zentralbank hervor: Der Marktanteil der zehn 
größten Unternehmensgruppen beläuft sich in Israel auf 30 Pro-
zent – dies ist eine der höchsten Konzentrationen in der westli-
chen Welt.9

Diese Konzentration von Kontrolle und Reichtum ist zu einem 
beträchtlichen Teil auf die neoliberale wirtschaftspolitische Wen-
de zurückzuführen, die in Israel etwa im Jahr 1985 einsetzte.

In den ersten drei Jahrzehnten nach seiner Gründung im Jahr 
1948 hatte der israelische Staat ein Entwicklungsmodell verfolgt, 
bei dem ihm zentrale Aufgaben zufielen: die Kontrolle und Len-
kung von Kapitalflüssen und Investitionen, um eine schnelle In-
dustrialisierung voranzutreiben, der Aufbau von Infrastruktur und 
die Förderung des sozialen Wohnungsbaus, das Streben nach 
Vollbeschäftigung. Damals lagen die jährlichen Wachstumsra-
ten fast ununterbrochen bei knapp zehn Prozent des BIP.10

Diese Art von Entwicklungsagenda, die damals nicht nur Isra-
el verfolgte, sondern auch viele andere Länder, geriet in den spä-
ten 1970er und frühen 1980er Jahren in eine Krise, vor allem auf-
grund der sehr hohen Militärausgaben im Zuge des Krieges von 
1967, die nach dem Krieg von 1973 noch weiter anstiegen. An-
gesichts dramatischer Inflationsraten verabschiedete eine von 
der zentristischen Arbeitspartei und dem rechtsgerichteten Li-
kud angeführte Regierungskoalition 1985 ein neoliberales Pro-
gramm, das damals vor allem auch die großen internationalen 
Finanzinstitutionen befürworteten.

Das neue Programm sah eine Reduzierung der Staatsausga-
ben vor, um „Ressourcen für die Privatwirtschaft freizusetzen“; 
die Privatisierung der großen staatlichen und der Histadrut-Un-
ternehmen; Lohnstopp und/oder Lohnsenkungen vor allem im 
öffentlichen Dienst, unter anderem durch die Einführung indirek-
ter Beschäftigung, das heißt, die Beschäftigung im Rahmen von 
Werkverträgen und den verstärkten Einsatz von Leiharbeitsfir-
men, was die Kosten für die Vergütung der Arbeitnehmer*innen 
reduziert. Die Histadrut, zuvor ein zentraler Partner in der kor-
poratistischen Struktur des Landes, bestehend aus Staat, Ge-
werkschaft und Arbeitgebern, ist heute – wenn überhaupt – nur 
noch am Rande in größere wirtschaftspolitische Entscheidun-
gen einbezogen.

Heute werden Unternehmenskredite, früher eine Angelegen-
heit des Staates und der Histadrut, vor allem von einem Banke-
noligopol vergeben. Auch die Pensionskassen, die früher unter 

70



der Kontrolle der Histadrut standen und deren Einlagen für die Fi-
nanzierung eigener und öffentlicher Infrastruktur- und Entwick-
lungsprojekte verwendet wurden, sind inzwischen in der Hand 
kommerzieller Versicherungsgesellschaften. Die israelische Zen-
tralbank, die über Jahre hinweg ein wichtiger Partner in der staat-
lichen Entwicklungspolitik gewesen war und diese unterstützt 
hatte, wurde für „unabhängig“ erklärt und von staatlich gelenk-
ten Projekten abgekoppelt. Es mag kaum überraschen, dass die 
wenigen großen Banken und Versicherungen, die heute das Kre-
ditwesen kontrollieren, im Besitz der führenden Unternehmens-
gruppen sind und deren Interessen verfolgen.

Mit der schrittweisen Umsetzung der neuen makroökonomi-
schen Agenda ging das Versprechen von höheren Investitionen 
und eines größeren Wirtschaftswachstums einher. Allerdings 
waren die Ergebnisse für die meisten Israelis eher enttäuschend: 
Israel, ein Land, das lange Zeit bekannt war für seine vergleichs-
weise hohe Investitionstätigkeit, liegt diesbezüglich heute un-
ter dem OECD-Durchschnitt. Und nicht nur das. Während die 
zuständigen Behörden und die Histadrut früher bemüht waren, 
das gesamte Land im Blick zu haben, profitieren von den Wirt-
schaftsinvestitionen zurzeit hauptsächlich das Zentrum und nur 
wenige Branchen: Hightech, Finanzen und Immobilien. Tel Aviv 
und die zentralen Gebiete ziehen gegenwärtig den Großteil der 
Investitionen an, der Norden und Süden des Landes und selbst 
die Jerusalemer Gegend sind dagegen benachteiligt. Darüber hi-
naus fließt viel Kapital, das für Kredite und Investitionen in Israel 
genutzt werden könnte, inzwischen ins Ausland.

Die Reduzierung der Staatstätigkeiten war aus fiskalischer 
Sicht recht erfolgreich. Machte der israelische Staatshaushalt 
1988 noch 56,1 Prozent des BIP aus, so lag er im Jahr 2014 nur 
noch bei 39,3 Prozent.11 Im Jahr 2013 waren die Ausgaben des 
israelischen Staats (einschließlich der Ausgaben der Kommu-
nen und der Ausgaben für Sozialversicherung) mit 41,7 Prozent 
des BIP niedriger als der OECD-Durchschnitt von 49,3 Prozent12

(in Deutschland lagen sie bei 44,7 Prozent). Andererseits konn-
te sich die israelische Regierung internationalen Ratingagentu-
ren gegenüber rühmen, die Staatsverschuldung (einschließlich 
die der Kommunen) gesenkt zu haben: Während bis Mitte der 
1990er Jahre die Staatsverschuldung bei mehr als 100 Prozent 
des BIP lag, betrug sie 2014 nur noch 67,5 Prozent.13

Weniger staatliche Aufgaben und Projekte und ein verklei-
nerter Staatshaushalt benötigen weniger Steuereinnahmen. Da 
etwa die Hälfte der Bevölkerung aufgrund ihrer niedrigen Ein-
künfte keine Einkommensteuer zahlt, war es die andere Hälfte – 
insbesondere das oberste Einkommensdezil und die wirtschaft-
liche Elite –, die von den folgenden Steuersenkungen profitierte. 
Im Jahr 2012 lagen die Einnahmen aus direkten Steuern in Is-
rael unter dem OECD-Durchschnitt. Die Einnahmen aus indirek-
ten Steuern und insbesondere der Mehrwertsteuer – die weni-
ger progressiv als direkte Steuern sind – waren dagegen höher 
als der OECD-Durchschnitt.14 Dies bedeutet, dass die Steuerlast 
für Menschen mit niedrigem Einkommen proportional größer ist 
als die für Menschen mit hohem Einkommen.

Niedrigere Steuern und ein kleinerer Staatshaushalt bedeu-
ten unter anderem weniger Mittel für Sozialleistungen. Isra-
el gibt im Vergleich zu anderen Ländern wesentlich mehr für 
die Verteidigung aus. So flossen während der Zweiten Intifa-
da etwa 8 Prozent des BIP in den Militäretat, gegenwärtig sind 
es um die 6 Prozent, während der Anteil in Deutschland und 
den meisten westeuropäischen Staaten zwischen 1 und 2 Pro-
zent des BIP liegt.15 Ein anderes Bild ergibt sich bei den Ausga-
ben für das soziale Sicherheitsnetz. Im Jahr 2013 zum Beispiel 
hinkte Israel diesbezüglich anderen OECD-Ländern weit hinter-
her: Seine Ausgaben betrugen 15,3 Prozent des BIP gegenüber 
dem OECD-Durchschnitt von 21,9 Prozent und 26,2 Prozent in 
Deutschland.16

Parallel dazu kam es zu einer Schwächung der Verhandlungs-
position der Arbeiterschaft in Israel. Der gewerkschaftliche Or-
ganisationsgrad, der in den 1950er und 1960er Jahren noch bei 
70 Prozent gelegen hatte, ist auf 25 bis 30 Prozent gesunken.17

Die Histadrut, früher einmal weltweit einer der stärksten Ge-
werkschaftsverbände, wurde seiner Macht beraubt. Sie musste 
die meisten der gewerkschaftseigenen Unternehmen verkaufen, 
darunter die größte Bank Hapoalim und das größte Industrie-
konglomerat Kur. Sie verlor die Kontrolle über Israels wichtigs-
te Krankenversicherung, womit ihr eine ihrer größten Einnah-
mequellen verlorenging, weil früher die Versicherungsbeiträge 
direkt an die Histadrut gingen. Sie verlor auch ihre Pensionskas-
sen. Unter dem Dach der Histadrut sind heute nur noch eine re-
lativ kleine Zahl von starken Gewerkschaften organisiert, von de-
nen die meisten Beschäftigte im öffentlichen Sektor vertreten.

Angesichts der geschwächten Verhandlungsposition ist der 
Anteil der Lohnabhängigen am nationalen Einkommen in Isra-
el stetig zurückgegangen. Während der Arbeitgeberanteil von 8 
Prozent im Jahr 2002, dem Höhepunkt der durch die Zweite Inti-
fada verursachten Wirtschaftskrise, auf 18 Prozent im Jahr 2014 
anstieg, schrumpfte der Arbeitnehmeranteil im selben Zeitraum 
von 67 auf 57 Prozent (Der Rest sind Steuern).18

Ein wesentliches Ergebnis des Bedeutungsverlusts der Ge-
werkschaften und des rückläufigen Arbeitnehmeranteils am Na-
tionaleinkommen ist eine schrumpfende Mittelschicht, die in 
Israel wie in den meisten westlichen Gesellschaften der Haupt-
nutznießer der staatlich gelenkten wirtschaftlichen Entwicklung 
war, die unter anderem auf einen großen öffentlichen Dienst 
setzte. Im Jahr 1988 betrug der Anteil der Mittelschichtshaus-
halte an allen Haushalten mit mindestens einem Erwerbstätigen 
33 Prozent, im Jahr 2010 war ihr Anteil auf 26 Prozent gesun-
ken. Der für diese Berechnung verwendete Indikator sind Haus-
haltseinkommen von 75 bis 125 Prozent des Median-Haushalts-
einkommens.19 Laut einer Studie von Steven Pressman, der 75 
bis 150 Prozent des Median-Haushaltseinkommens zur Grund-
lage nahm, konnten im Jahr 2005 um die 36 Prozent aller isra-
elischen Haushalte der Mittelschicht zugehörig eingestuft wer-
den im Vergleich zu rund 60 Prozent in skandinavischen Ländern 
und 52,4 Prozent in Deutschland.20 Da die Löhne seitdem weit-
gehend stagnieren, kann davon ausgegangen werden, dass sich 
die Mittelschicht in Israel seitdem nicht weiter ausgedehnt hat.

Am unteren Ende der Einkommensskala ist der Anteil der Fa-
milien, die unterhalb der Armutsgrenze leben, von 10 bis 12 Pro-
zent in den 1980er Jahren auf 19 bis 20 Prozent in den letzten 
Jahren angestiegen.21 Das hat zum einen mit verschlechterten 
Arbeitsmarktbedingungen zu tun, ist zum anderen aber auch 
eine Folge von Kürzungen der Sozialversicherungsleistungen 
und Einkommensbeihilfen.

Ein Großteil der im Niedriglohnsektor Beschäftigten sind Frau-
en. Ihr durchschnittlicher Monatsverdienst beträgt 67 Prozent 
des Durchschnittsgehalts von Männern, ihr durchschnittlicher 
Stundenlohn etwa 85 Prozent. Frauen sind überrepräsentiert in 
der Gruppe derjenigen, die niedrige Löhne verdienen (zwei Drit-
tel des nationalen Medianlohns oder weniger nach OECD-Defini-
tion).22 Die meisten palästinensischen Frauen im erwerbstätigen 
Alter in Israel (israelische Staatsbürger*innen) gehen keiner Be-
rufstätigkeit nach, da bezahlte Arbeit meist nur in weit entfernten 
jüdischen Ortschaften und Städten, die nur schwer mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln zu erreichen sind, zu finden ist.

Die Einkommens- und Vermögenskonzentration in Israel ist 
relativ hoch. Am oberen Ende der Einkommensskala findet 
man/frau, wie sollte es anders sein, die Eigentümer der großen 
Konzerne. Ein Jahrzehnt nach 1985 begann die US-Bank Mer-
rill Lynch damit, Israels Reiche in ihre jährliche Auflistung aller 
Millionäre und Milliardäre weltweit einzubeziehen. Die Boston 
Consulting Group und UBS folgten ihrem Beispiel. Im Jahr 2003 
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begann die israelische Wirtschaftszeitung The Marker mit Re-
cherchen und Berichten zu Israels Superreichen, das heißt den-
jenigen, deren finanzielle Vermögenswerte auf eine Milliarde US-
Dollar und mehr geschätzt werden. Im Jahr 2003 wurden acht 
davon in Israel ausgemacht, deren Vermögen zusammen um 
die 37 Milliarden US-Dollar betrug, im Jahr 2015 waren es be-
reits 84 mit einem geschätzten Gesamtvermögen von 140 Mil-
liarden US-Dollar.23

Die neue Wirtschaftselite wiederum schuf eine hoch bezahl-
te Managerschicht. Im Jahr 2012 erhielten die CEOs der 100 
größten, an der Tel Aviver Börse gehandelten Unternehmen das 
42-fache des Durchschnittslohns und das 87-fache des in Israel 
gültigen Mindestlohns.24

Verglichen mit den meisten europäischen Gesellschaften nach 
dem Zweiten Weltkrieg ist die israelische Gesellschaft sehr he-
terogen. Ein Ansatz, sich mit der israelischen Wirtschaft und 
deren Verteilungswirkungen zu beschäftigen, ist daher, sich 
die Einkommenssituation der drei großen nationalen und eth-
nischen Bevölkerungsgruppen anzuschauen. Hierzu zählen die 
Gruppe der aschkenasischen Jüdinnen und Juden, die aus Eu-
ropa und Amerika stammen, die Gruppe der Mizrachim/Mizra-
chijot, dass heißt der Jüdinnen und Juden, die aus arabischen 
und muslimischen Ländern stammen, und die Gruppe der pa-
lästinensischen Bürger*innen Israels (in Abgrenzung zu den 
Palästinenser*innen, die in den besetzten Gebieten leben, und 
denen, die 1948/49 Zuflucht in arabischen Nachbarländern fan-
den). Im Jahr 2013 lagen die Löhne der zweiten Generation asch-
kenasischer Arbeitnehmer*innen (das heißt in Israel geborene 
Kinder von Vätern, die aus Europa oder Amerika kamen) etwa 
33 Prozent über dem Durchschnittslohn und die Löhne der zwei-
ten Generation der Mizrachim/Mizrachijot 10 Prozent über dem 
Durchschnittslohn. Die dritte Gruppe, die palästinensischen 
Staatsbürger*innen Israels, erhalten Löhne, die ganze 33 Pro-
zent unter dem Durchschnittslohn liegen.25

Im Jahr 1948 bestand die überwiegende Mehrheit der 600.000 
Menschen zählenden jüdischen Bevölkerung in Israel aus euro-
päischen Jüdinnen und Juden, die heute als aschkenasisch be-
zeichnet werden (Aschkenaz ist der hebräische Name für die 
germanischen Gebiete im Mittelalter, von wo aus viele nach Po-
len und Russland auswanderten). Die meisten von ihnen stamm-
ten aus Osteuropa, wo der Zionismus eine breite Basis hatte; ein 
weiteres beträchtliches Kontingent kam aus Westeuropa, vor al-
lem aus Deutschland, nachdem dort Hitler die Macht ergriffen 
hatte. Im ersten Jahrzehnt nach Ende des Krieges von 1948 ka-
men rund 900.000 jüdische Immigrant*innen nach Israel, etwa 
45 Prozent von ihnen waren Holocaust-Überlebende aus Euro-
pa und etwa 55 Prozent Jüdinnen und Juden aus arabischen 
Ländern.26

Die Eingliederung von jüdischen Einwander*innen aus arabi-
schen Ländern war generell problematisch. Die meisten Fami-
lien verbrachten viele Jahre in Übergangslagern. Von dort aus 
wurden sie schließlich in den Randzonen des Landes angesie-
delt, wo sie in den 1950er Jahren unter hoher Arbeitslosigkeit 
litten. Erst im Zuge der raschen Industrialisierung des Landes 
wurden sie schließlich „integriert“, wofür sie den Preis der kol-
lektiven Proletarisierung zahlen mussten. Das führte zu einer 
dauerhaften gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Spaltung zwischen Mizrachim/Mizrachijot und aschkenasischen 
Jüdinnen und Juden, wobei die Bezeichnung Mizrachim/Mizra-
chijot das gemeinsame Schicksal in Israel von ganz unterschied-
lichen Gruppen widerspiegelt (Menschen, die oder deren Famili-
en zuvor in Marokko, im Irak oder in Jemen gelebt haben).

Im Jahr 1948 kam es zu einer zweiten dauerhaften Spaltung, 
nämlich der zwischen der jüdischen und der arabischen Bevöl-
kerung. 600.000 bis 700.000 Palästinenser*innen, die zuvor in 
Gebieten gelebt hatten, die Teil des israelischen Staates wurden, 

mussten damals fliehen oder wurden vertrieben (dies ist der Ur-
sprung des palästinensischen Flüchtlingsproblems), und um 
die 150.000 Palästinenser*innen27 blieben und erhielten die is-
raelische Staatsbürgerschaft. Heute beträgt die Zahl der pa-
lästinensischen Bürger*innen Israels fast 1,8 Millionen.28 Den 
Palästinenser*innen erging es im Vergleich zu ihren jüdischen 
Mitbürger*innen in sozialökonomischer Hinsicht schlecht: Noch 
bis 1966, also knapp zwei Jahrzehnte nach der Staatsgründung, 
unterstanden sie der Militärregierung, die ihre Bewegungsfrei-
heit erheblich einschränkte. Der größte Teil ihres Landbesitzes 
wurde konfisziert und an jüdische Dörfer, Städte und Entwick-
lungsprojekte übergeben, wodurch die überwiegend bäuerliche 
palästinensische Gesellschaft zu einer von Tagelöhner*innen 
wurde. Palästinensische Bürger*innen Israels nehmen hinsicht-
lich fast aller sozialen und wirtschaftlichen Indikatoren eindeutig 
die hinteren Plätze ein.

Neben diesen drei großen Bevölkerungsgruppen gibt es noch 
weitere Gruppen von Menschen, die für den israelischen Arbeits-
markt eine Rolle spielen. Seit 1967 pendelten Palästinenser*innen 
aus den besetzten Gebieten, um sich in Israel in der Landwirt-
schaft oder auf den städtischen Baustellen zu verdingen. Wäh-
rend der Ersten Intifada, als der Zugang der Palästinenser*innen 
aus den besetzten Gebieten beschränkt wurde, öffnete die isra-
elische Regierung den einheimischen Arbeitsmarkt für Personen 
aus anderen Ländern, um die palästinensischen Arbeitskräfte zu 
ersetzen. Es kamen daraufhin viele arbeitssuchende Menschen 
aus der ganzen Welt nach Israel – ihre Anzahl wird derzeit auf 
rund 300.000 geschätzt.29 Auf den Feldern von kollektiven und 
genossenschaftlichen landwirtschaftlichen Betrieben arbeiten 
Menschen aus Thailand; Rumänen und Chinesen findet man/
frau auf Baustellen, während philippinische Frauen ältere Israe-
lis pflegen; Menschen aus afrikanischen Ländern machen viele 
der schlecht bezahlten Jobs im Restaurant- und Hotelgewerbe. 
Obwohl die meisten Vorschriften des israelischen Arbeitsrechts 
und einige der Tarifverträge auch auf ausländische Beschäftig-
te anzuwenden wären, ist dies in der Praxis meist nicht der Fall 
und den Betroffenen fehlt es in der Regel an einer gewerkschaft-
lichen Interessenvertretung.

Obwohl die meisten israelischen Ökonomen dies wohl eher 
nicht erwähnen würden: Es gibt einen engen Zusammenhang 
zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung in Israel und dem 
anhaltenden Konflikt mit den Palästinenser*innen und der is-
raelischen Besatzung der im Jahr 1967 eroberten palästinensi-
schen Gebiete. Im Gegensatz zu den ökonomischen Systemen 
in den meisten anderen industrialisierten Ländern ist die israeli-
sche Volkswirtschaft nicht nur anfällig für globale Wirtschaftskri-
sen wie die letzte von 2007/08. Damals brach das Wirtschafts-
wachstum in Israel von 4,1 Prozent (2007) auf 1,1 Prozent (2008) 
ein. Israel litt darüber hinaus in den vergangenen Jahren immer 
wieder auch unter den Auswirkungen von gewaltsamen Aus-
einandersetzungen mit den Palästinenser*innen. So folgten auf 
den Beginn der Zweiten Intifada (2000) zwei Jahre, in denen das 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts jeweils negativ ausfiel, 
während das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf für 
drei aufeinanderfolgende Jahre negativ war.30

Die anhaltenden Besatzung hat wirtschaftlich und sozial viel-
fältige Auswirkungen und Dimensionen. Einerseits profitieren 
viele israelische Unternehmen, insbesondere die Militärindus-
trie (militärische Produkte machen rund 10 Prozent des ge-
samten Warenexports aus), von dem Zugewinn an Know-how, 
Erfahrung und Prestige ihrer Erzeugnisse, der sich aus den Zu-
sammenstößen der israelischen Armee mit Palästinenser*innen 
in den besetzten Gebieten ergibt. Das gilt auch für Unterneh-
men, die Sicherheitsdienste zur Verfügung stellen, wie etwa die 
Bauunternehmen, die die israelischen Sperranlagen in der West-
bankerrichten. Aber diese Gewinne verblassen angesichts des 
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großen Schadens, den der Rückgang wirtschaftlicher Aktivitä-
ten in Kriegs- und Konfliktzeiten der israelischen Ökonomie als 
Ganzes zufügt. Um nur ein Beispiel aus der jüngeren Zeit zu nen-
nen: Nach der Bombardierung des Gazastreifens durch das is-
raelische Militär im Juli 2014 befand sich die israelische Tou-
rismusindustrie für ein ganzes Jahr in einer ernsthaften Krise. 
Und solche militärische Konfrontationen gibt es sehr häufig. So 
stellt das Fehlen einer politischen Lösung des Israel-Palästina-
Konflikts eine kontinuierliche Bedrohung für die israelische Wirt-
schaft dar.

Ein weiterer wirtschaftlicher Faktor sind die hohen fiskalischen 
Kosten der jüdischen Siedlungen in den besetzten palästinensi-
schen Gebieten. Ideologie ist eine Frage der Geografie, und in 
unserem Fall endet die Ideologie des freien Marktes, die im Jahr 
1985 in Israel Einzug hielt, just an der Grünen Linie. Alle Sied-
lungsprojekte jenseits der Grünen Linie wurden und werden von 
allen israelischen Regierungen massiv aus Steuergeldern unter-
stützt, das gilt sowohl für Gelder im zivilen Bereich, insbesonde-
re die hohe Subventionierung der kommunalen Haushalte in den 
jüdischen Siedlungen, als auch für Militärausgaben, einschließ-
lich der starken Präsenz der Armeeeinheiten und Sicherheits-
dienste, die die Siedlungen schützen.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Die israelische Wirt-
schaft hat einen erheblichen Transformationsbedarf. Ich möch-
te abschließend nur drei Punkte nennen, die dabei von beson-
derer Bedeutung sind:

Erstens muss die israelische Besatzung der palästinensischen 
Gebiete und die fast totale israelische Kontrolle der palästinen-
sischen Wirtschaft beendet werden. Dies würde die Vorausset-
zung für ein regionales Übereinkommen schaffen, mit dem zum 
einen Militärausgaben gesenkt und zum anderen das ökonomi-
sche Wachstum in Palästina und in der ganzen Region gestärkt 
werden könnten. Ein solches Übereinkommen würde außerdem 
eine bessere Integration der palästinensischen Bürger*innen Is-
raels in das israelische Wirtschaftssystem ermöglichen.

Zweitens bedarf es einer staatlichen Steuerung von Geschäfts-
krediten, damit Investitionstätigkeiten dem ganzen Land zugute-
kommen und nicht nur dem privilegierten Zentrum. Die öffent-
liche Hand könnte mit ihren Interventionen in diesem Bereich 
zudem dafür sorgen, dass die beschäftigten Arbeiter*innen an-
gemessene Löhne erhalten, sich gewerkschaftlich organisieren 
können und es zu keinen Diskriminierungen kommt.

Drittens braucht es dringend eine Stärkung öffentlicher Diens-
te und Infrastrukturen durch weitreichende staatliche Investitio-
nen, sei es im Bereich des Bildungswesens und der Gesundheits-
versorgung, sei es beim Wohnungsbau und in anderen Feldern 
der Sozialpolitik. Nur so können die Bildungs- und gesellschaft-
lichen Teilhabechancen eines Großteils der Bevölkerung verbes-
sert werden. Bedingungen hierfür wären eine klare Abkehr von 
der ideologischen Auffassung, staatliche Haushaltspolitik müs-
se dauerhaft auf Einsparungen abzielen (was letztlich vor allem 
multinationalen finanziellen Interessen dient), und die Rückkehr 
zu der Erkenntnis, dass sie ein Instrument zur Verbesserung der 
Lebensumstände der gesamten Bevölkerung ist.

Übersetzt von Ursula Wokoeck Wollin
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Protest für soziale Gerechtigkeit, Tel Aviv, 2011.  
Auf einem der Banner steht „Lasst uns den Sozialstaat zurückbringen“.  
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Profi t auf dem 
Rücken von 
Arbeitsmigrant*innen –
Die Methode der 
Ausbeutung

Die Beschäftigung von 
Arbeitsmigrant*innen in Israel 
unterliegt einem Regime 
von Arbeitsgenehmigungen 
und Quoten – von dem 
viele profi tieren, außer der 
Arbeiter*innen.

Reut Michaeli



Historischer Hintergrund

Das Phänomen der Arbeitsmigration gibt es schon sehr lange: 
Männer und Frauen verlassen ihre Heimatländer, in denen sie 
ihren Lebensunterhalt nicht oder nur schlecht bestreiten kön-
nen. Und so suchen sie nach einem anderen Land, um zu über-
leben und/oder um ihren Lebensstandard zu verbessern. Biswei-
len unterstützen sie auf diese Weise auch ihre Familien finanziell, 
die sie zurückgelassen haben. Israel ist ebenfalls ein Ziel für 
Arbeitsmigrant*innen geworden und insofern unterscheidet es 
sich nicht von anderen Ländern.

Bis zu Beginn der 1990er Jahre waren in Israel palästinensi-
sche Arbeiter*innen aus den besetzten Gebieten in der West-
bank und im Gazastreifen beschäftigt. Infolge der Abriegelungs- 
und Trennungspolitik der israelischen Regierung gegenüber den 
Palästinenser*innen in den besetzten Gebieten mangelte es an 
Arbeitskräften im Baugewerbe, in der Industrie und der Land-
wirtschaft. Daraufhin ergriff die israelische Regierung Maßnah-
men, um die palästinensischen Arbeiter*innen in diesen Bran-
chen durch Arbeitsmigrant*innen (die von den Behörden als 

„fremde/ausländische Arbeiter“ bezeichnet werden) zu erset-
zen. Im Zuge der Privatisierung des Gesundheitswesens in Is-
rael wurden Arbeitsmigrant*innen überdies dazu „eingeladen“, 
auch im Pflegebereich zu arbeiten. Dies geschah, nachdem sich 
israelische Arbeitskräfte geweigert hatten, unter den branchen-
üblichen Bedingungen (sehr schwere Arbeit rund um die Uhr 
zu schlechten Konditionen und niedrigen Löhnen) zu arbeiten.

Die Beschäftigung von Arbeitsmigrant*innen in Israel unter-
liegt einem Regime von Arbeitsgenehmigungen und Quoten 
(nur im Pflegebereich gibt es keine Beschäftigungsquoten für 
Arbeitsmigrant*innen). Die Anzahl der Genehmigungen ist seit 
Beginn dieser Praxis Anfang der 1990er Jahre stetig gewach-
sen: Während im Jahr 1993 weniger als 20.000 solcher Geneh-
migungen erteilt wurden, war ihre Zahl 1996 bereits auf 106.161 
gestiegen. Israel kletterte bald an die Spitze der Liste westlicher 
Länder, die Arbeitsmigrant*innen „importieren“: Im Jahr 2001 
befanden sich in Israel circa 250.000 Arbeitsmigrant*innen.

Seit Mitte der 1990er Jahre versuchte die israelische Regie-
rung, ihre Anzahl durch Verhaftungen und Abschiebungen zu 
reduzieren. Zehntausende Arbeitsmigrant*innen wurden aus 
Israel abgeschoben oder verließen das Land „freiwillig“ ange-
sichts der Androhung von Inhaftierung oder Abschiebung ihrer 
Familienmitglieder. Im Jahr 2002, im Zuge der Zweiten Intifada 
und der anschließenden Wirtschaftskrise, beschloss der dama-
lige Premierminister Ariel Scharon die Massenabschiebung von 
ausländischen Arbeiter*innen und die Einrichtung der „Behörde 
für Migration“, einem Exekutivorgan, das dafür zuständig ist, „il-
legale Ausländer“ festzunehmen und abzuschieben. Die eigens 
eingerichtete Behörde ging in den Jahren 2002 bis 2004 in einer 
groß angelegten Operation gegen Arbeitsmigrant*innen ohne 
Aufenthaltsgenehmigung vor. Menschen wurden bei der Ar-
beit verhaftet, auf der Straße und im Bus. Verhaftungen fanden 
in Wohnungen statt, meist in der Nacht, und oft unter Anwen-
dung von Gewalt. Insgesamt wurden in diesem Zeitraum mehr 
als 100.000 Arbeitsmigrant*innen aus Israel abgeschoben oder 
dazu gebracht, das Land zu verlassen. 

Die Maßnahmen der Verfolgung und Abschiebung haben Is-
rael nicht daran gehindert, die abgeschobenen Arbeiter*innen 
durch den „Import“ von neuen zu ersetzen. Im März 2016 wa-
ren in Israel 74.369 Arbeitsmigrant*innen mit gültigem Visum 
gemeldet und circa 16.400 Arbeitsmigrant*innen beschäftigt, 
die zwar legal ins Land eingereist sind, aber aus verschiedenen 
Gründen ihre Aufenthaltsgenehmigung verloren haben. Darüber 
hinaus leben in Israel ungefähr 90.000 Tourist*innen (meist aus 
Ländern der ehemaligen Sowjetunion), deren Visum abgelau-
fen ist.1

Einwanderung ohne Politik und ohne Rechte

Israel hat keine klare Einwanderungspolitik und in vielerlei Hin-
sicht ist das Fehlen einer solchen Politik auch eine Politik. In Er-
mangelung einer systematischen Gesetzgebung, die die Fragen 
der Einwanderung nach Israel regelt, liegt es im Ermessen des 
Innenministers und seiner Ministerialbeamt*innen, die Politik zu 
bestimmen. Ihr Ermessensspielraum ist dabei groß und auch 
ihre Möglichkeiten, ihre Politik immer wieder zu verändern, sind 
vielfältig – während die Kontrollmöglichkeiten durch Parlament 
und Gerichte minimal sind. Infolgedessen ist Arbeitsmigration in 
Israel durch eine Politik der Misshandlung gekennzeichnet, die 
Arbeitsmigrant*innen im Dienste des wirtschaftlichen Nutzens 
instrumentalisiert. Arbeitsmigrant*innen gehören deshalb in Is-
rael zu einer Gruppe von Menschen, die ungeschützt ist, über-
sehen, marginalisiert und ausgebeutet wird.

Gemäß dem Gesetz, das die Einreise nach Israel regelt, dürfen 
Arbeitsmigrant*innen fünf Jahre und drei Monate im Land arbei-
ten. Zweck dieser Beschäftigungspolitik ist es, Migrant*innen 
daran zu hindern, hier Fuß zu fassen und Israel zu ihrem Le-
bensmittelpunkt zu machen, und eine instabile und unsi-
chere Lebenssituation zu fördern. Dazu gehört auch, dass 
Arbeitsmigrant*innen in Israel, im Gegensatz zur Praxis in ande-
ren Ländern, keinen dauerhaften Aufenthaltsstatus (permanen-
te Aufenthaltsgenehmigung oder Staatsbürgerschaft) erlangen 
können, selbst dann nicht, wenn sie über viele Jahre im Land le-
gal gearbeitet und sich keinerlei Vergehen schuldig gemacht ha-
ben. All dies geschieht aus demografischen Gründen, um – so 
die offizielle Position – den jüdischen Charakter des Staates Is-
rael zu schützen. In diesem Zusammenhang wird die Regierung 
nicht müde, immer wieder – auch vor Gericht – zu erklären, dass 
Israel kein Einwanderungsland sei und dass das Rückkehrgesetz 
von 1950, das Personen jüdischer Herkunft oder jüdischen Glau-
bens sowie deren Ehepartnern die Einwanderung nach Israel er-
laubt, das einzige Einwanderungsgesetz Israels sei. Jede ande-
re permanente Aufenthaltsgenehmigung, die einem Menschen 
in Israel gewährt wird (mit Ausnahme der Staatsbürgerschaft 
für Ehepartner*innen), wird vom Staat als ein aus humanitären 
Gründen verliehener Status definiert.2

Arbeitgeber*innen, die Genehmigungen zur Anstellung von 
Arbeitsmigrant*innen erhalten haben und nun solche Arbeits-
kräfte suchen, sowie Arbeitsmigrant*innen, die bereits in ihrem 
Heimatland eine/n Arbeitgeber*in finden müssen (da sie sonst 
keine Einreiseerlaubnis erhalten), wenden sich an Firmen, die 
Arbeitskräfte vermitteln. Diese Firmen stellen den Kontakt zwi-
schen den Arbeitgeber*innen und den Arbeitnehmer*innen her, 
wofür sie eine Vermittlungsgebühr verlangen.

Noch bevor sie nach Israel kommen, müssen Arbeitsmi-
grant*innen deshalb lokalen Vermittlungsfirmen oder Vertreter*-
innen israelischer (Vermittlungs-)Firmen vor Ort im Voraus zwi-
schen ca. 4.500 und 14.000 Euro oder sogar mehr bezahlen. Die 
Höhe der zu zahlenden Summen verstößt gegen das israelische 
Recht, wonach von Arbeitsmigrant*innen höchstens ca. 750 Euro 
pro Person als Vermittlungsgebühr verlangt werden dürfen, um 
ihn/sie aus seinem/ihrem Ursprungsland nach Israel zu bringen. 
Die Höhe der zu zahlenden Summe zwingt die Arbeiter*innen 
dazu, Geld zu leihen und ihre Zukunft für das Recht, in Israel zu 
arbeiten, zu verpfänden; dies vergrößert ihre Abhängigkeit von 
ihren jeweiligen israelischen Arbeitgeber*innen und unweiger-
lich auch ihre Schutzlosigkeit vor Ausbeutung, Unterdrückung 
und Misshandlung.

Die fehlende Durchsetzung des Rechts und/oder die begrenz-
te oder ineffektive Ahndung von Verstößen gegen Schutzgesetz-
te und Arbeitsrechte, die deshalb keine abschreckende Wirkung 
entfalten kann, befördern das kriminelle Verhalten gegen-
über Arbeitsmigrant*innen und erlauben es Arbeitgeber*innen, 
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Arbeitsmigrant*innen im großen Stil und ungestraft auszubeu-
ten. Darüber hinaus trägt diese Praxis dazu bei, dass in den Bran-
chen, in denen Arbeitsmigrant*innen tätig sind, Beschäftigungs-
standards, die die Interessen und Rechte der Arbeiter*innen 
stark beeinträchtigen, entstehen und sich ausbreiten.

Auf dem Papier haben Arbeitsmigrant*innen einen Anspruch 
auf dieselben Rechte, die auch israelischen Arbeiter*innen zu-
stehen, einschließlich Mindestlohn, Rentenversicherung, Ur-
laub und Erholung, sowie auf eine Vielzahl von zusätzlichen ge-
setzlich geregelten Schutzmechanismen, die darauf abzielen, 
ausländische Arbeitnehmer*innen vor Ausbeutung zu schüt-
zen (wie zum Beispiel die Regelung, die es Arbeitgeber*innen 
verbietet, der Arbeitskraft den Reisepass wegzunehmen, oder 
die Pflichten der Arbeitgeber*innen in Bezug auf die Unterbrin-
gung der Migrant*innen). In der Praxis aber ignoriert die Einwan-
derungsbehörde, die eigentlich für die Sicherheit dieser Men-
schen verantwortlich ist, die grundlegendsten Bedürfnisse der 
Arbeitsmigrant*innen.

Eines der deutlichsten Beispiele dafür ist die Beschneidung 
des Familienlebeans von Arbeitsmigrant*innen durch die Poli-
tik des israelischen Innenministeriums. Über viele Jahre hinweg 
wurde es Arbeitsmigrantinnen verboten, nach einer Entbindung 
weiterhin in Israel zu arbeiten, es sei denn, sie schickten die neu-
geborenen Kinder in ihre Heimatländer. Auch hinter dieser Pra-
xis stehen die Absicht, die Ansiedlung von Arbeitsmigrant*innen 
zu verhindern, und die Befürchtung, dass eine Familie in Israel 
gegründet wird. Im Rahmen eines Gerichtsverfahrens, das von 
der Hotline für Flüchtlinge und Migrant*innen3 (damals noch un-
ter dem Namen: Hilfszentrum für ausländische Arbeiter*innen), 
Kav LaOved – Worker’s Hotline,4 ACRI 5 (Vereinigung für Bürger-
rechte in Israel) und anderen Organisationen angestrengt wurde, 
heißt es in der Entscheidung des Obersten Gerichtshofs: „Wird 
eine Frau gezwungen, zwischen Weiterbeschäftigung, als Ver-
wirklichung von legitimen wirtschaftlichen Erwartungen, und 
der Realisierung ihres Rechts auf Mutterschaft zu wählen, steht 
dies im Widerspruch zu den moralischen und verfassungsrecht-
lichen Grundsätzen der israelischen Gesellschaft. Werden die 
besagten Alternativen auf jene Weise geboten, stellt dies in ers-
ter Linie einen Verstoß gegen das verfassungsmäßig garantier-
te Recht auf Mutterschaft der ausländischen Arbeiterin dar.“ 6

Infolge dieses Urteils verlangt das Innenministerium nun 
nicht mehr, dass neugeborene Kinder aus Israel ausreisen. Je-
doch haben viele Migrantinnen, die sich um ein Kleinkind küm-
mern, Schwierigkeiten, Arbeit zu finden. Anstelle der Praxis, die 
aufgehoben wurde, hat das Innenministerium eine neue ein-
geführt: Sie verbietet in Israel „Familieneinheiten“, denen zwei 
Arbeitsmigrant*innen angehören. Das gilt auch dann, wenn sie 
gemeinsame Kinder haben. Sobald das Innenministerium von 
der Existenz einer solchen „Familieneinheit“ erfährt, wird eine/r 
der beiden Partner*innen aufgefordert, sie zu verlassen; falls er/
sie dies nicht tut, drohen ihr/ihm Inhaftierung und Abschiebung.

Arbeitsmigrant*innen werden auch dadurch beeinträchtigt, 
dass das Innenministerium sie bei der Vergabe des Visums 
an eine/n spezifischen Arbeitgeber*in bindet: Im Visum, das 
dem/der Arbeiter*in gewährt wird, steht der Name des Arbeit-
gebers bzw. der Arbeitgeberin; es verliert seine Gültigkeit, so-
bald der/die Arbeiter*in nicht mehr für diese/n Arbeitgeber*in 
arbeitet. Falls der/die Arbeiter*in ohne Genehmigung den/die 
Arbeitgeber*in verlässt (und selbst im Fall des Todes des Arbeit-
gebers oder der Arbeitgeberin), ist das Visum nicht mehr gül-
tig und die Arbeitskraft muss Israel verlassen, andernfalls dro-
hen Inhaftierung und Abschiebung. Im Jahr 2006 entschied der 
Oberste Gerichtshof in Israel, dass diese Beschränkungspolitik 
verfassungswidrig ist und aufgehoben werden muss. Das Ge-
richt kritisierte die Regierungspolitik scharf und urteilte, dass die 
Beschränkung moderner Sklaverei gleichkomme. Es forderte 

die Regierung auf, neue Regelungen für den Pflegebereich, die 
Landwirtschaft und die Industrie innerhalb von sechs Mona-
ten ab Urteilsverkündung festzulegen. Bislang ist diesbezüg-
lich nichts passiert. Auch einer von Hilfs- und Menschenrechts-
organisationen7 eingereichten gerichtlichen Eingabe gegen die 
Missachtung des Gerichtsurteils aufseiten der Exekutive gelang 
es nicht, die Aufhebung der Beschränkungspolitik zu erwirken. 
Mittlerweile konnte ein starker Rückgang der Genehmigungs-
quoten für Bauarbeiter und die Regelung der Anstellung über 
spezielle Unternehmen die Arbeitsbedingungen für Beschäftigte 
in diesen Bereichen verbessern. Bilaterale Abkommen zwischen 
dem Staat Israel und Thailand, dem Land, aus dem die meis-
ten in der Landwirtschaft arbeitenden Migrant*innen kommen, 
haben die Bedingungen der „Imports“ dieser Arbeiter*innen 
und ihren Schutz geringfügig verbessert, nach wie vor sind die 
Arbeiter*innen aber an ihre Arbeitgeber*innen gebunden. Sie 
können nur dann von einem/r Arbeitgeber*in zu einem/r ande-
ren wechseln, wenn auch der/die neue Arbeitgeber*in eine Ge-
nehmigung besitzt, Arbeitsmigrant*innen zu beschäftigen. Die 
Anzahl solcher Wechsel ist ebenfalls beschränkt. Oft haben Be-
schäftigte, die ihre Arbeitgeber*innen verlassen, Schwierigkei-
ten, neue zu finden.

Im Pflegebereich ging der Staat weiter und kündigte an, dass 
er dem Gerichtsurteil nicht Folge leisten werde. Zu diesem 
Zweck wurde ein spezielles Gesetz verabschiedet, das es er-
möglicht, auch weiterhin die in der Pflege tätigen Arbeiter*innen 
(die absolute Mehrheit der in diesem Bereich in Israel arbeiten-
den Personen sind Frauen) an ihre Arbeitgeber*innen zu binden 
und ihnen darüber hinaus auch geografische Beschränkungen 
aufzuerlegen.

Die Fortsetzung dieser Beschränkungspolitik bedeutet die an-
haltende Verletzung der Rechte der Arbeitsmigrant*innen und 
begünstigt eine Entwicklung, die dazu führt, dass Menschen un-
ter den Bedingungen der Sklaverei und des Menschenhandels 
arbeiten.

Der öffentliche Diskurs – Nationalismus, 
Ausgrenzung und Xenophobie

Arbeitsmigrant*innen werden von der Regierung, den staat-
lichen Behörden und selbst vom Großteil der Öffentlichkeit 

„fremde (ausländische) Arbeiter“ genannt. Das ist kein Zufall. 
Die Verwendung des Wortes „fremd“ hebt hervor, dass diese 
Menschen nicht als Teil der israelischen Gesellschaft angese-
hen werden, sondern als billige temporäre Arbeitskräfte. Und 
dies geschieht in einer Zeit, in der andernorts auf der Welt der 
Begriff Arbeitsmigrant*innen (statt fremde Arbeiter*innen oder 
Gastarbeiter*innen) geläufig ist. Dieser Begriff gilt als inklusiver 
und offener. Zweifellos ist die Terminologie Ausdruck einer ge-
sellschaftlichen Auffassung, die Arbeiter*innen marginalisiert, 
und insbesondere Arbeiter*innen, die nicht israelisch und nicht 
jüdisch sind. Die Marginalisierung der Arbeiter*innen ist Aus-
druck ihrer Stellung in der wirtschaftlichen „Nahrungskette“, 
auch ihrer physischen Verortung in der Gesellschaft. Sie sind 
verpflichtet, die Ware zu liefern, sollen aber aus dem Blickfeld 
verschwinden. In der Öffentlichkeit sind sie kaum sichtbar. Nicht 
umsonst werden Arbeitsmigrant*innen in Bereichen beschäf-
tigt, in denen sie relativ wenig mit der israelischen Gesellschaft 
in Berührung kommen. Das erschwert das Entstehen sozialer 
Beziehungen sehr. Bauarbeiter arbeiten auf Baustellen, auf de-
nen sich Israelis in der Regel nicht aufhalten, unter anderem aus 
Gründen der Sicherheit. Arbeiter*innen in der Landwirtschaft 
befinden sich meist in Moschawim und Kibbuzim, in geografi-
schen Randgebieten, während sich die in der Pflege beschäftig-
ten Arbeiter*innen in den Wohnungen ihrer Arbeitgeber*innen 
aufhalten.
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Die Marginalisierung dieser Arbeiter*innen liefert der Regie-
rung noch mehr „Munition“. In vielen Gesellschaften ist immer 
wieder zu beobachten, dass die „anderen“, die „Fremden“ für 
diverse Probleme, insbesondere wirtschaftlicher Art, verant-
wortlich gemacht werden. Auch in Israel schreckte die Regie-
rung nicht davor zurück, als es galt, die öffentliche Aufmerk-
samkeit von anderen Themen abzulenken. Dies geschah zum 
Beispiel im Jahr 2004, als die Behörde für Migration im Rahmen 
einer finanziell sehr gut ausgestatteten Kampagne die Abschie-
bung von Arbeitsmigrant*innen aus Israel propagierte und da-
für um Zustimmung und Mithilfe in der Öffentlichkeit warb. Die 
Kampagne verglich die Zahl der Arbeitsmigrant*innen mit der 
Zahl der Arbeitslosen in Israel (je eine Viertelmillion Menschen) 
und behauptete, die Arbeitsmigrant*innen seien für die Arbeits-
losigkeit verantwortlich, weil sie den israelischen Arbeiter*innen 
die Arbeitsplätze wegnehmen würden. Die Propaganda in 
den Medien, einschließlich der elektronischen Medien, stellte 
Arbeitsmigrant*innen als Leute dar, deren Beschäftigung „ille-
gal und unmoralisch“ sei. Im Rahmen der visuellen Darstellung 
dieser Kampagne wurden Fotos von Migrant*innen mit einem 
großen X durchgestrichen. Diese Politik des „Teile und Herrsche“ 
spielte eine wichtige Rolle in der Entwicklung der Xenophobie 
in Israel. Es ist interessant, dass an vielen Orten der Welt Xeno-
phobie, die in der Öffentlichkeit laut wird, von „unten“ kommt, 
während in Israel (sowohl in Bezug auf Arbeitsmigrant*innen als 
auch Asylsuchenden) derartige Äußerungen in erster Linie von 

„oben“, also von Entscheidungsträger*innen gemacht werden. 
Erst danach finden diese Botschaften in der allgemeinen Öffent-
lichkeit breite Verwendung. 

Wirtschaftliche Interessen

Ein weiteres Argument, das in der öffentlichen Debatte auf-
taucht, wenn es um die Rechte der Arbeitsmigrant*innen geht, 
ist die arrogante Behauptung, dass „wir ihnen einen Gefallen 
tun“. Diesem Diskurs liegt die Wahrnehmung zugrunde, dass 
Arbeitsmigrant*innen aus Ländern kommen, die weniger gut 
entwickelt und weniger wirtschaftlich erfolgreich sind als das 
gute und erfolgreiche Israel, das ihnen nichts schuldet. Eine sol-
che Argumentation basiert auf einer Wirtschaftskonzeption des 
freien Markts, die darauf abzielt, Arbeiter*innen Bedingungen 
zu stellen und ihnen die Entscheidung zu überlassen, ob sie die-
se akzeptieren oder nicht. Natürlich zieht diese Argumentation 
das Fehlen einer wirklichen Wahlmöglichkeit der Arbeiter*innen 
nicht in Betracht; stattdessen stützt sie sich auf die (traurige) Tat-
sache, dass Arbeitsmigrant*innen es oft vorziehen, unter sehr 
schlechten Bedingungen zu arbeiten, anstatt gar nicht zu arbei-
ten, weil sie ihren Lebensunterhalt und häufig auch den ihrer Fa-
milien in ihren Herkunftsländern bestreiten müssen.

Wirtschaftliche Interessen leiten nicht nur die Arbeiter*innen, 
die nach Israel kommen möchten: Wie bereits beschrieben, 
müssen Arbeitsmigrant*innen schon vor ihrer Ankunft in Isra-
el hohe Vermittlungsgebühren bezahlen; deshalb haben die Un-
ternehmen und Einzelpersonen, die die Vermittlungsgebühren 
kassieren, auch ein Interesse daran, dass so viele Arbeiter*innen 
wie möglich nach Israel kommen. Und mehr noch, sie profitie-
ren auch von einer hohen Fluktuation. Angesichts der Quoten-
politik kann die Fluktuation über das gegebene Maß dadurch er-
höht werden, dass Arbeitsmigrant*innen ihre Arbeitgeber*innen 
vorzeitig verlassen. Die Politik der Misshandlung und der damit 
einhergehenden systematischen Verletzung von Arbeitsrechten 
bringen Arbeitsmigrant*innen dazu, ihre Arbeitgeber*innen zu 
verlassen und dadurch ihr Visum zu verlieren. Diese Politik hilft 
also den Eigentümer*innen der Vermittlungsunternehmen, noch 
mehr Geld zu verdienen.

In der Vergangenheit verfolgte die israelische Regierung eine Po-
litik des „geschlossenen Himmels“: Neue Visa bzw. Arbeitsgeneh-
migungen für Arbeitsmigrant*innen wurden nur dann erteilt, wenn 
die bereits im Land befindlichen Arbeitsmigrant*innen beschäftigt 
waren. Diese Vorschrift wurde von der Einwanderungsbehörde 
aufgehoben, anscheinend, nachdem die bilateralen Abkommen 
mit der thailändischen Regierung in Bezug auf den Agrarbereich 
vereinbart waren. Das Ergebnis ist, dass die Arbeiter*innen noch 
größere Schwierigkeiten haben, neue Arbeitgeber*innen zu fin-
den, während Arbeitgeber*innen noch mehr dadurch verdienen 
können, dass sie einfach neue Arbeitsmigrant*innen nach Israel 
holen, wenn ihnen Arbeiter*innen aufgrund der schlechten Bedin-
gungen „weglaufen“.

Es ist wichtig hervorzuheben, dass die Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen für Arbeitsmigrant*innen in einem be-
stimmten Sektor (wie niedrige Löhne, lange Arbeitszeiten und 
fehlender Schutz der Rechte der Arbeiter*innen) letztendlich 
auch zu einer Verschlechterung der Beschäftigungs- und Ar-
beitsbedingungen für israelische Arbeiter*innen (jüdische und 
palästinensische) in diesem Sektor führt und dazu, dass sie aus 
diesem Sektor ausgeschlossen werden. Ein/e Arbeitgeber*in, 
der/die praktisch nicht verpflichtet ist, den gesetzlichen Rege-
lungen nachzukommen, und deshalb einem/r Arbeitsmigrant*in 
weniger als den gesetzlichen Mindestlohn zahlen kann, will kei-
ne Israelis anstellen, da er/sie ihnen das Mindestgehalt zahlen 
muss, weil sie ihn/sie sonst verklagen.

Was sollte Israel tun?

Im Allgemeinen wäre es angemessen für Israel, eine ordentliche, 
klare Einwanderungspolitik zu formulieren. In diesem Zusam-
menhang sollte auch das Diskriminierungsverbot gegenüber 
Arbeitsmigrant*innen festgeschrieben werden. Dieses Verbot ist 
Teil internationaler Abkommen, zu denen etwa auch das „Über-
einkommen über Wanderarbeiter“ der Internationalen Arbeits-
organisation gehört (ILO 97). Die Angleichung der Bedingungen 
sollte substanziell sein und die schwache Ausgangsposition der 
Arbeitsmigrant*innen gegenüber anderen Gruppen von Lohnab-
hängigen auf dem Arbeitsmarkt berücksichtigen.

Arbeitsmigrant*innen, die nach Israel gekommen sind und 
hier aus besonderen Gründen lange Zeit mit Genehmigung ge-
blieben sind, sollten ein Daueraufenthaltsrecht erhalten, das ih-
nen Stabilität gewährt.

All dies würde es ermöglichen, dass Arbeitsmigrant*innen als 
Menschen behandelt werden, als Menschen, die einen eigenen 
Willen haben, eigene Bedürfnisse und Wünsche, und nicht nur 
als Mittel, um die Bedürfnisse anderer zu realisieren.

Übersetzt von Ursula Wokoeck Wollin 

Reut Michaeli, Rechtsanwältin, ist seit 2010 
Geschäftsführerin der Hotline for Refugees  
and Migrants („Hotline für Flüchtlinge und  
Migrant*innen“), die sich zur Aufgabe gesetzt  
hat, die Rechte von Migrant*innen und  
Asylsuchenden in Israel zu schützen und den  
Menschenhandel zu bekämpfen. 
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Thailändische Arbeiter*innen bei einem Treffen 
mit der Organisation Kav La-Oved, die sich für  
die Arbeitsrechte von Arbeitsmigrant*innen  
einsetzt, Moschaw Achituv, Israel, 13. Juli 2013.  
Foto: Activestills

Protest von Arbeitsmigrant*innen, Tel Aviv, 2014. 
Foto: Activestills



Die erste Abschiebung von einem in Israel  
geborenen Kind einer Arbeitsmigrantin,  
Tel Aviv, 16. August 2011. Foto: Activestills

„Einwanderungs“-Polizei kontrolliert aufgrund 
des Aussehens vermutliche Migrant*innen oder 
Asylbewerber*innen auf den Straßen von Tel Aviv, 
5. Juli 2009. Foto: Activestills



Protest von Asylsuchenden,
Cholot-Internierungsanlage, im Negev, 2014
Foto: Activestills



Das Gelobte Land, 
aber nicht für 
Asylsuchende 

Die Situation von Gefl üchteten in 
Israel ist von Verfolgung, Angst 
vor Abschiebung und alltäglichem 
Rassismus geprägt. Aber es gibt 
mitunter auch Solidarität und 
selbstorganisierten Protest dagegen.

Haggai Matar



Anfang Juni 2016, als dieser Artikel geschrieben wurde, berich-
teten die Medien, dass die deutsche Bundesregierung mehr als 
93 Milliarden Euro im Laufe der nächsten vier Jahre für die Be-
wältigung der sogenannten Flüchtlingskrise („Aufnahme, Integ-
ration und Ursachenbekämpfung“) bereitstellen will. Deutsch-
land hat allein im vergangenen Jahr etwa eine halbe Million 
geflüchtete Menschen aufgenommen und bereitet sich darauf 
vor, dass es bis zum Jahr 2020 fast zwei Millionen sein werden. 
Es könnten aber auch mehr werden. Diese Menschen werden 
nach einem festgelegten Schlüssel auf die Bundesländer verteilt; 
dort werden sie in vorbereiteten Lagern untergebracht, in denen 
eine Grundversorgung sichergestellt wird.

In Israel gibt es derzeit insgesamt etwa 42.000 Asylsuchen-
de, weniger als ein Zehntel der Anzahl der Menschen, die allein 
im Jahr 2015 nach Deutschland geflüchtet sind, und es kom-
men fast keine neuen Asylsuchenden mehr ins Land. Ein Groß-
teil der Asylsuchenden befindet sich seit mehr als drei Jahren in 
Israel. Dennoch wird den meisten von ihnen ein stabiler recht-
licher Aufenthaltsstatus verwehrt; sie erhalten keine Unterstüt-
zung vom Staat, die Behörden versuchen vielmehr, die Men-
schen unter Druck zu setzen, damit sie das Land verlassen; fast 
keiner von ihnen wurde bislang als Flüchtling anerkannt und die 
meisten von ihnen leben in einem der vier großen städtischen 
Zentren in sehr beengten Verhältnissen und oft im Konflikt mit 
der lokalen Bevölkerung; oder sie befinden sich in einem Inter-
nierungslager oder Gefängnis.

Ohne Zweifel kann Israel nicht mit Deutschland in Bezug auf 
die Landesgröße, Wirtschaftskraft und Bevölkerungszahl vergli-
chen werden. Dennoch geben diese Zahlen einen ersten Ein-
druck von der Situation der Asylsuchenden in dem Land, das 
eine der treibenden Kräfte bei der Verabschiedung des „Abkom-
mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge“ (Genfer Flücht-
lingskonvention) bei den Vereinten Nationen im Jahr 1951 war. 
Während sich Europa bemüht, mit der höchsten Zahl an geflüch-
teten Menschen seit Ende des Zweiten Weltkriegs (mehr als eine 
Million Menschen kamen allein im vergangenen Jahr in die EU) 
zurechtzukommen, setzt Israel seinen sturen Kampf gegen die 
42.000 Asylsuchenden fort, die sich gegenwärtig im Land befin-
den. In diesem Artikel möchte ich erklären, wie es zu dieser Si-
tuation gekommen ist. 

Zwei Krisen und 50 Jahre Ruhe

Die Errichtung des Staates Israel im Jahr 1948 war mit zwei rie-
sigen Flüchtlingskrisen verbunden. Dabei handelte es sich zum 
einen um jüdische Flüchtlinge: Menschen, die vor Pogromen 
und Verfolgung in Osteuropa seit dem späten 19. Jahrhundert 
flohen, die in den 1930er Jahren vor dem nationalsozialistischen 
Regime flüchteten, die den Holocaust überlebt hatten, und die 
aus dem Nahen Osten und Nordafrika in der Mitte des 20. Jahr-
hunderts mit der Eskalation des Konflikts zwischen der zionisti-
schen Bewegung und den arabischen Nationalbewegungen flie-
hen mussten oder vertrieben wurden.

Diese Faktoren waren unter anderem ein Grund dafür, war-
um sich der junge Staat Israel so sehr für die Genfer Flüchtlings-
konvention einsetzte. Dennoch wurde in Israel kein Gesetz ver-
abschiedet, das die Bestimmungen der Konvention in Bezug auf 
Asylbewerber*innen und Flüchtlinge implementierte. Jüdische 
Flüchtlinge erhielten die Staatsbürgerschaft gemäß dem Rück-
kehrgesetz, das jeder Jüdin und jedem Juden auf der Welt die 
israelische Staatsbürgerschaft garantiert, während die Behand-
lung anderer Flüchtlinge von Fall zu Fall unterschiedlich war, wie 
im Folgenden ausgeführt wird.

Aber in all diesen Fällen ist der Ausgangspunkt im Grunde der-
selbe: Israel versteht sich in erster Linie als jüdischer Staat, der 

als solcher Zufluchtsort und Einwanderungsziel für alle Jüdin-
nen und Juden weltweit ist – und nur für sie allein. Alle führen-
den Politiker*innen des Landes sowie die öffentliche Meinung 
waren stets sehr besorgt über die demografischen Auswirkun-
gen der Einwanderung (sowie des natürlichen Bevölkerungs-
wachstums) von nicht jüdischen Menschen. Die Chancen, dass 
nicht jüdische Menschen ohne Familienbande zu Juden und/
oder Jüdinnen die israelische Staatsbürgerschaft erhalten, sind 
sehr gering.

Dies bringt uns zu der zweiten Flüchtlingskrise, mit der die 
Errichtung des Staates verbunden ist, nämlich den palästinen-
sischen Flüchtlingen: Rund 700.000 Palästinenser*innen sind 
aus dem Gebiet geflohen oder vertrieben worden, das während 
des Krieges von 1948 zum Territorium des Staates Israel wurde; 
entgegen der UNO-Resolution 191 wurde ihnen nie erlaubt zu-
rückzukehren. Zu der Gruppe dieser Flüchtlinge und ihrer Nach-
kommen gehören heute mehr als fünf Millionen Menschen, für 
die die UNRWA (Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästi-
na-Flüchtlinge im Nahen Osten) zuständig ist (während alle an-
deren Flüchtlinge in den Zuständigkeitsbereich des UNHCR, d. 
h. des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen fallen). Ihr 
Schicksal ist eine der grundlegenden Fragen des israelisch-pa-
lästinensischen Konflikts. Im Folgenden werde ich mich jedoch 
mit Israels Haltung gegenüber nicht jüdischen und nicht palästi-
nensischen Flüchtlingen beschäftigen.

Von 1948 bis in die 1990er Jahren hinein musste sich Israel 
fast gar nicht mit Asylsuchenden beschäftigen. Wohl aus ver-
schiedenen Gründen: Zum einen war das Land in seinen ersten 
Jahren arm und die Bevölkerung litt unter Entbehrungen. Ein an-
derer zentraler Grund war, dass sich Israel bis Ende der 1970er 
Jahre im Kriegszustand mit all seinen Nachbarstaaten befand, 
und auch Araber*innen und Muslim*innen in entfernteren Län-
dern in Israel ein Feindesland sahen und nicht einen sicheren 
Zufluchtsort. Bis heute ist Israel das einzige Land, das an Syri-
en grenzt und keine Menschen, die aufgrund des Bürgerkriegs 
von dort geflohen sind, aufgenommen hat. Zum Vergleich: Heu-
te befinden sich 1,5 Millionen Syrer*innen im Libanon, das heißt 
jede/r fünfte Einwohner*in dort ist syrisch; in Jordanien befinden 
sich 1,3 Millionen Syrer*innen, für die ein Viertel des Staatshaus-
halts bereitgestellt wird. Aus diesen Gründen war Israel wohl 
nicht „auf der Karte“ der realistischen Ziele für flüchtende Men-
schen aus der Region oder anderen Ländern. Bis 2005 gab es 
in Israel nicht einmal eine offizielle Vertretung des UNHCR, son-
dern nur eine ehrenamtliche.

In den späten 1970er Jahren beschloss der damalige Premier-
minister Menachem Begin, circa 300 vietnamesische Flüchtlin-
ge aufzunehmen, die die israelische Staatsbürgerschaft erhiel-
ten. Zu Beginn der 1990er Jahre wurden etwa 200 bosnische 
und albanische Flüchtlinge in Israel aufgenommen. Angehö-
rige diese beiden Gruppen erhielten keinen Flüchtlingsstatus 
gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention, sondern eine Dau-
eraufenthaltsgenehmigung oder eine Staatsbürgerschaft qua 
Regierungsbeschluss, der auf besonderen humanitären Über-
legungen gründete. Nur etwa 180 Menschen erhielten je einen 
Flüchtlingsstatus gemäß der Genfer Konvention in Israel, wo-
bei nach Einschätzung des UNHCR Dutzende von ihnen bereits 
nicht mehr in Israel leben.

Der Auszug aus ägypten

Seit den 1990er Jahren kamen afrikanische Asylsuchende nach 
Israel, nicht viele, einige Hundert aus Liberia, der Elfenbein-
küste, dem Kongo und Äthiopien. Einige von ihnen kamen als 
Tourist*innen oder Pilger und strandeten in Israel, nachdem sich 
die Situation in ihren Ländern verändert hatte. Andere kamen 
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als politische Aktivist*innen, weil sie von den Behörden in ihren 
Heimatländern verfolgt wurden. Asylsuchende sind als Gruppe 
geschützt, unter anderem durch den Grundsatz, dass sie nicht 
in ihre Heimatländer zurückgeschickt werden dürfen, solange 
die UNO diese als Krisengebiete im Sinne der Genfer Konventi-
on definiert. Zum Teil kümmerte sich die hiesige Vertretung des 
UNHCR um sie.

Ein Vorfall in Kairo im Dezember 2005 eröffnete ein neues Ka-
pitel in der Geschichte der Asylsuchenden in Israel. Mehr als 20 
Geflüchtete wurden erschossen und Hunderte verwundet, als 
die Polizei ein Protestlager, das sie im Zentrum der ägyptischen 
Hauptstadt errichtet hatten, angriff. Neben der Politik der Verhaf-
tung und mitunter sogar Abschiebung in ihre Heimatländer ver-
schlechterte sich die Situation der Asylsuchenden in Kairo dra-
matisch und viele begannen, sich an Schmuggler zu wenden, 
die sie heimlich über die israelische Grenze am Rande der Sinai-
Halbinsel bringen sollten.

Etwas später bewirkte ein zweites, geografisch etwas entfern-
ter liegendes Ereignis eine weitere Veränderung in den Migra-
tionsrouten der afrikanischen Geflüchteten: Im Jahr 2008 un-
terzeichneten Italien und Libyen ein Abkommen, das es Italien 
erlaubte, Geflüchtete nach Libyen zurückzuschicken, sodass 
eine der Hauptrouten nach Europa blockiert war. Die Alternati-
ve auf dem Fußweg durch Israel nach Norden, die einzige Über-
landroute aus Afrika, erschien plötzlich eine vielversprechende 
Option.

Zur gleichen Zeit konnten israelische Menschenrechtsorgani-
sationen erreichen, dass einige Asylsuchende, die zuvor über 
den Sinai nach Israel gekommen waren, aus dem Gefängnis ent-
lassen wurden. Sie begannen, sich in den hiesigen Arbeitsmarkt 
zu integrieren, und so wurde bekannt, dass es möglich ist, nach 
Israel zu kommen, ohne eingesperrt zu werden, und dort bes-
ser als in nordafrikanischen Ländern zu arbeiten und seinen/ih-
ren Lebensunterhalt zu verdienen.

All diese Faktoren machten Israel zu einem wichtigen Ziel 
für Asylsuchende aus Afrika. In den Jahren zwischen 2006 und 
2013 haben mehr als 64.000 Asylsuchende die Grenze zwischen 
Ägypten und Israel passiert, die noch nicht durch einen Zaun 
gesichert war. Die meisten von ihnen kamen aus Eritrea (circa 
zwei Drittel) und dem Sudan (etwa ein Viertel). Zu den Flucht-
gründen für Menschen aus Eritrea zählen das tyrannische Re-
gime dort und insbesondere die Zwangsrekrutierung zum Mili-
tärdienst, der zeitlich fast unbegrenzt ist und in dessen Rahmen 
ein Teil der Soldaten unter sklavereiähnlichen Bedingungen ar-
beiten muss, während ein Teil der rekrutierten Frauen zu Sex-
sklavinnen gemacht wird. Wer versucht, sich dem Militärdienst 
zu entziehen, der oder dem drohen Haftstrafen und Körperver-
letzungen. Laut Berichten der Vereinten Nationen haben füh-
rende Mitglieder des Regimes in Eritrea Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit in ihrem Land begangen. Bemerkenswerterwei-
se unterhält Israel gute Beziehungen zu dem Regime in Eritrea.

Die Menschen in Israel, die aus dem Sudan geflüchtet sind, 
haben ihr Land aus verschiedenen Gründen verlassen, vor allem 
aber wegen des anhaltenden Völkermords in Darfur im Westen 
des Landes, der Unterdrückung von ethnischen Minderheiten 
im Norden, des Krieges im Süden (der im Jahr 2012 politische 
Unabhängigkeit als Südsudan erlangte) und der politischen Ver-
folgung von Oppositionellen. Der sudanesische Präsident Omar 
al-Baschir wird vom Internationalen Strafgerichtshof wegen des 
Verdachts auf Verbrechen gegen die Menschlichkeit gesucht. 
Der Sudan gilt in Israel als feindlicher Staat, aber Israels Bezie-
hungen zum Südsudan sind gut. Verschiedenen Berichten zu-
folge liefert Israel auch Waffen an das Land, das heute durch ei-
nen neuen Bürgerkrieg zerrüttet wird. Beide Länder – Sudan und 
Eritrea – werden vom UNHCR als Staaten eingestuft, in denen 
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen worden sind 

und immer noch begangen werden und in die Flüchtlinge nicht 
zurückgeschickt werden dürfen, weil ihnen dort Gefahr für Leib 
und Leben droht.

Unter den Zehntausenden Asylsuchenden, die zwischen 2006 
und 2013 nach Israel gekommen sind, befanden sich auch etwa 
7.000 Menschen, die von Menschenhändlerbanden entführt und 
in Lagern im Sinai festgehalten worden waren, in denen sie ver-
gewaltigt und gefoltert wurden. Sie kamen erst frei, nachdem 
ihre Verwandten Zehntausende US-Dollar Lösegeld aufbringen 
konnten. Einige dieser Menschen hatten gar nicht die Absicht, 
nach Israel zu kommen, sondern wurden aus Flüchtlingslagern 
im Sudan oder in Ägypten oder an der Grenze zwischen den bei-
den Ländern verschleppt.

Im Jahr 2010 beschloss die israelische Regierung, einen Zaun 
entlang der ägyptischen Grenze mit dem ausdrücklichen Ziel zu 
bauen, die Einwanderungswelle zu stoppen, die als eine Bedro-
hung des Staates dargestellt wurde, sowohl im Hinblick auf De-
mografie als auch auf Kriminalität (siehe unten) und Sicherheits-
fragen (es wurden Bedenken geäußert, dass aus dem Sudan 
kommende Muslim*innen von internationalen Dschihad-Netz-
werken rekrutiert werden könnten, um Anschläge in Israel zu 
verüben – was nicht geschehen ist). Der Zaun ist rund 245 Kilo-
meter lang und fünf bis sieben Meter hoch. Nach Abschluss der 
Bauarbeiten Ende 2013 kamen fast keine neuen Asylsuchenden 
mehr nach Israel. Ein weiterer Grund für diesen fast vollständi-
gen Rückgang ist die Entscheidung des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte im Jahr 2012, der das Abkommen 
zwischen Italien und Libyen aufhob, sodass die Mittelmeerroute 
nach Europa wieder offen ist.

Nach Angaben des israelischen Innenministeriums kamen in 
den ersten drei Monaten des Jahres 2016 nur 15 Personen über 
die Grenze nach Israel. Deshalb stellt sich die sogenannte Flücht-
lingsproblematik für die israelische Gesellschaft heute in erster 
Linie im Hinblick auf diejenigen Asylsuchenden, die bereits im 
Land sind. Und das sind ungefähr 42.000 Menschen.

Ein Vorgehen ohne eine Politik

Trotz der zentralen Rolle des Landes bei der Verabschiedung der 
Genfer Flüchtlingskonvention vor über 60 Jahren existiert in Is-
rael kein Gesetz, das die Behandlung von Asylbewerber*innen 
regelt. Infolgedessen wurden in den letzten zehn Jahren andere, 
bereits vorhandene Gesetze und Verordnungen zur Anwendung 
gebracht oder neue Verfahren und Gesetzesänderungen allein 
dafür eingeführt, um mit dem starken und für den Staat überra-
schenden Anstieg der Anzahl der Asylsuchenden umzugehen.

Die zentrale gesetzliche Grundlage, auf die sich die israeli-
schen Behörden im Umgang mit Asylsuchenden beziehen, ist 
das „Gesetz zur Verhinderung von Infiltration“ aus dem Jahr 
1954. Ursprünglich wurde dieses Gesetz verabschiedet, um ge-
gen die Versuche palästinensischer Flüchtlinge, in ihre Häuser 
und auf ihr Land im neu gegründeten Staat Israel zurückzukeh-
ren, vorzugehen. Das Gesetz sieht lange Haftstrafen für „Infil-
tranten“ vor und enthält darüber hinaus spezielle Regelungen 
mit besonders harten Strafen für „Infiltranten“, die eindrangen, 
um Angriffe auf Israelis auszuführen, und dabei Dutzende von 
Israelis töteten.

60 Jahre später werden auch Menschen, die aus Afrika ge-
flüchtet sind, zu „Eindringlingen“ gemacht, die angeblich die Si-
cherheit des Landes bedrohen – so die Darstellung in der israeli-
schen Öffentlichkeit, in den meisten Medien, in den Äußerungen 
der politischen Führung und auch in dem ihnen gewidmeten se-
paraten Eintrag bei „Wikipedia“ auf Hebräisch. Mitunter wer-
den Asylsuchende auch als „Arbeitsmigrant*innen“ bezeichnet, 
denn, so wird argumentiert, auch wenn einige von ihnen ihre 
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Heimatländer aus guten Gründen verlassen hätten und dorthin 
nicht zurückgeschickt werden könnten, wäre ihre Entscheidung, 
ihren Weg fortzusetzen und nach Israel zu kommen, ein Versuch 
gewesen, ihren Lebensstandard zu verbessern. Allein schon die 
Verwendung des weltweit akzeptierten Begriffs Asylsuchende 
gilt als „links“, was heute generell als negativ gesehen wird.

Dabei soll nicht außer Acht gelassen werden, dass sich der is-
raelische Staat durchaus dem internationalen Grundsatz, dass 
Menschen nicht in Länder abgeschoben werden dürfen, in de-
nen ihnen Gefahr droht, verpflichtet sieht – sei es aus echter 
Überzeugung oder im Rahmen des Versuchs, internationalen 
Mindestanforderungen zu genügen. In all den Verästelungen 
in der Einstellung gegenüber Asylsuchenden, die im Folgenden 
aufgezeigt werden, ist dieser Grundsatz zentral, denn auch wenn 
der Staat ihm nicht immer gerecht wird, ist er doch bemüht zu 
beweisen, dass er ihn respektiert.

Alle Methoden, mit denen die israelischen Regierungen bis 
heute versucht haben, mit dem Problem der Asylsuchenden um-
zugehen, sind daher von einer grundlegenden Ambivalenz ge-
prägt: Einerseits ist die Einstellung gegenüber Asylsuchenden 
negativ, weil in ihnen eine wirtschaftliche, demografische oder 
Sicherheitsbedrohung gesehen wird, sodass die Politik darauf 
abzielt, es ihnen unmöglich zu machen, Stabilität und erträgli-
che Lebensbedingungen in Israel zu finden – es könnte andere 
ermutigen, auch nach Israel zu kommen. Auf der anderen Seite 
verbieten es die internationalen Gesetze und Normen, Flüchtlin-
ge einfach abzuschieben. Israel will international als demokrati-
scher Staat angesehen werden, der die Flüchtlingskonvention 
und die Menschenrechte respektiert. Infolgedessen hält die is-
raelische Politik Asylsuchende in einem rechtlichen und politi-
schen Schwebezustand gefangen.

Eindämmung und Verfolgung

Als die Anzahl der Asylsuchenden in Israel seit 2006 stark zu 
steigen begann, versuchte die israelische Regierung, diese Ent-
wicklung mit einer Politik der sofortigen Abschiebung zu stop-
pen, die „hot return“ genannt wurde: Asylsuchende, die in der 
Nähe der Grenze von israelischen Soldat*innen aufgegriffen 
wurden, wurden sofort (oder nach einem kurzen Verhör) zurück 
über die Grenze gebracht und ägyptischen Soldat*innen überge-
ben. Als sich im Laufe der Zeit herausstellte, dass die Menschen, 
die nach Ägypten zurückgebracht wurden, dort unter schwe-
ren Bedingungen eingekerkert, mitunter sogar in ihre Heimatlän-
der abgeschoben wurden, und darüber hinaus die Koordination 
der Übergabe an die ägyptischen Behörden im Zuge der dorti-
gen Revolution von 2011 zum Erliegen kam, wurde dieses Pra-
xis eingestellt.

Asylsuchende, die in Israel nicht in unmittelbarer Nähe zur 
Grenze aufgegriffen wurden, sperrte man/frau für mehrere Mo-
nate in Saharonim ein, einem speziellen Gefangenenlager, das 
im Jahr 2007 im Süden des Landes gebaut worden war und als 

„Beherbergungsanlage“ bezeichnet wurde. Bei ihrer Entlassung 
bekamen die Asylsuchenden zwei Dinge: eine (befristete) Auf-
enthaltsgenehmigung und eine Busfahrkarte zum zentralen Bus-
bahnhof in Tel Aviv (dazu unten mehr).

Die befristete Aufenthaltsgenehmigung muss alle paar Mona-
te erneuert werden. Sie gewährt den Asylsuchenden fast keine 
Rechte im Land und enthält zudem ein ausdrückliches Arbeits-
verbot, sodass die Beschäftigung von Asylsuchenden in Isra-
el seit dem Jahr 2006 bis zum heutigen Tag im Grunde illegal 
ist. Infolge einer Klage von Menschenrechtsorganisationen beim 
Obersten Gericht hat sich der israelische Staat jedoch verpflich-
tet, Geschäftsleute, die Asylsuchende beschäftigen, nicht straf-
rechtlich zu verfolgen.

Dieses Versprechen half ein wenig, die Situation der Asylsu-
chenden zu verbessern. Weil diese neue Praxis in der Öffentlich-
keit aber nicht sehr bekannt ist, schrecken nach wie vor viele 
Arbeitgeber*innen davor zurück, Menschen einzustellen, in de-
ren Aufenthaltsgenehmigung ausdrücklich steht, dass es ihnen 
verboten ist zu arbeiten. Darüber hinaus wird von staatlichen 
Stellen immer wieder in öffentlichen Kampagnen propagiert, 
niemanden einzustellen, der keine Arbeitsgenehmigung hat.

Das klingt nicht nur nach einer absurden, in sich widersprüch-
lichen Politik, sondern ist in der Tat eine solche. Die sich daraus 
ergebende Situation spielt oft Arbeitgeber*innen in die Hände, 
die die Befristung der Aufenthaltsgenehmigung von Asylsu-
chenden und ihre Abhängigkeit von Unternehmen, die bereit 
sind, sie anzustellen, ausnutzen und Arbeitsrechte, die den Be-
schäftigten zustehen, verletzen. Dies wurde auch vom Recher-
che- und Informationszentrum der Knesset festgestellt.

Darüber hinaus ergriff die israelische Regierung eine Reihe 
von Maßnahmen, deren Hauptziel darin bestand, die Anzahl der 
Asylsuchenden im Land zu reduzieren. Zunächst wurde eine 
neue Einwanderungspolizei eingerichtet. Die der Behörde für 
Bevölkerung und Einwanderung unterstellten Polizeikräfte be-
gannen damit, Menschen ohne Aufenthaltsgenehmigung, die 
nicht zu einer der geschützten Gruppen gehörten, zu verhaften 
und abzuschieben. So wurden nach und nach die meisten der 
Asylsuchenden aus der Elfenbeinküste und Liberia abgescho-
ben, nachdem sich die Situation in ihren Heimatländern stabili-
siert hatte. Im Jahr 2012, als der Südsudan die Unabhängigkeit 
erlangte (und bevor es in dem blutigen Bürgerkrieg versank), er-
ging es den Asylsuchenden aus dem südlichen Sudan ebenso.

Andererseits ist es wichtig zu betonen, dass eine solche oder 
ähnliche Politik nicht in gleichem Umfang in Bezug auf andere 
Menschen ohne Aufenthaltsgenehmigung in Israel verfolgt wur-
de. Nach Angaben des israelischen Innenministeriums befan-
den sich in den letzten Jahren rund 14.000 Arbeitsmigrant*innen 
in Israel, deren Aufenthaltsgenehmigung abgelaufen ist, sowie 
circa 90.000 Tourist*innen mit abgelaufenem Visum (etwa 60 
Prozent von ihnen stammen aus Ländern der ehemaligen So-
wjetunion). In Bezug auf diese Gruppen gibt es nichts auch nur 
annähernd Vergleichbares zu den enormen Anstrengungen in 
Taten und Worten, die die politische Führung und öffentlichen 
Meinungsmacher*innen in ihrem Kampf gegen afrikanische 
Asylsuchende investieren. Jedoch werden ähnliche Anstrengun-
gen auch im Kampf gegen Palästinenser*innen aus den seit 1967 
besetzten palästinensischen Gebieten gemacht, die sich ohne 
Genehmigung in Israel aufhalten.

Einer der möglichen Gründe für die diskriminierende Politik ist 
der Rassismus gegenüber Menschen mit schwarzer Hautfarbe. 
Gleichzeitig fällt es dem Staat leicht, darauf zu verweisen, dass 
die Unterschiede der Art und Weise der Einreise und des äuße-
ren Erscheinungsbildes eine Ungleichbehandlung rechtfertigen 
würden (die weißen Tourist*innen seien legal eingereist und ge-
sellschaftlich integriert).

Etwa zur gleichen Zeit, als die neue Einwanderungspolizei ein-
gerichtet wurde, übernahm der israelische Staat die Kompetenz 
zur Bearbeitung von Asylanträgen vom UNHCR und übertrug sie 
an eine zu diesem Zweck gegründete Spezialeinheit im Innen-
ministerium. Bisher hat diese Behörde nur etwa dreißig Asylan-
trägen (von Menschen aus Nepal, Nordkorea, Zimbabwe und 
anderen Ländern, die nicht über den Sinai gekommen sind) statt-
gegeben, wobei die meisten von ihnen bereits eingereicht wur-
den, als das UNHCR noch zuständig war. Hinzu kommen 498 
Asylbewerber*innen aus der Darfur-Region, die, ähnlich wie die 
Flüchtlinge aus Vietnam und Bosnien, durch eine Sonderrege-
lung per Regierungsbeschluss aus dem Jahr 2007 permanen-
te Aufenthaltsgenehmigungen (ohne Anerkennung als Flücht-
linge) erhalten haben.
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Seitdem bleiben die meisten Asylanträge (viele Tausende) unbe-
antwortet, einschließlich aller1 Anträge von Asylbewerber*innen 
aus Darfur. Hunderte von Anträgen (die meisten von Asylsu-
chenden aus Eritrea) wurden abgelehnt. Von den Zehntausen-
den Asylbewerber*innen, die in den letzten zehn Jahren nach 
Israel gekommen sind, passierten nur vier (!) Eritreer*innen das 
RSD-Verfahren (ein Verfahren, in dem überprüft wird, ob Asyl-
suchende der Definition eines Flüchtlings im Sinne der Gen-
fer Flüchtlingskonvention entsprechen) und erhielten einen 
Flüchtlingsstatus.

Die Nichtbearbeitung der meisten Anträge hält die ungewis-
se Situation, in der die Asylbewerber*innen leben, aufrecht und 
erlaubt es auch dem Staat nicht, eine klare Politik zu formulie-
ren, die auf der Unterscheidung zwischen denjenigen, die ein 
Anrecht auf einen Flüchtlingsstatus haben, und denjenigen, bei 
denen das nicht der Fall ist, basiert. Dieser hybride Modus dient 
der bereits beschriebenen Absicht, einerseits eine freundliche, 
einladende Einwanderungspolitik für Juden und Jüdinnen auf-
rechtzuerhalten, andererseits Einwanderung für nicht jüdische 
Menschen so schwierig und so restriktiv wie möglich zu gestal-
ten, ohne gleichzeitig international als Staat wahrgenommen zu 
werden, der Flüchtlinge ablehnt und gegen die Genfer Flücht-
lingskonvention verstößt. 

Ausreise, aber nicht freiwillig

Nachdem die Entscheidung gefallen war, einen Zaun an der 
ägyptisch-israelischen Grenze zu errichten, um die Zuwande-
rung von Asylsuchenden zu stoppen, trieb die Regierung wei-
tere Gesetzesänderungen voran. Anfang 2012 verabschiedete 
die Knesset eine Änderung des alten Infiltrationsgesetzes, die 
vorsieht, dass Asylsuchende, die illegal nach Israel eingereist 
sind, für drei Jahre eingesperrt werden sollen. Infolge einer von 
Menschenrechtsorganisationen eingereichten Klage entschied 
das Oberste Gericht im September 2013, dass die Gesetzesän-
derung gegen das grundlegende Gesetz in Bezug auf menschli-
che Würde und Freiheit verstößt.

Innerhalb von drei Monaten verabschiedete die Knesset eine 
zweite Änderung, wonach Asylsuchende nur für ein Jahr einge-
sperrt werden dürfen und anschließend nach Cholot, eine „offe-
ne Aufenthaltseinrichtung“ mitten in der Wüste, gebracht wer-
den sollen, in der sie auf unbestimmte Zeit bleiben, die Nacht 
verbringen und sich über Tag dreimal zum Appell melden müs-
sen (sodass es nicht wirklich möglich ist, von dort an einen an-
deren Ort zu gelangen). Im September 2014 wurde auch diese 
Änderung vom Obersten Gericht gekippt.

Das dritte Änderungsgesetz legte eine dreimonatige Gefäng-
nishaft und die Unterbringung für 20 Monate in der „offenen“ 
Einrichtung fest, in der nur ein Appell pro Tag durchgeführt wird. 
Im Zuge der dritten von Menschenrechtsorganisationen einge-
reichten Klage gegen die Gesetzesänderung kam es zu großer 
Empörung in Regierungskreisen, und einige Minister*innen, da-
runter die neue Justizministerin Ayelet Schaked, drohten expli-
zit, die Knesset werde, falls das Oberste Gericht das Gesetz zum 
dritten Mal aufhebe, ein Gesetz verabschieden, das die Kompe-
tenzen des Obersten Gerichts in Fragen der Verfassungswidrig-
keit von Gesetzen, das heißt des Verstoßes von (einfachen) Ge-
setzen gegen grundlegende Gesetze, einschränken wird.

Die Richter*innen des Obersten Gerichts verstanden den Wink 
mit dem Zaunpfahl und genehmigten im August 2015 die Geset-
zesänderung, wobei sie lediglich forderten, dass die maximale 
Aufenthaltsdauer in der „offenen“ Einrichtung auf ein Jahr be-
schränkt wird. Das ist die heutige Rechtslage.

Parallel zu diesen Entwicklungen begannen die staatlichen 
Behörden, Asylsuchenden ein Programm zur „freiwilligen 

Ausreise“ in ihre Heimatländer bzw. nach Uganda oder Ruan-
da anzubieten. Bei Annahme erhalten die Flüchtlinge pro Per-
son einige Tausend US-Dollar. Minister*innen machten deut-
lich, dass es der Zweck der Inhaftierung sei, die Zuversicht der 
Asylsuchenden, in Israel bleiben zu können, zu brechen und 
sie zur Ausreise zu bewegen. Im April 2015 wurde auch be-
kannt gegeben, dass diejenigen, die keine Asylanträge einge-
reicht haben oder deren Anträge abgelehnt wurden, ein Doku-
ment unterschreiben müssen, in dem sie sich zur „freiwilligen 
Ausreise“ bereit erklären, andernfalls würden sie in einem Ge-
fängnis (Saharonim) auf unbestimmte Zeit eingekerkert werden. 
Diese Praxis kommt gegenwärtig aufgrund einer Klage, die zur 
Entscheidung beim Obersten Gericht ansteht, noch nicht zur 
vollen Anwendung.

Laut Angaben des Innenministeriums haben im Rahmen die-
ses Programms mehr als 9.000 Asylsuchende bis Ende 2015 Is-
rael verlassen, die meisten von ihnen willigten in das Programm 
nach Beginn ihrer Inhaftierung aufgrund des Infiltrationsgeset-
zes ein und ein Großteil von ihnen kehrte in ihre Heimatlän-
der – zumeist nach Eritrea und in den Sudan – zurück. Weitere 
rund 1.200 Asylsuchende haben Israel in den ersten drei Mo-
naten des Jahres 2016 verlassen. Da die Abschiebungen mit 
unterschriebener „Einwilligung“ der Asylsuchenden geschehen, 
gelten sie in Israel nicht als verbotene Abschiebung im Sinne 
der Genfer Flüchtlingskonvention. Laut UNHCR hat zwar jede/r 
Asylbewerber*in das Recht, in sein/ihr Heimatland zurückzukeh-
ren, aber „die Ausreise aus dem Land als Alternative zur Haft […] 
gilt nicht als freiwillig und kann sogar nach israelischem und in-
ternationalem Recht als verbotene Abschiebung betrachtet wer-
den, da dies das Leben oder die Freiheit der zurückkehrenden 
Person gefährdet“.2 Mit anderen Worten: Da ist nichts „Freiwil-
liges“ an der „freiwilligen Ausreise“ eines Menschen, der ge-
zwungen wird, zwischen einer langen Haft und einer Abschie-
bung zu wählen.

Was die Kosten der israelischen Politik in Bezug auf Asylsu-
chende betrifft, ist es schwierig bis unmöglich, genaue Angaben 
zu machen. Es liegen zu dieser Frage keine Daten vor, weder bei 
der Regierung noch der Knesset, und auch keine Studien von 
Menschenrechtsorganisationen.

Lediglich für ein paar große Projekte sind Zahlen bekannt. So 
hat der Grenzzaun zu Ägypten rund 1,6 Milliarden Schekel (ca. 
380 Millionen Euro) gekostet, und der Bau der Anlage in Cholot 
rund 323 Millionen Schekel (ca. 77 Millionen Euro). Für den Be-
trieb der Anlage werden jährlich rund 100 Millionen Schekel (ca. 
24 Millionen Euro) aufgewendet. Übrigens erscheinen die Kos-
ten der Internierung von Asylsuchenden in Cholot absurderwei-
se in den Jahresberichten, die der israelische Staat der OECD 
vorlegt, unter der Rubik „Auslandshilfe“.

Die tatsächlichen Gesamtkosten übertreffen natürlich bei Wei-
tem die der beiden Großprojekte und schließen einerseits mehr 
als ein Jahrzehnt an Investitionen in die Umsetzung der Politik 
ein (d. h. Personal bei der Einwanderungsbehörde, der Polizei, 
Zeitaufwand im Justizsystem usw.) und andererseits die Ausga-
ben für die relativ beschränkten staatlichen Hilfsleistungen für 
Asylsuchende (Gesundheit, Bildung usw.). Es bedarf weiterer 
Studien, um diese Kosten aufzuschlüsseln.

Zwischen Protest und Verzweiflung

Wie bereits dargestellt, werden Asylsuchende aufgrund der is-
raelischen Regierungspolitik in einem rechtlichen Schwebezu-
stand gefangen gehalten. Über Jahre hinweg wurden sie nach 
ihrer Entlassung aus der Haft oder direkt von der Grenze mit ei-
nem Fahrschein zum zentralen Busbahnhof in Tel Aviv geschickt; 
dort waren sie auf sich allein gestellt.



Im Gegensatz zur Praxis in einigen europäischen Ländern ist 
mit der befristeten Aufenthaltsgenehmigung für Asylsuchende in 
Israel, die alle paar Monate bei der Behörde für Bevölkerung und 
Einwanderung verlängert werden muss, weder ein Anspruch auf 
Unterbringung in einer Notunterkunft noch auf finanzielle Un-
terstützung verbunden – beides würde den Asylsuchenden ihre 
Eingliederung erleichtern. Wie oben bereits erwähnt, ist es ih-
nen formell sogar verboten zu arbeiten (wobei dieses Regelung 
zurzeit nicht durchgesetzt wird). Darüber hinaus ist den Asylsu-
chenden der Zugang zum Sozial- und Gesundheitssystem, das 
Israelis zur Verfügung steht, verwehrt, und das, obwohl viele 
von ihnen schwere körperliche und emotionale Traumata in ih-
ren Heimatländern oder auf ihrem harten Weg nach Israel erlit-
ten haben und in den Lagern der Menschenhändler im Sinai häu-
fig Folter und Vergewaltigungen ausgesetzt waren. Ebenfalls im 
Gegensatz zur Politik vieler anderer Länder ist mit der befristeten 
Aufenthaltsgenehmigung keine Basis für eine künftige volle Ein-
bürgerung gegeben oder eine entsprechende Option verbunden.

Allerdings gewährt der israelische Staat Kindern von Asylsu-
chenden Schulunterricht, da nach israelischem Recht jedes Kind 
im Land Anspruch auf kostenlose Schulbildung hat. Auch wer-
den soziale Leistungen für Kinder in Not getragen und schwan-
gere asylsuchende Frauen können für die Geburt Krankenhäuser 
aufsuchen. Krankenhäuser sind zudem verpflichtet, Asylsuchen-
de zu behandeln, die sich in lebensbedrohlichen Situationen be-
finden, ebenso an Tuberkulose Erkrankte und Menschen, die 
HIV-positiv sind. Für alle anderen Fälle, in denen medizinische 
Versorgung benötigt wird, ermöglicht es der israelische Staat 
Asylsuchenden, auf eigene Kosten eine private Versicherung ab-
zuschließen, die allerdings bereits bestehende medizinische Pro-
bleme nicht deckt. Im Falle von Arbeitsunfähigkeit verfällt der 
Versicherungsschutz umgehend.

Zu diesen Schwierigkeiten kommt noch die lange Inhaftierung 
hinzu, die in Cholot, der „offenen“ Anlage mitten in der Wüste, 
unter schwierigen physischen Bedingungen ein Jahr und länger 
dauern kann (Berichten zufolge mangelt es dort auch an Nah-
rungsmitteln). In der Internierungsanlage befinden sich heute 
ungefähr 3.300 Asylsuchende. Im Gegensatz zur Vergangenheit 
sind heute die meisten von ihnen nicht Neuankömmlinge, son-
dern Menschen, die schon seit einiger Zeit in Israel leben und 
gerade dabei waren, ihr Leben einigermaßen zu ordnen. (Aber 
es handelt sich in der Regel nicht um Menschen, die Familien-
angehörige in Israel haben.)

Neben der Inhaftierung sind Asylsuchende zunehmend mit 
der feindlichen Propaganda von rechten Politiker*innen konfron-
tiert, auch von Knesset-Abgeordneten und Minister*innen, die 
der Regierungskoalition angehören (mehr dazu später). Die Auf-
wiegelung bedient sich dabei in erster Linie rassistischen Argu-
menten, verweist auf eine vermeintliche demografische Bedro-
hung, die von den Asylsuchenden ausgehe, auf die Gefahr, dass 
Asylsuchende Krankheiten einschleppen und verbreiten würden, 
und auf eine Zunahme der Kriminalität und eine Bedrohung der 
Sicherheit infolge ihrer Anwesenheit.

Angesichts dieser Schwierigkeiten versuchten Asylsuchen-
de sich zu verteidigen und entwickelten dabei unterschiedliche 
Strategien. Die erste und wichtigste war ihre Organisierung in 
Gemeinden. Jede dieser selbst organisierten Gemeinden rich-
tete soziale und religiöse Institutionen ein, die Hilfe, Beratung 
und gegenseitige Unterstützung zur Verfügung stellten und 
als Anlaufpunkt für neu in Tel Aviv ankommende Asylsuchen-
de fungierten.

Die zweite Strategie bestand in der Zusammenarbeit mit ver-
schiedenen israelischen Hilfsorganisationen, die sich um die 
medizinische Versorgung von Asylsuchenden bemühen, die 
Gemeinden unterstützen sowie rechtliche Beratung und an-
waltliche Vertretung übernehmen – sowohl für Einzelne (zum 

Beispiel beim Stellen von Asylanträgen oder in Verhandlungen 
mit der Behörde für Bevölkerung und Einwanderung) als auch 
für Gruppen (wie die Eingaben beim Obersten Gericht gegen das 
Infiltrationsgesetz oder gegen die Durchsetzung des Arbeitsver-
bots für Asylsuchende).

Neben der unerträglichen Situation, der Asylsuchende in Isra-
el aufgrund der staatlichen Politik ausgesetzt sind, trug auch der 
Kontakt zu den zivilgesellschaftlichen Hilfsorganisationen dazu 
bei, dass Asylsuchende begannen, sich auch politisch zu orga-
nisieren. Im Dezember 2013 und Januar 2014 beteiligten sich 
Tausende von ihnen an einer Reihe von Protestaktionen, darun-
ter ein Massenauszug aus der „offenen“ Anlage, ein mehrtägi-
ger Marsch nach Jerusalem, ein Generalstreik aller Asylsuchen-
den und Massendemonstrationen in Tel Aviv und Jerusalem. 
Eine weitere große Protestaktion fand im Juni 2014 statt. Asyl-
suchende aus unterschiedlichen Ländern beteiligten sich an die-
sen Protestaktionen.

Allerdings gelang es der großen politischen Protestbewe-
gung nicht, die israelische Öffentlichkeit zu mobilisieren und 
breite Solidarität mit den Asylsuchenden zu wecken. Zwei De-
monstrationen wurde gewaltsam von der Polizei aufgelöst. Kurz 
nach den Protesten wurden prominente führende Persönlichkei-
ten der Gemeinden in der „offenen“ Anlage eingesperrt. Aber 
vor allem wurden die Proteste der Asylsuchenden in der isra-
elischen Öffentlichkeit vollkommen ignoriert. Trotz ihrer nie zu-
vor dagewesenen Größe und ihres Ausmaßes sahen die Behör-
den – angesichts des fehlenden Drucks vonseiten israelischer 
Bürger*innen – keine Notwendigkeit, ihre Politik zu ändern, oder 
sich auch nur mit den Demonstrant*innen zu treffen oder mit ih-
nen zu sprechen.

Seit der Unterdrückung der Proteste im Jahr 2014 hat es keine 
weiteren bedeutenden öffentlichen Protestaktionen in Zusam-
menhang mit Asylsuchenden gegeben. Viele der Gemeinden be-
richten von ihrer Verzweiflung angesichts der Gleichgültigkeit 
der israelischen Öffentlichkeit.

Neben der Internierung, der Unsicherheit in Bezug auf die Zu-
kunft und dem gänzlichen Fehlen von finanzieller Unterstützung 
liefern diese Erfahrungen eine Erklärung dafür, warum sich Tau-
sende von Asylsuchenden dazu entschieden haben, Israel zu 
verlassen und in andere Länder, sogar ihre Heimatländer, zu rei-
sen, trotz der Gefahren, denen sie dort ausgesetzt sind. Viele von 
ihnen werden sich von dort wieder auf den Weg machen, dieses 
Mal aber in Richtung Mittelmeer und Europa. 

Israelische Opfer

Die Praxis der israelischen Behörden, die Mehrheit der Asylsu-
chenden zum zentralen Busbahnhof in Tel Aviv zu schicken, hat-
te schwerwiegende Folgen für die Bewohner*innen der Stadt-
viertel in der Nähe des Busbahnhofs im Süden der Stadt. Zwar 
ist im Laufe der Zeit ein Teil der Asylsuchenden in andere Städte 
gezogen (vor allem nach Arad oder Eilat, Städte mit einer bedeu-
tenden Tourismusindustrie), doch mehr als die Hälfte der Asyl-
suchenden in Israel lebt auf engstem Raum in einigen wenigen 
Stadtvierteln im Süden Tel Avivs.

Historisch gesehen handelt es sich dabei um Stadtviertel, die 
unter langjähriger Diskriminierung gelitten haben, sowohl in Be-
zug auf öffentliche Haushaltsgelder als auch im Hinblick auf In-
vestitionen in die Infrastruktur. Im Laufe der Jahre sind sie zu 
Vierteln für die ärmsten und am stärksten benachteiligten Bevöl-
kerungsgruppen in der Stadt geworden. Die Nähe des zentralen 
Busbahnhofs verschlechterte die Situation dieser Stadtviertel im 
Laufe der Jahre noch weiter, sodass es dort Gegenden gab, in de-
nen Drogenhandel, Alkoholmissbrauch, Prostitution, Menschen-
handel (insbesondere von Frauen) und Kriminalität florierten.
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Darüber hinaus sind diese Stadtteile seit den 1990er 
Jahren allmählich zu einem der Hauptwohngebiete für 
Arbeitsmigrant*innen (vor allem aus Ländern wie Thailand, 
China, den Philippinen, Indien, Nepal und mehreren afrikani-
schen Ländern) geworden. Diese haben sich in Gemeinden or-
ganisiert, eigene religiöse und soziale Einrichtungen gegrün-
det, Menschenrechtsorganisationen dazu bewegt, ihre Büros 
in diesen Wohnvierteln zu eröffnen, und nach und nach die 
Vermieter*innen daran gewöhnt, Wohnungen an Menschen 
zu vermieten, die in vielen Fällen kein Bankkonto haben, keine 
Bürg*innen stellen und auch andere Standards des israelischen 
Mietwohnungsmarkts nicht erfüllen können.

In diesen heterogenen Strudel kamen seit 2006 auch immer 
mehr Asylsuchende aus dem Sudan und Eritrea. Neben der Tat-
sache, dass sie staatlicherseits dorthin geschickt wurden, gab 
es auch andere Faktoren, die sie in den Süden Tel Avivs zogen, 
wie etwa die niedrigen Mieten, die vorhandenen Infrastruktu-
ren der ausländischen Gemeinden, die selbst organisierten Un-
terstützungsstrukturen der Gemeinden der Asylsuchenden, die 
sich auf der Grundlage entsprechender Strukturen in den Ge-
meinden der Arbeitsmigrant*innen entwickelten, die Büros von 
Hilfsorganisationen und die beiden einzigen Kliniken im Land, 
in denen Asylsuchende medizinische Behandlung erhalten kön-
nen, und ein Geschäfts- und Unterhaltungszentrum, das auf Ini-
tiative von Kleinunternehmer*innen unter den Asylsuchenden in 
der Nähe des Busbahnhofs in den letzten Jahren entstanden ist.

Durch die Asylsuchenden, die in diese Viertel völlig mittellos 
kamen, hat sich die Situation vor Ort noch erheblich verschlech-
tert. Die beiden Stadtviertel, die gleich neben dem zentralen 
Busbahnhof liegen, sind mit einer Fläche von etwa vier Quad-
ratkilometern sehr klein und mit einer Bevölkerungszahl von ur-
sprünglich circa 13.000 Menschen ohnehin schon dicht besie-
delt. Der Einzug von vielen Tausenden von Menschen (es gibt 
keine genauen Angaben zur Anzahl derer, die sich in Tel Aviv 
aufhalten) in kleine, enge Wohnungen stellt eine enorme Belas-
tung für die räumliche und soziale Infrastruktur dieser Viertel dar. 
Schätzungen zufolge hat sich die Einwohnerzahl hier verdoppelt, 
wenn nicht sogar fast verdreifacht, ohne dass zusätzliche kom-
munale Gelder zur Verfügung gestellt wurden.

Armut und Not haben überdies zu einer Zunahme des Alko-
hol- und Drogenmissbrauch sowie der Kriminalität unter Tei-
len der Bevölkerung geführt, sodass in einigen Straßen die 
Bewohner*innen Angst haben, ihre Häuser zu verlassen. Nach 
Erhebungen der Tel Aviver Stadtverwaltung in diesem Zeitraum 
gaben die Bewohner*innen im Süden Tel Avivs an, dass sie sich 
unsicherer fühlen, und mehr als die Hälfte der Bewohner*innen 
dieser Viertel antwortete auf die Frage, ob sie sich fürchten, ihre 
Häuser nach Einbruch der Dunkelheit zu verlassen, mit Ja – im 
gesamtstädtischen Durchschnitt waren es nur 20 Prozent. Al-
lerdings hat die israelische Polizei festgestellt, dass ein Teil der 
Straftaten begangen wird, um zu überleben, und leitende Poli-
zeibeamte riefen dazu auf, es Asylsuchenden zu ermöglichen, 
legal zu arbeiten, um die Armut und Not unter ihnen zu verrin-
gern und damit auch indirekt die Kriminalität zu senken. Ande-
rerseits haben, wie bereits erwähnt, prominente Politiker*innen 
die Kriminalitätsrate dazu benutzt, um die benachteiligten Bevöl-
kerungsgruppen im Süden Tel Avivs noch mehr gegeneinander 
aufzuhetzen, statt ihnen echte Lösungen anzubieten.

Im Laufe der Jahre hat sich unter den Bewohner*innen der 
Stadtviertel ein breiter Konsens herausgebildet, dass die Situa-
tion in ihrer gegenwärtigen Form nicht tragbar ist, und sie ha-
ben begonnen, gegen die Regierung und die Stadtverwaltung 
von Tel Aviv zu protestieren. Zentrale Forderungen sind dabei, 
Asylsuchende aus den dicht besiedelten Vierteln um den zentra-
len Busbahnhof umzusiedeln; die Einrichtungen, die Dienstleis-
tungen für Asylsuchende zur Verfügung stellen (im Bereich von 

Bildung, Gesundheit usw.), auf unterschiedliche Orte in der Stadt 
und auch auf andere Teile Israels zu verteilen und in den Wie-
deraufbau der Infrastruktur in den Stadtvierteln zu investieren.

Darüber hinaus gab es unterschiedliche Ansätze: Ein Teil der 
Bewohner*innen entschied sich dafür, eine Allianz mit den Asyl-
suchenden zu schließen, mit ihnen in einen kontinuierlichen Di-
alog zu treten und eine gemeinsame „Bürgerwehr“ aufzubauen, 
die zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen vermit-
telt und sich für ihre gemeinsamen Interessen einsetzt. Sie ma-
chen in erster Linie die Regierung für die Situation verantwortlich.

Andere, bestärkt durch extrem rechte Politiker*innen, beschul-
digten die Asylsuchenden und die Hilfsorganisationen. In eini-
gen extremen Fällen kam es sogar zu körperlichen Angriffen auf 
Asylsuchende (einschließlich einiger Fälle von Brandstiftung und 
Messerangriffen). Der extremste Vorfall ereignete sich an einem 
Abend im Jahr 2012 im Anschluss an eine Kundgebung mit rech-
ten Politiker*innen. Während der Veranstaltung hatte die heu-
tige Kulturministerin Miri Regev gesagt, dass „die Sudanesen 
ein Krebsgeschwür in unserem [Volks-]Körper sind“.3 Nach der 
Kundgebung zogen Hunderte Bewohner*innen der Stadtviertel 
durch die Straßen, griffen Asylsuchende an und zerstörten und 
plünderten ihre Geschäfte. Dieser Veranstaltung war eine ent-
sprechende jahrelange Propaganda vorausgegangen, mitunter 
mit extrem rassistischen Inhalten.

Gegenwärtig scheint es jedoch so zu sein, dass die meisten 
Bewohner*innen, so wie die Asylsuchenden, vor allem verzwei-
felt sind und sich an keinerlei Aktivitäten, weder der einen noch 
der anderen Art, beteiligen.

Es ist fast überflüssig zu sagen, dass weder die aufhetzenden 
Politiker*innen, wie Regev, noch die Regierung als Ganzes etwas 
unternommen haben, um finanzielle Mittel zur Sanierung der 
Stadtviertel zur Verfügung zu stellen. Praktisch diente die Hetze 
gegen Asylsuchende oft dazu, die öffentliche Aufmerksamkeit 
von dringenderen sozialen Missständen abzulenken, die nichts 
mit dem demografischen Wandel in den südlichen Stadtvierteln 
von Tel Aviv zu tun haben.

Außerdem waren die Eigeninitiativen von israelischen 
Bewohner*innen (und Asylsuchenden) vor Ort, die Sicherheit auf 
den Straßen zu verbessern, neben den Bemühungen von Polizei 
und Stadtverwaltung einigermaßen erfolgreich.

Zusammenfassung

Wir leben in einer Zeit, in der viele Länder im Nahen Osten und 
in Europa mit massiver Einwanderung konfrontiert sind, Millio-
nen von Menschen aus Kriegsgebieten flüchten, um ihr Leben 
zu retten, um Not und Unterdrückung zu entgehen. Nach Anga-
ben der Vereinten Nationen gibt es heute weltweit mehr geflüch-
tete Menschen als je zuvor. Auf der ganzen Welt wird versucht, 
diese neue Herausforderung zu bewältigen und nachhaltige Lö-
sungen zu finden.

Global gesehen spielt Israel in diesem Kontext nur eine mar-
ginale Rolle: In der Vergangenheit war Israel weder Ziel von 
globalen Migrationsbewegungen noch Zwischenstation auf 
den Fluchtrouten (mit Ausnahme von Juden/Jüdinnen und 
Palästinenser*innen). Und auch gegenwärtig gibt es, trotz der 
Nähe zu Syrien und der Verbindung zum afrikanischen Kontinent, 
keine wirklich nennenswerte Einwanderung von geflüchteten 
Menschen nach Israel. Die Frage nach dem Status von Asylsu-
chenden und Geflüchteten betrifft in Israel momentan nur etwa 
42.000 Menschen, vor allem aus dem Sudan und Eritrea, die 
über einen Zeitraum von zehn Jahren ins Land gekommen sind.

Der Staat Israel erkennt offiziell seine Verpflichtungen aus der 
Genfer Flüchtlingskonvention an, der zufolge Menschen nicht in 
Länder abgeschoben werden dürfen, in denen ihnen eine Gefahr 
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für Leib und Leben droht, und Untersuchungsverfahren einzu-
leiten sind, in denen überprüft wird, ob den Asylbewerber*innen 
ein Flüchtlingsstatus zusteht. Aber vonseiten der Behörden wer-
den entweder keine Entscheidungen getroffen oder die Asylan-
träge abgelehnt. Mit Ausnahme von vier Menschen aus Eritrea 4

wurde noch niemand derer, die über den Sinai nach Israel kamen, 
als Flüchtling anerkannt. Asylsuchende leiden unter wirtschaft-
lichen, gesundheitlichen, rechtlichen und anderen Schwierig-
keiten und erhalten keine Hilfe vom israelischen Staat, der es 
vorzieht, seine Bemühungen auf die Verfolgung von Asylsu-
chenden, ihre möglichst weitgehende Internierung und die För-
derung ihrer Ausreise zu konzentrieren.

Diese Politik ist eng mit der Definition des israelischen Staa-
tes als jüdischer Staat verbunden, der entschlossen ist, nur jü-
dische Einwanderung zuzulassen. So wurden zum Beispiel in 
den 1990er Jahren mehr als eine Million Einwander*innen aus 
der ehemaligen Sowjetunion in Israel aufgenommen und völlig 
in die Gesellschaft integriert. Mit anderen Worten: Wenn er will, 
ist der Staat in der Lage, Migrant*innen aufzunehmen und ihnen 
Arbeit und soziale Dienstleistungen zur Verfügung zu stellen. Die 
Entscheidung, dies nicht zu tun, und ihnen nicht einmal einen 
temporären Flüchtlingsschutz zu gewähren, wie dies heute in 
zahlreichen Ländern auf der ganzen Welt getan wird, entspringt 
der Ablehnung nicht jüdischer Einwanderung und insbesondere 
offenbar auch dem Rassismus gegenüber Afrikaner*innen.

Mit der Ankunft der ersten Asylsuchenden in Israel startete 
die nationalistische Rechte eine Kampagne, um Asylsuchende 
als „Eindringlinge“ abzustempeln, sie als eine Bedrohung für die 
Existenz des Staates in Bezug auf Sicherheit und Demografie 
darzustellen und mitunter auch Ängste im Hinblick auf einen 
Anstieg der Kriminalität und anderer Bedrohungen etwa durch 
unhygienische Verhältnisse zu schüren. Die öffentliche Debat-
te wird weitgehend im Zeichen dieser Unterstellungen geführt.

Zwar hat das Oberste Gericht immer wieder in die Regierungs-
politik in Bezug auf die Abschiebepraxis und die drakonischen 
Gesetze zur Inhaftierung von Asylsuchenden eingegriffen, aber 
im Großen und Ganzen war der Kampf der Asylsuchenden und 
der linken Gruppen und Menschenrechtsorganisationen, die sie 
unterstützen, vergeblich und konnte keine wesentliche Ände-
rung der Politik bewirken.

Den Preis für diese Politik zahlen vor allem die Asylsuchenden. 
Indirekt leiden aber auch jene benachteiligten Gruppen in der is-
raelischen Gesellschaft, die in ihrer direkten Nachbarschaft mit 
den Auswirkungen der hohen Konzentration einer zum Teil trau-
matisierten Bevölkerungsgruppe, die mittellos und ohne vollen 
Zugang zum Arbeitsmarkt und dem Gesundheitssystem zu über-
leben versucht, konfrontiert sind. Diese Situation führte dazu, 
dass einige Initiativen der Zusammenarbeit zwischen den Be-
völkerungsgruppen gegründet wurden, andererseits aber auch – 
angeführt von rechten Politiker*innen – zu verstärkter Ausgren-
zung und zunehmendem Rassismus.

Lösungsvorschläge

Trotz aller Schwierigkeiten gibt es eine Reihe von Maßnahmen, 
die die israelische Regierung umgehend ergreifen könnte, um 
die Situation der Asylsuchenden und der Bewohner*innen der 
Stadtviertel im Süden Tel Avivs drastisch zu verbessern:

Die Schließung der „offenen“ Anlage in der Wüste im Süden 
des Landes und – im Gegenzug – die umgehende Einrichtung 
von Aufnahmezentren für Asylsuchende an verschiedenen Or-
ten im Land und/oder Hilfe für Asylsuchende, damit sie an ver-
schiedene Wohnorte ziehen können – so ähnlich, wie dies heu-
te in Deutschland der Fall ist.

Die Gewährung von Aufenthaltsgenehmigungen für Asylsu-
chende, die es ihnen ermöglichen zu arbeiten und im ganzen 
Land medizinische und andere Dienstleistungen in Anspruch 
zu nehmen, sowie die aktive Förderung ihres Umzugs in ande-
re Ortschaften, um die Belastung der Stadtviertel im Süden Tel 
Avivs zu reduzieren.

Eine professionelle, seriöse und schnelle Prüfung der Asylan-
träge, die Gewährung von Flüchtlingsaufenthaltsgenehmigun-
gen für die, die dazu berechtigt sind, und die Ausarbeitung einer 
Politik in Bezug auf geflüchtete Menschen, die keine Flüchtlinge 
in Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention sind, aber dennoch zu 
einer geschützten Gruppe gehören.

Parallel dazu: Investitionen in die Infrastruktur im Süden von 
Tel Aviv, um das Leben für die Bewohner*innen dort wieder si-
cherer zu machen.

Eine neue gesetzliche Regelung der Einwanderungs- und 
Flüchtlingspolitik in Israel in Übereinstimmung mit der Genfer 
Flüchtlingskonvention.

Einstellung der israelischen Unterstützung von autoritären 
Regimen und Ländern, die sich im Bürgerkrieg befinden, ein-
schließlich der Unterstützung von Eritrea und der Waffenliefe-
rungen an den Südsudan.

Beteiligung an den internationalen Bemühungen um eine 
planvolle Bewältigung der Flüchtlingsbewegungen des 21. Jahr-
hunderts, einschließlich der langfristigen Planung des Wieder-
aufbaus der durch Kolonialismus und Verwüstung geschädigten 
Gebiete in Afrika und dem Nahen und Mittleren Osten sowie an 
gemeinsamen Programmen für die Finanzierung und Unterstüt-
zung der Menschen, die in der Zwischenzeit aus diesen Ländern 
geflohen sind; das gilt auch für die Menschen, die aus dem be-
nachbarten Syrien geflohen sind.

In diesem Zusammenhang oder unabhängig davon: Initiie-
rung eines Friedensprozesses zur Beendigung der israelischen 
Besatzung, in dessen Rahmen das Rückkehrrecht der palästi-
nensischen Flüchtlinge anerkannt wird und lokale und internati-
onale Lösungen für die Millionen von palästinensischen Flücht-
lingen gefunden werden.

Übersetzt von Ursula Wokoeck Wollin

Haggai Matar ist Journalist, Aktivist, Mitherausgeber der 
unabhängigen Medien-Webseite „Ortsgespräch“(dem  
hebräischen Pendant des englischen Internet-Magazins 
+972) und Mitglied des Sekretariats des Verbandes  
der israelischen Journalist*innen.
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1 Nach Fertigstellung dieses Artikels  
wurde ein weiterer Asylbewerber aus Darfur  
als Flüchtling anerkannt (Anm. d. Red.).

2 Ziv, Oren/Activestills.org: Despite dangers,  
Israel sending asylum seekers to home  
countries, in: +972-Magazin, 18. August 2015, 
unter: 972mag.com/exclusive-israel-deports- 
most-asylum-seekers-to-home-countries- 
where-they-face-death-or-prison/110614/,  
abgerufen am 3. August 2017.

3 Zit. nach: Sheizaf, Noam: Africans attacked  
in Tel Aviv protest; MKs: “infiltrators”  
are cancer, in: +972-Magazin, 23. Mai 2012,  
unter: 972mag.com/africans-attacked-in- 
tel-aviv-protest-mks-infiltrators-are-cancer/ 
46537/.

4 Vor Kurzem wurde auch ein Flüchtling aus 
Darfur als solcher anerkannt (Anm. d. Red.). 
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Geflüchtetenprotest vor dem Gebäude des UNHCR, 
Tel Aviv, 13. Februar 2014. Foto: Activestills

Freiheitsmarsch von Geflüchteten in Israel, im Negev, 
29. Juni 2014. Foto: Activestills

Räumung des Protestcamps der am Freiheitsmarsch 
beteiligten Geflüchteten, im Negev, 29. Juni, 2014. 
Foto: Activestills

Cholot-Internierungsanlage, im Negev, 2014. 
Foto: Activestills
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Delegation von jüdischen und arabischen 
Kommunist*innen auf einer Parade in Prag, 1947



Eine Ausstellungsreihe anlässlich des 
99. Jubiläums der Oktoberrevolution 
(1917) in den kommunalen 
Museen der Stadt Bat-Yam (MoBY). 
September-November 2017 im 
Kunstraum Kreuzberg / Bethanien in 
Berlin zu Gast. 

Joshua Simon 



Warum sollen die Kinder  
Kommunismus wollen?

“Von allen Versprechen, die einst große Träume nährten und un-
geheure Verheißungen bargen, ist der Kommunismus dasjenige, 
das am meisten Schaden genommen hat, und zwar aufgrund 
der Art und Weise, wie es von der bürokratisierten Realpolitik 
gekapert und einem totalitären Vorhaben unterworfen wurde. 
Offen bleibt aber nach wie vor, ob es unter den gebrochenen 
Versprechen nicht doch welche gibt, bei denen es sich lohnen 
würde, sie noch einmal neu zu formulieren und wieder in Um-
lauf zu bringen”, schrieb Daniel Bensaïd, in seinem letzten, erst 
nach seinem Tod (2010) veröffentlichten Aufsatz. In Israel/Paläs-
tina zeigt sich die Bedeutung des Kommunismus zuallererst da-
rin, dass er die einzig brauchbare Option für ein politisches jü-
disch-arabisches Bündnis ist.

“The Kids Want Communism” nennt sich eine Ausstellungs-
reihe, die das Jahr 2016 hindurch in den Museen von Bat Yam 
in Israel, abgekürzt MoBY, zu sehen war und das Ergebnis der 
Zusammenarbeit von zahlreichen Institutionen und Personen 
aus der ganzen Welt ist. Dazu zählen Tranzit aus Prag, The Vi-
sual Culture Research Center aus Kiew, die Free/Slow Universi-
ty aus Warschau, die State-of-Concept-Galerie aus Athen und 
die Škuc-Galerie aus Ljubljana. Die Reihe befasst sich vornehm-
lich mit der Gegenwart, ist also keinesfalls ein nostalgisches Un-
terfangen. Der Titel geht auf einen Slogan und Aufkleber zurück, 
der zuerst in deutschsprachigen Ländern Verbreitung fand und 
ursprünglich von der Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend 
(SDAJ) stammt.

Tag für Tag werden wir von sich widerstreitenden antikom-
munistischen Strömungen und ihrer Propaganda heimgesucht: 
von der sich unter dem Schutz des American Empire ausbrei-
tenden dschihadistischen Ideologie des Wahhabismus bis hin 
zur neoliberalen Politik der Europäischen Union, vom verheeren-
den “Krieg gegen den Terror” bis hin zur Liquidierung des Wohl-
fahrtsstaats, von einer auf Verschuldung und Vereinnahmung 
des Mehrwerts basierenden Wirtschaft bis hin zur Privatisierung 
von Gemeingütern, von der Spieltheorie und zerstörerischen In-
novationen bis hin zur Kybernetik und ihren Produkten, allen vo-
ran das Internet. “The Kids Want Communism” wartet in dieser 
apokalyptisch anmutenden Situation, in der die Menschheit fest 
entschlossen scheint, die eigene Vernichtung voranzutreiben – 
und dies auf allen denkbaren Ebenen, von der persönlichen über 
die politische und ökonomische bis hin zur ökologischen und 
biologischen –, mit einer Reihe von Ausstellungen auf, die an 
den 99. Jahrestag der Oktober-Revolution (1917), der größten 
menschlichen Errungenschaft, erinnern.

Mit unserem Gedenken an diesen Jahrestag laden wir nicht 
nur zu einer Reflexion der Gegebenheiten und Folgen des real 
existierenden Sozialismus in Europa und Asien im 20. Jahrhun-
dert ein. Dieses Datum fordert uns überdies zum Nachdenken 
heraus: darüber, was beinahe geschehen wäre, darüber, was 
nicht geschehen ist, und darüber, was hätte geschehen kön-
nen beziehungsweise hätte geschehen sollen, und darüber, was 
heute immer noch möglich ist. Mehr als jedes andere Wort steht 

“Kommunismus” für die radikale Ablehnung des Bestehenden, 
einer Realität, in der Ausbeutung und Ungleichheit herrschen 
und gefeiert werden. Unabhängig davon, in welche Richtung 
sich der Kapitalismus entwickelt: Er hat immer den Kommunis-
mus mit im Gepäck, die Möglichkeit seiner radikalen Negation. 
Und doch gibt sich der Kommunismus nicht mit einer bloßen 
Beschreibung der Machtverhältnisse und des daraus resultie-
renden Klassengegensatzes – “wir gegen die da oben” – zufrie-
den, sondern bietet uns eine zusätzliche Achse an, auf der wir 
selbst zur Zukunft werden. Der Leitgedanke dieser jederzeit par-
allel zu uns verlaufenden Achse lautet: Das Sein beruht auf dem 

Zusammensein, das Zusammenleben ist die Voraussetzung für 
die Existenz jeglichen Lebens – biologisch, politisch, psycholo-
gisch, familiär, sozial etc.

“Der kommunistische Horizont vermittelt uns ein Verständnis 
von der Welt”, erklärt Jodi Dean, zeitgenössische politische Phi-
losophin aus den USA. Damit ist kein Horizont gemeint, des-
sen Grenze vor unseren Augen ständig verschwimmt, sondern 
vielmehr ein Horizont, der es erlaubt, uns überall zurechtzufin-
den. Diese Vorstellung von einem kommunistischen Horizont 
liegt vielen der in den Ausstellungen gezeigten Werke zugrunde, 
die verschiedene Sichtweisen und Orientierungen zum Thema 
haben. Teil der ersten Ausstellung (die bis zum 15. Juni verlän-
gert wurde), sind “Structure for Rest” (2016) von Ohad Meromi, 
eine Installation, mit der die Besucher*innen zu Tagträumereien 
angeregt werden (sie sollen sich ausruhen und über eine völlig 
andere Welt phantasieren); “Public House” (2016) von Raanan 
Harlap, ein Wandrelief von einer Sozialwohnung im Museum, 
bei der das Gebäude wie eine Tasche von innen nach außen ge-
stülpt wird (das Innere wird zum Äußeren und umgekehrt); und 

“Red Star” (2016) von Noa Yafe, ein Diorama vom roten Planeten 
Mars, dessen ausschließlich aus physikalischen Substanzen be-
stehenden Darstellungen den Eindruck erwecken, als handele es 
sich dabei um gerahmte Fotografien. In Deans Worten könnte 
man sagen: Diese Installationen stehen für eine anamorphe Po-
litik: Sie nehmen mithilfe der Isometrik, der Kreation einer Zwei- 
und Dreidimensionalität, und der Aufforderung, unserer Vorstel-
lungskraft (unter Beibehaltung unseres Verstandes) freien Lauf 
zu lassen, einen spezifischen Standpunkt ein, der quer liegt zu 
unseren politischen Realitäten und einen Weg aufzeigt, der über 
diese Realitäten hinaus- und auf den kommunistischen Horizont 
verweist.

Ein zentrales Thema von “The Kids Want Communism” ist der 
Umstand, dass uns mit dem Niedergang des Kommunismus ein 
bestimmtes Vorstellungsvermögen verloren gegangen ist. Das 
kommt auch in der Darstellung der Lebenswirklichkeiten im real 
existierenden Sozialismus, die Gegenstand eines weiteren Teils 
der Ausstellung sind, zum Ausdruck. Die aus den Ländern des 
Ostblocks stammenden Ausstellungsdokumente und -materia-
lien sind zum größten Teil fiktiver Natur. Im ersten Teil der Aus-
stellung sind es Kinderzeichnungen und Science-Fiction-Filme 
aus der entsprechenden Zeit. Zu den Filmen, die hier gezeigt 
werden, gehören der kubofuturistische Stummfilm “Aelita – Der 
Flug zum Mars” (UdSSR 1924), in dem es um eine kommunis-
tische Revolution auf dem Mars geht; das fantastische Meister-
werk “Neues Moskau” (UdSSR 1938); und der dystopische Film 

“O-Bi O-Ba: Das Ende der Zivilisation” (Polen 1985). Das literari-
sche Genre Science-Fiction war im 19. Jahrhundert im Zuge der 
kapitalistischen Industrialisierung, also in einer Phase gewaltiger 
Unsicherheit, entstanden. Typisch für dieses Genre waren nicht 
nur interplanetare, sondern auch Zeitreisen. Die Fähigkeit, sich 
an einen bestimmten Zeitpunkt in die Zukunft zu beamen, fand 
ihre künstlerische Manifestation in den Möglichkeiten, die das 
Kino damals zu bieten hatte. Ihren politischen Ausdruck fand sie 
in Lenins Revolutionskonzept, als er mit der revolutionären Par-
tei seine eigene Zeitmaschine erfand. Doch wie wir aus der Ge-
schichte wissen, landet man mit dieser Zeitmaschine manch-
mal im falschen historischen Moment. Denken wir nur an die 
Errichtung totalitärer Kontrolle oder an die Zerstörung von Tradi-
tionen, wodurch das Vordringen des Kapitalismus in neue Terri-
torien am Ende nur befördert wurde. Vom Satelittenprogramm 
Sputnik bis hin zu Tschernobyl: Die unglaublichen Realitäten in 
den Ostblockstaaten brachten ihre eigene Science-Fiction-Me-
taphorik hervor.

Ein weiteres Projekt mit Bezug zur imaginären Wirklichkeit im 
Ostblock und Teil der ersten Ausstellungsreihe von “The Kids 
Want Communism” ist “Back in the USSR. You Don’t Know How 
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Lucky You Are”. Natalia Zourabova, Asia Lukin, Zoya Cherkassky 
und Olga Kundina, alles Mitglieder der “New Barbizon Group”, 
präsentieren hier neue Werke, die ihre Kindheit zur Zeit der So-
wjetunion zum Thema haben, zusammen mit alten Zeichnun-
gen, die sie als Kinder in den letzten Jahren der UdSSR angefer-
tigt haben. Dies ist das erste Mal, dass diese Bilder zusammen 
zu sehen sind. Im zweiten Teil der Ausstellung, der im Juli 2016 
eröffnet wurde, zeigt Anna Lukashevsky, das fünfte Mitglied die-
ser Gruppe, eine neue Reihe von Bildern, die als Reaktion auf die 
Arbeit ihrer Kolleg*innen entstanden sind.

Mit dem Titel des aus dem Jahr 1968 stammenden Beatles-
Songs “Back in the U.S.S.R.”, den sich die New-Barbizon-Grup-
pe für ihre neue Ausstellung ausgeliehen hat, wird das Glücksge-
fühl zum Ausdruck gebracht, das sich erst im Rückblick einstellt, 
die süße Erinnerung an etwas, das ursprünglich als qualvoll 
wahrgenommen wurde, die Erkenntnis, dass der Wunsch, je-
mand anderes zu sein, dich zu dem macht, was du bist. All dies 
spiegelt sich in der wechselhaften künstlerischen Haltung der 
Gruppe wider, die verschiedene Stimmungen umfasst und sich 
grundlegend gegen jeglichen Akademismus wendet. In dieser 
Ausstellung kommt eine bittere Ironie zum Tragen, die ihren 
Ausdruck findet in einer Überidentifikation mit dem verhöhnten 
Gegenstand und so weit geht, dass Liebe und Verachtung gar 
nicht mehr voneinander zu unterscheiden sind. Vergleichbar mit 
der Haltung des Sängers der Leningrader Rockband “Strange 
Games” (Странные Игры) in den 1980er Jahren, der sein musika-
lisches Vorhaben als ein “Agieren zwischen völliger Ironie und 
totaler Verblüffung” beschrieben hat, besteht der Anspruch der 
Ausstellung der New-Barbizon-Gruppe darin, sowohl das “Hier” 
als auch das “Dort”, sowohl das “Jetzt” als auch das “Damals” 
abzubilden. Die Sowjetunion existierte für die Ewigkeit, bis sie 
nicht mehr existierte. Die jüngsten Bilder der Gruppe sind auf 
der Grundlage von Erinnerungen an die späte Sowjetzeit ent-
standen: Sie zeigen ein fröhliches Klassenfest, jemanden, der 
zuviel getrunken hat und mit seinem Gesicht auf dem Teller ein-
geschlafen ist, eine Karatestunde, einen Dissidenten, der Radio 
hört und auf dem Bett tanzt. Die Originale aus der UdSSR heben 
deren Form hervor: Porträt, Stilllleben, Landschaftsgemälde, Ra-
dierung oder Skizzendruck.

“The Kids Want Communism” spielt daher vor allem mit unse-
rer Vorstellungskraft, mehr noch mit unserem Wunsch und un-
serer Fähigkeit, das Vorstellbare zu ergründen. Mit einem kreis-
förmigen Gebäude, das an eine Raumstation erinnert, begeben 
sich MoBY und die Ausstellungen in die Tiefen des Weltalls, wo 
andere physikalische Gesetze gelten als auf dem Planeten Erde. 
Die Tragödie hier auf dem Planeten Erde besteht darin, dass wir 
uns inzwischen nicht nur vorstellen können, sondern tatsächlich 
dazu in der Lage sind, unser Telefon an einen Heliumballon zu 
binden, diesen in die Luft fliegen zu lassen und damit Bilder von 
der Stratosphäre aufzuzeichnen, während wir uns keinen ernst-
haften politischen, gesellschaftlichen oder ökologischen Wan-
del hin zum Besseren, keine grundlegend andere Organisation 
des Wohnens, des Gesundheits- und Bildungswesens, der Kul-
tur und des Arbeitsmarktes mehr vorstellen können. Kein Wun-
der also, dass sich die Kids nach dem Kommunismus sehnen.

Übersetzt von Britta Grell, tEXt-ARBEIt 

Joshua Simon leitet seit 2012 die kommunalen Museen 
der Stadt Bat Yam (MoBY) nahe Tel Aviv.
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Zerstörtes Haus in dem Viertel Givat Amal,
Tel Aviv, 21. September 2014. Foto: Activestills 



Wem gehört 
das Geld 
über unseren 
Köpfen?

Unabhängig davon, ob 
aufgezwungen oder mit Beteiligung 
der Bewohner*innen durchgeführt, 
Stadtsanierung und die Lösungen 
des Wohnungsproblems sind in erster 
Linie durch Profi tstreben geprägt, 
wobei der Profi t des einen auf Kosten 
des anderen geht. Der israelische 
Architekt Sharon Rotbard meint, es 
ist notwendig, die Konzentration 
von Luft in den Händen weniger zu 
verhindern und den Mechanismen 
der Spekulation, mit denen 
Profi terwartungen geschürt werden, 
entgegenzuwirken.

Sharon Rotbard



„Pinui Binui“ – „Räumung und (Neu-)Bau“

Am Morgen des 18. Januar 2017 um 5 Uhr rückte die Polizei in 
dem vom Staat nicht anerkannten und folglich in Gänze als il-
legal betrachteten Beduinendorf Umm al-Hīrān ein, um es zu 
räumen. Während der Räumung wurden zwei Menschen getö-
tet, der beduinische Lehrer Yacoub Abu al-Qiyan und der jüdi-
sche Polizist Erez Levy. Die Räumung des Beduinendorfs Umm 
al-Hīrān soll den Bau einer neuen jüdischen Ortschaft mit dem 
Namen Hiran ermöglichen. Eine Art „Räumung und (Neu-)Bau“.

Aber mit „Räumung und (Neu-)Bau“ (hebr. „Pinui Binui“) mei-
nen wir im Allgemeinen etwas anderes,1 obwohl es sich eigent-
lich um etwas Ähnliches handelt. Ich habe diesen Begriff zum 
ersten Mal gehört – es war wohl im Jahr 2001 –, als ich zur Tel 
Aviver Stadtverwaltung ging, um etwas bezüglich der Bauabnah-
me meines Hauses zu regeln, das ich im Schapira-Viertel 2 ge-
baut hatte. Ich sah auf dem Tisch der Architektin des Stabs für 
den südlichen Teil Tel Avivs eine Karte, auf der zwei große Ge-
biete des Schapira-Viertels mit einer blauen Linie umrandet wa-
ren. In einem davon befand sich auch mein Haus, das ich gerade 
fertig gebaut hatte. Es stellte sich heraus, dass die Stadtverwal-
tung dem interministeriellen Ausschuss einen Antrag auf Ge-
nehmigung vorlegen wollte, um ein städtisches Sanierungspro-
jekt in diesen beiden Gebieten mittels „Räumung und (Neu-)Bau“ 
durchzuführen. Dem Plan waren Computersimulationen beige-
fügt, die neureiche kleinbürgerliche Vorortszenarien zeigten. Bei 
genauerer Betrachtung stellte sich heraus, dass der Plan eigent-
lich darin bestand, die meisten der Straßen und Häuser in diesen 
Gebieten abzureißen und stattdessen eine Reihe von Hochhäu-
sern zu bauen. Es war offensichtlich, dass die PlanerInnen dem 
Entwurf nicht mehr als einen halben Arbeitstag gewidmet hatten.

Kurz danach wurde das Viertel mit Flugblättern überflutet, die 
die Überschrift trugen: „Eine Chance, die es im Leben nur ein-
mal gibt! Verpass sie nicht!“ Das Schreiben war besonders raffi-
niert und unter Verwendung der männlichen Form in der Anrede 
verfasst – vermutlich, um Rücksicht auf den traditionellen Cha-
rakter des Viertels zu nehmen und sich direkt an das lokale Pa-
triarchat zu wenden – und lud die Bewohner des Viertels zu ei-
nem Treffen mit dem stellvertretenden Bürgermeister und dem 
Direktor der staatlichen Baufirma Halamisch ein,3 die sich beide 
für das Projekt aussprachen. Viele der Bewohner und auch vie-
le der Bewohnerinnen kamen zu dem Treffen im Gemeindezent-
rum. Der stellvertretende Bürgermeister begann seine Rede wie 
folgt: „Ich werde langsam sprechen, damit Ihr schnell versteht. 
Wenn Ihr jetzt nicht zustimmt, wird es keine zweite Chance ge-
ben.“ Die BewohnerInnen, von denen viele EigentümerInnen 
von Häusern sind, die seit den 1920er Jahren im historischen 
Tabu (Grundbuch) eingetragen sind, wollten nicht wirklich ver-
stehen und verfolgten mit wachsendem Erstaunen die Serie von 
Computersimulationen, die der Direktor von Halamisch ihnen 
vorführte. Die beiden Präsentatoren konnten Dr. Ifa‘at Teharani, 
eine junge Architektin, die im Viertel aufgewachsen ist und die 
lokale Pfadfindergruppe gegründet hat, nicht beruhigen, die ihre 
Sorge darüber zum Ausdruck brachte, dass ihre Eltern und ihre 
Geschwister dem Plan zufolge ihre Häuser würden räumen müs-
sen, weil sie abgerissen werden sollten. Kurzum: Die Versamm-
lung platzte, und der stellvertretende Bürgermeister, der Direk-
tor und das Heer ihrer Assistenten verließen blitzschnell den Saal 
des Gemeindezentrums. Erfreulicherweise wurde der Plan fal-
lengelassen, und die Stadtverwaltung begann, mit Beteiligung 
der Öffentlichkeit einen Masterplan zu erarbeiten.

Zwei Jahre später besuchten mich BewohnerInnen des HaAr-
gazim-Viertels, einer armen Wohngegend im Südosten von Tel 
Aviv, die herausgefunden hatten, dass auch sie geräumt werden 
sollten. In diesem Fall ging die Bedrohung allerdings von priva-
ter Seite aus – ein Bauunternehmer hatte praktisch das ganze 

Viertel gekauft – und die Umsetzung des Projekts führte zu ge-
walttätigen Übergriffen: Autoreifen wurden zerstochen, es kam 
zu Arbeitsunfällen, bei denen die Planierraupen versehentlich 
hier eine Wand einrissen und dort ein Dach zum Einsturz brach-
ten. Im Zuge der Entwicklungen wurden diejenigen, die frühzei-
tig unterschrieben hatten, zu Stakeholdern, und die, die nicht be-
reit gewesen waren zu unterschreiben, zu Hindernissen. Mitunter 
ging diese Spaltung mitten durch Familien oder trennte langjäh-
rige enge FreundInnen. Ich begleitete die BewohnerInnen des 
HaArgazim-Viertels zu einer Anhörung im Sozialausschuss der 
Knesset, die aufgrund der Vorkommnisse schließlich anberaumt 
wurde. Dem Bauunternehmer ist es bisher nur gelungen, ein Ge-
bäude zu bauen.

In den letzten Jahren habe ich von anderen Arten von „Räu-
mung und (Neu-)Bau“-Projekten gehört, hauptsächlich in wohl-
habenderen Vierteln im Norden von Tel Aviv und in den umlie-
genden Städten, wie Ramat Gan und Giv‘atajim, wo Gruppen 
von gebildeten, gut situierten BewohnerInnen, die über entspre-
chende finanzielle Mittel verfügen, die Projekte selbst vorantrei-
ben. Diesmal sind es – wie den Beschwerden zu entnehmen ist 

– die BewohnerInnen, die mittels Versprechungen und Druck auf 
die Bauunternehmen oder die lokalen Ausschüsse versuchen, 
die Genehmigung für den Bau von mehr Wohnungen und Stock-
werken oder weitreichendere Baurechte zu erhalten.

Was viele dieser Projekte und Versuche – unabhängig davon, 
ob sie von oben bzw. außen aufgezwungen oder mit Beteiligung 
der BewohnerInnen durchgeführt werden – gemein haben, ist 
die Auffassung, dass sich Stadtsanierung und die Lösung des 
Wohnungsproblems in erster Linie – oder vielleicht ausschließ-
lich – durch Profitstreben bewerkstelligen lassen, wobei der Profit 
des einen auf Kosten des anderen geht. Und das erfordert immer 
ein gewisses Maß an Gewaltanwendung. Wenn dies nicht im Na-
men irgendeiner zionistischen Siedlungsideologie stattfindet, ge-
schieht es im Namen einer gesellschaftlich-wirtschaftlichen Ideo-
logie. Oder wie es einer der Planer des Stabs für den südlichen 
Teil von Tel Aviv in einer der Sitzungen formulierte: „Es ist keine 
Schande, finanziell zu profitieren!“ Und der Vertreter der „Räu-
mungsfirma“, der an der Anhörung teilnahm, begann, mich per-
sönlich anzugreifen, und vor dem Ausschuss darauf hinzuweisen, 
dass er wisse, wo ich wohne. Niemand hat etwas dazu gesagt.

Es geht hier nicht nur um die Gier von BauunternehmerInnen 
und Stakeholdern, sondern um eine fast offizielle Ideologie, de-
ren HauptverfechterInnen oft ausgerechnet diejenigen sind, die 
die Förderprogramme, die der Allgemeinheit dienen sollen, ko-
ordinieren. Und wenn im öffentlichen Dienst die Auffassung ver-
treten wird, dass die Stadt ein Markt ist und dass der Markt sich 
selbst in Ordnung bringt, dann fühlen sich die KoordinatorInnen 
nicht dafür verantwortlich, eine Lösung für die nicht anerkann-
ten Beduinendörfer zu finden und auch nicht für die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus.

Lukrative Luftgeschäfte

Diese Beispiele zeigen aber auch eine tiefe soziale Verände-
rung, bei der ein ganzes Land vom Immobilienmarkt-Fieber er-
griffen ist. Heute ist fast jede Person – sei sie (nur) Einwohne-
rIn oder StaatsbürgerIn – in der einen oder andern Form von der 
Immobilienmarkt-Logik erfasst, die die Gestaltung von (Stadt-)
Raum nun beherrscht. Es ist vielleicht keine Schande, finanziell 
zu profitieren, aber es gibt neben denen, die finanziell profitie-
ren, viele andere, schon ganze Generationen, die nicht profitie-
ren, die keine eigene Wohnung haben und die das wenige, das 
sie hatten, nun verlieren. Und nach Jahrzehnten der Wohnungs-
not in Israel ist heute allen klar, dass der Markt sich offenbar 
nicht selbst in Ordnung bringt und dass er sicher nicht für alle 
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in gleichem Maße „frei“ ist. Die Prozesse von „Räumung und 
(Neu-)Bau“ verschärfen und bestärken in der Regel diese Un-
gleichheit. Wenn die ganze Stadt zum wilden Markt wird, in dem 
jede und jeder Einzelne versucht, so viel wie möglich zu bekom-
men, stärkt der Markt die Starken und schwächt die Schwachen.

Um nicht ein Opfer dieses Mechanismus zu werden, müs-
sen Menschen zu UnternehmerInnen auf dem Immobilienmarkt 
oder zumindest zu ImmobilienmaklerInnen werden. Das sehen 
wir bei StudentInnen, die ihre Zimmer untervermieten, bei Woh-
nungseigentümerInnen aus dem Mittelstand, die ihre Wohnun-
gen über Airbnb an TouristInnen vermieten, bei BewohnerInnen 
von Mehrfamilienhäusern in den wohlhabenden Vierteln im Nor-
den von Tel Aviv oder Giv’atajim, die das staatlich geförderte 
Sanierungsprogramm TAMA 38 4 nutzen, oder bei großen Un-
ternehmen, die ganze Stadtviertel kaufen und in der Lage sind, 
lange Gerichtsverfahren zu führen, um die alten BewohnerInnen 
aus ihren Viertel zu vertreiben. Wir alle sind in der einen oder an-
deren Form in diese Geschäfte verwickelt.

In den letzten Jahren sorgte die Debatte um die Frage, wer 
von den Gasvorkommen, die im Mittelmeer entdeckt worden 
sind, profitieren wird, für große öffentliche Empörung. Bekannt-
lich ist der Weg von der Entdeckung über die Förderung vom 
Meeresgrund und den Transport ans Land bis hin zum Verkauf 
des Gases an das eine oder andere Land lang und beschwer-
lich. Internationale Abkommen müssen geschlossen und kom-
plexe Ausschreibungen durchgeführt werden. Förderung und 
Nutzung haben politische und militärische Implikationen, sie er-
fordern die Anschaffung von U-Booten und Anti-U-Booten, um 
die Sicherheit des Projekts zu gewährleisten. Bekanntlich war 
die zentrale Frage, die in diesem Zusammenhang die öffentliche 
Debatte bestimmte: Wem gehört diese Ressource? Dem Staat? 
Der Gesellschaft? Denjenigen, die sie entdeckt haben? Denjeni-
gen, die sie erschließen werden? Oder den ganz wenigen, de-
nen es gelingen wird, sie sich anzueignen?

Aber während in der Öffentlichkeit um eine Ressource ge-
stritten wurde, die schwer zugänglich unter dem Meeresboden 
schlummert, gibt es eine andere Ressource, deren finanzieller 
und wirtschaftlicher Wert ebenso groß ist wie der der Gasvor-
kommen am Grunde des Mittelmeers, die aber verglichen mit 
dem Gas viel leichter zugänglich ist, deren Nutzung viel einfa-
cher ist und keine U-Boote und Anti-U-Boote erfordert. Ich mei-
ne die Ressource Luft. Wir brauchen Luft. Wir brauchen sie nicht 
nur zum Atmen, sondern auch für andere Dinge, zum Beispiel, 
um Ballons aufzublasen, Drachen steigen zu lassen oder mit 
Flugzeugen zu fliegen. Aber Luft ist auch Raum, der Raum, in 
dem wir wohnen, das, was wir in der Regel „Zuhause“ nennen. 
Und außerdem ist da noch die Luft, der Raum für das, was noch 
nicht gemacht und gebaut worden ist, Räume und Wohnungen, 
von denen wir hoffen und träumen, sie zu bewohnen. Das heißt, 
dass da noch „Luft nach oben“ ist, dass es außer all den schon 
vorhandenen Räumen noch die Luft um uns herum und über un-
seren Köpfen gibt, die Raum für fast endlose Erwartungen bie-
tet, ein Raum, der sich theoretisch vom Erdboden bis ans Ende 
der Erdatmosphäre erstreckt. Und diese Luft, dieser Raum, der 
bis ans Ende der Erdatmosphäre reicht, kann in Geld verwandelt 
werden. Wem gehört diese Luft und wem gehört dieses Geld?

Das Recht auf die Luft über unseren Köpfen

Das Recht auf die Luft über unseren Köpfen ist ein sonderbares 
Recht. Von Anfang an ist es ein Recht, das nicht jedem Menschen 
gewährt wird. Nur wem Land gehört, dem wird das Recht, den 
freien Raum zu nutzen, gewährt. Das heißt, dass dieses Recht – 
Luft in Geld zu verwandeln oder in eine Wohnung, das Recht zu 
bauen und damit letztendlich das Recht auf eine Wohnung und 

auf ein Dach über dem Kopf – nicht den Menschen- oder Bür-
gerrechten entspringt, sondern dem Eigentum: Das Recht auf 
den freien Raum ergibt sich aus dem Recht irgendeiner natürli-
chen oder juristischen Person an irgendeinem Stück Land. Aber 
dieses Recht muss von der Allgemeinheit gewährt werden. Die 
Eigentümerin oder der Eigentümer eines Grundstücks muss die 
Allgemeinheit um dieses Recht bitten, indem sie oder er einen 
Antrag beim lokalen oder regionalen Bauausschuss stellt.

Und um Freiraum in Geld zu verwandeln, muss er erst auf Pa-
pier gebracht werden: Die Luft muss so verplant werden, dass 
sie sich in Bauabschnitte aufteilen und in Baugenehmigungen 
verwandeln lässt. Danach wird das Papier zu Stein, zu Ziegeln 
oder zu Beton, zu Wänden und zu Fußböden, die verkauft oder 
vermietet werden können und sich Wohnung oder Haus nennen 
lassen. Dieser Prozess, bei dem Luft in Geld verwandelt wird, er-
fordert gewiss nicht wenig Arbeit und Mühen, aber die hohen 
Wohnungskosten sind nicht das Ergebnis der entstandenen Ar-
beitskosten, sondern vor allem das der hohen Profiterwartungen.

Luft in Geld zu verwandeln ist keine neue Idee. Als Mitte des 
19. Jahrhunderts Baron Haussmann Paris neu bauen wollte, be-
schloss er, Land zu enteignen. Die Höhe der Entschädigungszah-
lungen für die Enteignungen wurden nach einer einfachen Formel 
berechnet, die nicht nur den ursprünglichen Preis des Grundstücks 
in Betracht zog, sondern auch den erwarteten Profit aus der Luft 
darüber, imaginäre Profite, die im Zuge der fortschreitenden Ent-
eignungen und neuer Profitberechnungen immer größer wurden. 
Es ist Haussmann zwar gelungen, viele Viertel von Paris zu erneu-
ern, aber der schwindelerregende Anstieg der Grundstücksprei-
se und der Entschädigungszahlungen zwang die Stadtverwaltung 
dazu, ein Darlehen bei der Londoner Börse aufzunehmen, um wei-
tere Grundstücke aufzukaufen. Dies führte letztendlich zum Ban-
krott der Stadt. In der historischen Betrachtung wird Haussmann 
immer mit der Modernisierung von Paris in Verbindung gebracht, 
mit dem Ausbau des Metronetzes und der Errichtung breiter Bou-
levards. Aber es muss auch die zentrale Neuerung genannt wer-
den, die es Haussmann erst ermöglichte, seine Pläne zu verwirk-
lichen, nämlich die Immobilienspekulation.

Die heutige Situation in Israel unterscheidet sich deutlich von 
der damaligen in Frankreich, insofern die Pariser Behörden die 
Baugenehmigungen in der Stadt erteilten. Demgegenüber kann 
nach geltendem Baurecht in Israel theoretisch jeder Mensch, 
der Land besitzt, einen lokalen Bebauungsplan erstellen und 
sich selbst die Baugenehmigung erteilen. Nach dem heutigen 
Stand und den üblichen Praktiken profitieren davon in der Re-
gel eben jene, die finanziell und aufgrund ihres Einflusses in der 
Lage sind, die Luft über ihrem Grundstück in Baugenehmigun-
gen zu verwandeln und einen Bebauungsplan und große Bau-
projekte durchzusetzen.

Aufgrund der heutigen neoliberalen Wirtschaftsweise gelangt 
die Luft über unseren Köpfen oft in die Hände von Großkapita-
listen – auf ähnlich zweifelhafte Art und Weise, wie die Gasvor-
kommen im Mittelmeer in ihre Hände gelangen. Wenn wir Sta-
tistiken zu Rate ziehen, um die wachsende Konzentration in der 
Wirtschaft zu verstehen, werden diese Zahlen lebendig, wenn 
wir durch die Stadt gehen. Dann türmt sich die Macht vor uns 
auf in wirklichem Stein, die Verteilung der Eigentums- und Bau-
rechte wird handgreiflich in zu Stein gewordenen Hierarchien.

Die Lösung des Wohnungsproblems

In seinem Aufsatz „Zur Wohnungsfrage“ argumentierte Friedrich 
Engels, dass sich das Wohnungsproblem nicht ohne eine grund-
legende Veränderung der Gesellschaft lösen lasse. Seit der Ver-
öffentlichung dieses Artikels im Jahr 1872 sind schon fast 150 
Jahre vergangen. Seitdem haben PolitikerInnen, PhilosophInnen 
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1 In Israel ist Wohnungseigentum im städti-
schen Raum sehr weit verbreitet. Mittlerweile 
 sind viele, vor allem ältere Gebäude sanie-
rungsbedürftig, doch häufig fehlen den Woh-
nungseigentümerInnen die für die Sanierung 
benötigten finanziellen Mittel. Um dieses Pro-
blem zu lösen, wurde das staatliche Förder-
programm „Pinui Binui“ aufgelegt: Ein Bau-
unternehmen schließt mit den Wohnungs-
eigentümerInnen einen Vertrag, in dem sich 
Letztere verpflichten, ihre Wohnungen zu  
räumen. Je nach Vertrag stellt das Bauunter-
nehmen eine alternative Wohnung zur Ver-
fügung oder zahlt eine entsprechende Ent-
schädigung. Dann wird das Gebäude (mitun-
ter auch ein ganzer, aus mehreren Gebäuden 
bestehender Komplex) abgerissen oder „aus-
gehöhlt“ (wenn Teile, insbesondere Fassaden, 
aus Denkmalschutzgründen erhalten werden 
müssen) und ein neues, in der Regel größe-
res Gebäude errichtet. Es werden insbesonde-
re solche Vorhaben gefördert, bei denen ein 

größerer Teil des Grundstücks oder gar die  
gesamte Grundstücksfläche bebaut wird und 
höhere Gebäude, als ursprünglich geplant,  
errichtet werden. Nach Fertigstellung erhalten 
die „geräumten“ WohnungseigentümerInnen 
in der Regel je eine Wohnung (meist in den 
unteren Stockwerken), die etwas größer ist als 
ihre ehemalige. Sie müssen sich anteilig an 
den Unterhaltungskosten des neuen Gebäu-
des, die oft wesentlich höher sind als die des 
alten, beteiligen. Die zusätzlichen Wohnun-
gen, die durch den Neubau entstanden sind, 
ge hören dem Bauunternehmen und werden 
meistens als Eigentumswohnungen verkauft. 
MieterInnen von Wohnungen in solchen Sa-
nierungsprojekten gehen in der Regel leer 
aus. Auch WohnungseigentümerInnen schnei-
den mitunter schlecht ab, je nachdem, wie 
umfang reich das Bauprojekt, wie groß das be-
teiligte Bauunternehmen, wie klein ihre neue 
Wohnung und wie groß ihr finanzieller Spiel-
raum ist, (Anm. d. Übers.)

2 Das Viertel liegt im Süden der Stadt und  
gehört zu den ärmeren und eher vernachläs-
sigten Wohngegenden (Anm. d. Übers.).

3 Halamisch ist eine der Stadt und der Regie-
rung unterstehende öffentliche Körper-
schaft in Tel Aviv-Yafo, die die Aufgabe hat, 
Sozialwoh nungen zu verwalten und Stadt-
viertel zu sanieren. (Anm. d. Übers.)

4 TAMA 38, eine Art nationaler Rahmen- 
Bauplan, verfolgt das Ziel, ältere Gebäude 
neueren Bauvorschriften anzupassen.  
Diese Projekte werden insbesondere mit  
Zuschüssen, Steuererleichterungen und  
Genehmigungen für die Vergrößerung der  
Gebäude gefördert.
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und ArchitektInnen unzählige Versprechungen gemacht und 
Ideen unterbreitet, wie das Problem zu lösen sei. Dennoch ist 
nach wie vor die überwältigende Mehrheit der Menschen welt-
weit vom Wohnungsproblem betroffen. Es wäre anmaßend, 
eine umfassende Lösung für alle vorzuschlagen, und es sollte 
auch nicht vergessen werden, dass die Lösungen, die von En-
gels’ AnhängerInnen in der Sowjetunion und in China propagiert 
wurden, nicht besonders erfolgreich waren.

Deswegen ist es meines Erachtens angesichts der gegenwär-
tigen Verfestigung der Machtverteilung und der Konzentration 
des Kapitals – in der Form von potenziellen Baurechten einer-
seits und bereits genutzten Rechten, in Gebäuden und Städten 
verwirklichten Rechten andererseits – zwingend notwendig, da-
rauf hinzuarbeiten, dass möglichst viele Menschen das Recht er-
halten, sich ein Haus zu bauen. Wenn es immer noch nicht mög-
lich ist, das Recht auf Raum und das Recht auf Wohnen zu einem 
universellen Menschenrecht oder einem Bürgerrecht in einer 
aufgeklärten Gesellschaft zu machen, dann ist zumindest dafür 
zu sorgen, dass das Recht zu bauen nicht nur sehr viel gleich-
mäßiger unter denen verteilt werden, die einen Anspruch dar-
auf haben, das heißt den Grundstücks- und Wohnungseigentü-
merInnen, sondern dass so vielen Menschen wie möglich diese 
Rechte zugesprochen werden. Es ist notwendig, die Konzentra-
tion von Luft in den Händen weniger, die durch die Bevorzugung 
von großen Akteuren und die Zusammenlegung von Grundstü-
cken geschaffen wird, zu verhindern und den Mechanismen der 
Spekulation, mit denen Profiterwartungen geschürt werden, ent-
gegenzuwirken. Dafür muss vor allem anerkannt und klargestellt 
werden, dass die Stadt kein Markt ist.
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Brennende Barrikaden anläßlich von Protesten gegen die Evakuierung  
von Einwohner*innen des Viertels Givat Amal, vor dem Hintergrund teurer 

Neubauten, Dezember 2014. Foto: Activestills



106

Kämpfe, Diskurse, Arbeitsfelder –  
unsere Partner vor Ort. Eine Auswahl

Molad – Zentrum für die Erneuerung  
der israelischen Demokratie

Fragen um den Platz von Religion in der Gesellschaft und um 
die Beziehungen zwischen Staat und Religion sind im gegen-
wärtigen Israel virulenter denn je. Das Zentrum für die Erneue-
rung der israelischen Demokratie Molad beschäftigt sich inten-
siv mit dieser Thematik und veröffentlichte im Sommer 2017 die 
Ergebnisse eines vom Israel-Büro der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
unterstützten umfangreichen Forschungsprojekts, das die Un-
terwanderung des säkularen staatlichen Bildungssystems durch 
die nationalreligiöse Siedlerbewegung untersucht hat. Das Aus-
maß der aufgedeckten Methoden zur Indoktrination der israeli-
schen Jugend führte zu einem öffentlichen Skandal, in dessen 
Folge mehrere Städte, darunter Tel Aviv, konkrete und sofor-
tige Schritte unternahmen, um diesem Phänomen Einhalt zu 
gebieten.

Molad (Hebräisch für Geburt oder Neumond) ist ein partei-
politisch unabhängiges Forschungsinstitut, das sich mit für die 
israelische Gesellschaft grundlegenden politischen und sozi-
alen Fragen beschäftigt. Molad wurde 2012 gegründet und 
sieht seine Aufgabe darin, ein umfassendes und fortschrittli-
ches Entwicklungskonzept für die Zukunft Israels zu entwer-
fen, das auf ein gleichberechtigtes Zusammenleben mit Israels 
Nachbarn und auf eine friedliche Integration in das geopoliti-
sche Umfeld setzt.

Die Arbeit des Zentrums lässt sich drei Oberthemen zuord-
nen. Außenpolitik und Sicherheitsfragen: Die Aufrechterhaltung 
des staatlichen Kontrollsystems in den palästinensischen Ge-
bieten treibt Israel immer weiter in die internationale Isolation, 
womit sich seine Isolation in der Region verschärft und seine 
Zukunft als demokratischer Staat auf dem Spiel steht. Gesell-
schaftliche Fragmentierung: In der Zivilgesellschaft ist eine star-
ke Zunahme von auf Stammeszugehörigkeiten beruhenden Ein-
stellungen zu verzeichnen, die mit einem modernen Lebensstil 
unvereinbar ist. Sozioökonomische Entwicklung: Die wachsen-
de Ungleichheit führt zu einer Spaltung der israelischen Gesell-
schaft in eine kleine wohlhabende Elite und eine zunehmende 
Zahl von Bürger*innen, deren Einkommen kaum mehr oder ge-
rade noch ausreicht, um Grundbedürfnisse wie Wohnen und Es-
sen zu befriedigen, und die sich nicht mehr auf das staatliche Si-
cherheitsnetz verlassen können.

www.molad.org

Negev-Koexistenz-Forum für gesellschaftliche 
Gleichberechtigung

Einer der aktuellen politischen Kämpfe in Israels ist der Wider-
stand gegen die Vertreibung von Zehntausenden Menschen aus 
den 35 sogenannten nicht anerkannten Beduinen-Dörfer im Sü-
den Israels. Hier setzt die Arbeit des Negev-Koexistenz-Forums 
(NCF) für gesellschaftliche Gleichberechtigung an. Es wurde 
1997 gegründet und geht es auf eine Initiative von arabischen 
und jüdischen Bewohner*innen der Wüstenregion Negev (Ara-
bisch: Naqab) zurück. Angesichts der Versäumnisse des Staa-
tes Israels, die Menschen- und Bürgerrechte der dort ansässi-
gen arabisch-beduinischen Bevölkerung zu respektieren und 
zu schützen, setzt sich das NCF für volle Bürgerrechte und die 
Gleichstellung aller im Negev lebenden Menschen ein. Um die-
ses Ziel zu erreichen, fördert das NCF die Selbstermächtigung 
der von Diskriminierung betroffenen Gemeinden, organisiert So-
lidaritäts- und Protestaktionen, dokumentiert Menschenrechts-
verletzungen, beteiligt sich an rechtlichen Maßnahmen gegen 
diskriminierende Praktiken und vertritt die Belange der arabi-
schen-beduinischen Bevölkerung auf lokaler und internationa-
ler Ebene.

Das NFC organisiert, unterstützt vom Israel-Büro der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung, Foto-Dokumentations-Workshops für Kinder 
und Frauen in den von staatlicher Seite nicht anerkannten Be-
duinendörfern, in denen die Teilnehmer*innen lernen, mit Foto-
kameras umzugehen und ihr Alltagsleben und die Menschen-
rechtsverletzungen, die sie erleiden, auf Bildern festzuhalten. Es 
bietet Führungen im Negev an, mit dem Ziel, ein tiefer gehen-
des Verständnis der staatlichen Politik gegenüber der dort leben-
den arabischen Bevölkerung zu vermitteln. Mit seiner Internet-
seite sowie seinen Newslettern und Berichten versorgt das NCF 
die Öffentlichkeit, politische Entscheidungsträger*innen und an-
dere Interessierte und Betroffene mit präzisen und zuverlässigen 
Informationen. Das NFC hat wiederholt für die Vereinten Natio-
nen sogenannte Schattenberichte über die Zerstörung von Häu-
sern und den Mangel an öffentlicher Infrastruktur in den nicht 
anerkannten Dörfern und über Diskriminierungen im Bereich öf-
fentliche Dienstleistungen erstellt. Darüber hinaus ist das NCF in 
verschiedenen UN-Foren und in anderen Gremien, die sich mit 
den Rechten indigener Bevölkerungsgruppen befassen, mit De-
legierten vertreten.

www.dukium.org
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Achoti – Für Frauen in Israel

Mizrachim – so werden aus Asien und Afrika, vor allem aus ara-
bischen Ländern stammende jüdische Israelis genannt – ma-
chen etwa die Hälfte der jüdischen Bevölkerung in Israel aus, 
doch sie sind von den Machtzentren des Landes häufig aus-
geschlossen. Aufgrund ihrer quantitativen Bedeutung verfügen 
die Mizrachim über großes Potenzial, politische Veränderungen 
herbeizuführen. Das bewiesen sie 1977, als sie den Ausschlag 
für die historische Niederlage der sklerotisch gewordenen Ar-
beitspartei gaben und dem rechten Likud zur Macht verhalfen. 
In einem Essay für unsere Webseite schreibt Zvi Ben-Dor Be-
nite, Mizrachi-Aktivist und Professor für Islamwissenschaften 
an der New York University, dass es für viele Mizrachim attrak-
tiv erscheint, „sich der neuen israelischen Rechten anzuschlie-
ßen, weil damit das Versprechen verbunden ist, endlich völlig in 
das israelische Kollektiv aufgenommen und nicht länger ausge-
grenzt und als minderwertig behandelt zu werden“. 

„Achoti – für Frauen in Israel“ ist hingegen überzeugt davon, 
dass Mizrachim ein progressiver Faktor sein können. Der Ansatz 
dieser im Jahr 2000 gegründeten feministischen Mizrachi-Orga-
nisation besteht darin, einen Ort zu schaffen, wo Frauen unter-
schiedlicher ethnischer und nationaler Herkunft zusammenkom-
men können, um sich gemeinsam für eine gerechtere israelische 
Gesellschaft in wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Hinsicht 
einzusetzen.

Dabei geht es Achoti (Hebräisch für meine Schwester) da-
rum, den vorherrschenden feministischen Diskurs herauszu-
fordern und zu erweitern und eine alternative feministische 
Agenda zu formulieren. Achoti interessiert sich unter ande-
rem für die Schnittstellen von Identität, Nationalität, ethnischer 
Herkunft und Feminismus. Die Organisation stellt Dichotomi-
en und gängige Unterscheidungen infrage, etwa die zwischen 
den Anbieter*innen und Empfänger*innen von Dienstleistungen 
oder zwischen Gebildeten und Ungebildeten. Und sie schafft 
öffentliche Aufmerksamkeit für die Lebensumstände von mar-
ginalisierten Gruppen von Frauen, Mizrachiyot, Palästinense-
rinnen, Frauen aus Äthiopien, russischsprachige Einwanderin-
nen aus der ehemaligen Sowjetunion, Arbeitsmigrantinnen und 
Geflüchtete. Zudem gehört für Achoti die soziale und ökono-
mische Gleichstellung von Frauen ganz oben auf die feministi-
sche Agenda, da dies für sie die Voraussetzung für die Schaf-
fung einer gerechteren Gesellschaft für alle ist. Achoti bemüht 
sich darum, ganz verschiedenen Gruppen von Frauen, die zum 
Teil an den geografischen, politischen, ökonomischen und sozi-
alen Rändern der israelischen Gesellschaft leben, feministische 
Ansichten und Praktiken näherzubringen. Nur so kann die femi-
nistische Bewegung wachsen und vielstimmiger werden.

www.achoti.org.il 

Das Khashabi-Ensemble – neues 
palästinensisches theater in Haifa

Das Khashabi-Ensemble ist eine der aufregendsten neuen Initi-
ativen in der israelischen Kunstszene. Es wurde 2011 von einer 
Gruppe junger palästinensischer Theatermacher*innen gezielt 
nicht in Israels Kulturhauptstadt Tel Aviv, sondern in der nordis-
raelischen Hafenmetropole Haifa gegründet. Die Gruppe bricht 
es mit konventionellen Kunstformen und versteht sich als eine 
Art Labor, wo kreative Prozesse und die Einbeziehung der loka-
len Community, also von Menschen, die in ihrer Mehrheit nor-
malerweise nicht an künstlerischen Produktionen beteiligt sind, 
im Mittelpunkt stehen. In diesem „Theaterlabor“ wird viel im-
provisiert, es werden aber auch Mittel wie Interviews und Studi-
en genutzt und ausgewertet. Daraus entstehen ganz besondere 
Theaterstücke, deren Ziel es ist, die Zusammenarbeit in der Com-
munity und einen kritischen Dialog untereinander zu fördern.

Haifa ist – zusammen mit Nazareth – das wichtigste Zentrum 
der palästinensischen Minderheit in Israel. Haifa ist zudem die 
israelische Stadt, in der die jüdische Mehrheitsgesellschaft und 
die palästinensische Minderheit am stärksten miteinander in Be-
rührung kommen. Dennoch mangelt es auch hier an Möglich-
keiten, sich mit dem gesellschaftlichen und kulturellen palästi-
nensischen Erbe auseinanderzusetzen, dieses zu bewahren und 
noch wichtiger: zu erneuern. In diese Lücke stieß das Ensemble 
und eröffnete nach Jahren ohne eine festes Spielstätte 2015 ein 
eigenes Theater. Der Ort ist Programm: Das in Eigenregie und 
ohne Staatsgelder eröffnete Haus befindet sich in einem histo-
rischen Gebäude aus der osmanischen Ära im heruntergekom-
menen Viertel Wadi Salib in Haifas Unterstadt. Das Mitte des 
18. Jahrhunderts gegründete Wadi Salib war zwei Jahrhunder-
te lang ein wichtiges urbanes Zentrum, bis es während des Krie-
ges von 1948 durch Flucht und Vertreibung entvölkert wurde. In 
diesem Viertel bietet nun die neue Bühne des Khashabi-Ensem-
bles (Khashabi bedeutet Holz oder Bühne) einen Ort, an dem pa-
lästinensische Künstler*innen mit gesellschaftlichen Konventio-
nen spielen und diese auch brechen können, wo sie ihr Publikum 
ständig erweitern und ihre „palästinensische Identität“ erfor-
schen können. Mit dieser Identität beschäftigt sich auch das neu-
este Stück des Khashabi-Ensemble mit dem Titel “Other Places”. 
Es fragt, was Palästina für diejenigen Palästinenser*innen bedeu-
tet, die dort nicht mehr leben, also für die große palästinensi-
sche Diaspora, bestehend aus Millionen von Geflüchteten und 
Exilanten. 

www.khashabi.org
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Stephen-Roth-Institut für die  
Erforschung von zeitgenössischem 
Antisemitismus und Rassismus

Das Stephen-Roth-Institut für die Erforschung von zeitgenös-
sischem Antisemitismus und Rassismus bietet neben wissen-
schaftlichen Erkenntnissen auch eine Plattform, um über Anti-
semitismus und Rassismus, deren Geschichte sowie sozialen, 
institutionellen und kulturellen Hintergründe zu diskutieren. Das 
Hauptaugenmerk des Instituts liegt auf Erscheinungsformen 
dieser Phänomene seit dem Zweiten Weltkrieg.

2017 begann das Roth-Institut mit einem Projekt, in dessen 
Zentrum die Erforschung von Gemeinsamkeiten und Unter-
schieden zwischen zeitgenössischem Antisemitismus und Isla-
mophobie steht. Anhand aktueller Studien wird in diesem Pro-
jekt auch der Frage nachgegangen, inwieweit Antisemitismus 
mit anderen Formen von Vorurteilen zusammenhängt. Ein wei-
teres Ziel ist eine vergleichende Untersuchung von antisemiti-
schen Haltungen unter Muslim*innen und islamophoben Ein-
stellungen von Juden und Jüdinnen – wichtige Themen, die bis 
heute in der Forschung zu wenig Beachtung gefunden haben. 
In diesem Rahmen wird das Projekt auch untersuchen, inwie-
weit Muslim*innen heute den Widerstand gegen Antisemitis-
mus als Modell nutzen können, um politisch gegen Islamopho-
bie vorzugehen.

Die Initiator*innen hoffen, mithilfe dieses auf zwei Jahre an-
gelegten Forschungsprojekts, das mit finanzieller Unterstüt-
zung des Israel-Büros der Rosa Luxemburg Stiftung durchge-
führt wird, nicht nur eine inhaltliche Auseinandersetzung über 
aktuelle Formen von Antisemitismus und Islamophobie zu be-
fördern, sondern auch Aufschluss über gemeinsame historische 
Erfahrungen, Wege und Geschichten von Juden/Jüdinnen und 
Muslim*innen geben zu können. 

humanities1.tau.ac.il/roth/
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Anwesende Abwesende
Der Begriff aus dem israelischen Recht 
(Englisch: present absentees) bezeichnet 
Palästinenser*innen, die nach Ende des Krieges 
von 1948 nicht an ihren Wohnorten waren, sich 
aber innerhalb der Grenzen des neugegründeten 
Staates Israel befanden (im internationalen Recht: 
Internally Displaced Persons [IDPs], deutsch: 
Binnenvertriebene/-flüchtlinge). Dieser Umstand 
traf auf mehr als ein Viertel der nach dem Krieg in 
Israel verbliebenen Palästinenser*innen zu. Trotz 
israelischer Staatsbürgerschaft durften die ‘anwe-
senden Abwesenden’ nicht an ihren Wohnort zu-
rückkehren und wurden – wie andere palästinen-
sische „Abwesende“ – durch Notstandsverord-
nung (1948) und per Gesetz (1950) enteignet. 

Arabisch-Palästinensische 
Minderheit in Israel
Die nach dem Krieg von 1948 auf dem Territori-
um des neugegründeten Staates Israel verbliebe-
nen Palästinenser*innen (ca. 150.000 Menschen, 
einschließlich der ‘anwesenden Abwesenden’) 
erhielten die israelische Staatsbürgerschaft. Sie 
wurden jedoch von 1948 bis 1966 einer Militärre-
gierung unterstellt, wodurch ihre Menschen- und 
Bürgerrechte stark beeinträchtigt wurden. Auch 
nach der formellen Aufhebung der Militärregie-
rung blieben Diskriminierung und fehlende staats-
bürgerliche Gleichheit - bis heute - ein zentrales 
Problem dieser Minderheit, der gegenwärtig fast 
1,8 Millionen Menschen (ca. 20 Prozent der Israe-
lis) angehören.

Aschkenasim
Aschkenasim oder aschkenasische Juden und 
Jüdinnen ist im israelischen Kontext die Be-
zeichnung für aus Europa stammende jüdische 
Menschen.

Begin, Menachem 
(1913 –  1992)
In Brest-Litowsk (heute Weißrussland) geboren, 
führte Begin in den 1940er Jahren die revisionis-
tische paramilitärische Organisation Etzel/Irgun, 
die in Palästina für einen jüdischen Staat kämpf-
te und Anschläge gegen die britische Mandatsre-
gierung und die palästinensische Zivilbevölkerung 
verübte. Nach der Staatsgründung war er als An-
führer der nationalistischen Cherut-Partei fast 30 
Jahre in der Opposition, bis es dem von ihm ge-
führten konservativen Parteienbündnis Likud ge-
lang, die Wahlen 1977 zu gewinnen und damit 
die Vorherrschaft der Arbeiterpartei zu beenden. 
Seine Amtszeit als Premierminister (1977–1983) 
war vor allem mit einer Verbesserung der (wirt-
schaftlichen) Situation der Mizrachim, dem Frie-
densabkommen mit Ägypten (1979), dem israe-
lischen Luftangriff auf einen irakischen Atomre-
aktor (1981) und dem ersten Libanonkrieg (1982) 
verbunden. Angesichts des breiten anhaltenden 
Protests in Israel gegen den Krieg, insbesondere 
infolge des Massakers in Sabra und Schatila, leg-
te Begin 1983 seine Ämter nieder und zog sich 
aus der Öffentlichkeit zurück.

Ben-Gurion, David  
(1886 –  1973)
Der in Polen geborene Ben-Gurion gilt gemeinhin 
als der Gründungsvater Israels. Er war Mitglied 
der zionistischen Bewegung und einer der Grün-
der und Vorsitzender der Histadrut (1920–1935) 
und der Mapai/Arbeiterpartei (gegründet 1930). 
1935 wurde er Vorsitzender der Jewish Agency, 
sowie in 1946 Geschäftsleiter der Zionistischen 
Weltorganisation und somit de facto Oberhaupt 
des Jischuw (die jüdische Bevölkerung in Paläs-
tina vor der israelischen Staatsgründung). Er rief 
im Mai 1948 den Staat Israel aus und wurde des-
sen erster Premierminister. Mit einer Unterbre-
chung (1954–1956) blieb er bis 1963 im Amt.

Gazastreifen
Mit rund 360 Quadratkilometern und einer Bevöl-
kerung von fast 1,9 Millionen Palästinenser*innen 
ist der Gazastreifen eines der am dichtesten be-
siedelten Gebiete der Welt. Er befindet sich an 
der Mittelmeerküste und grenzt im Süden an 
Ägypten und im Norden sowie Osten an Israel.
Der Gazastreifen und die Westbank sind die Ge-
biete des historischen Palästina, die im Krieg von 
1948 nicht Teil des neugegründeten Staates Isra-
el wurden. Nach 1948 befand sich der Gazastrei-
fen, in den sich viele palästinensische Flüchtlinge 
gerettet hatten, unter ägyptischer Kontrolle. Wäh-
rend des Krieges von 1956 eroberte die israeli-
sche Armee den Gazastreifen (und die Sinai-Halb-
insel), musste allerdings aufgrund des internatio-
nalen Drucks wieder abziehen. Im Krieg von 1967 
eroberte Israel den Gazastreifen erneut.
Im Zuge der Oslo-Abkommen wurde die Verwal-
tung des Gazastreifens (mit Ausnahme der bis zu 
deren Aufgabe in 2005 bestehenden israelischen 
Siedlungen und Armeelagera) im Mai 1994 der 
palästinensischen Autonomiebehörde übergeben, 
doch Israel kontrollierte weiterhin und bis heute 
den Luftraum und die Küstengewässer, sowie die 
Grenzübergänge zu Israel.
Nach der Regierungsübernahme durch die Ha-
mas 2007 verschärfte Israel (in Zusammenarbeit 
mit Ägypten) eine Reihe von auferlegten Sankti-
onen und begann eine bis heute andauernde Ab-
riegelung des Gazastreifens, die den Zu- und Aus-
gang von Waren und Personen stark beschränkt 
und zu großer Not unter der Bevölkerung führ-
te. Seit der vollständigen Abriegelung kam es zu 
mehreren bewaffneten Auseinandersetzungen 
zwischen Israel und dem Gazastreifen mit tau-
senden von Toten, zum großen Teil palästinensi-
sche Zivilist*innen, und enormen Zerstörungen 
im Gazastreifen.

Golanhöhen
Israel eroberte das Gros der syrischen Go-
lanhöhen im Krieg von 1967. Von mehr als 
120.000 syrischen (überwiegend drusischen) 
Einwohner*innen verblieben weniger als 7.000 
unter israelischer Herrschaft. Sie erhielten zu-
nächst permanente Aufenthaltsgenehmigungen 
und können seit Ende der 1970er Jahre die israe-
lische Staatsbürgerschaft erhalten. In den 1970er 
Jahren begann die israelische Besiedelung der 
besetzen Golanhöhen, welche dann 1981 annek-
tiert wurden. Die Annexion ist jedoch internatio-
nal nicht anerkannt. Heute leben auf den Golan-
höhen ca. 20.000 Drus*innen und ca. 20.000 jüdi-
sche Siedler*innen.

Hamas
Hamas ist ein Akronym des arabischen Namens 
der palästinensischen islamischen Widerstands-
bewegung, die, inspiriert von den ägyptischen 
Muslimbrüdern, 1987 gegründet und aufgrund 
ihrer Opposition zur PLO zunächst von israeli-
scher staatlicher Seite gefördert wurde. 
Die einst quietistische Hamas, die sich vor allem 
der Islamisierung der palästinensischen Gesell-
schaft widmete, verwandelte sich zunehmend in 
einen Gegenspieler Israels und der PLO, unter an-
derem dadurch, dass sie sich dafür aussprach, 
die besetzten Palästinensergebiete, falls erforder-
lich, auch mit Gewalt zu befreien. Die Hamas er-
kennt Israel nicht an, ist aber zu einem Waffen-
stillstand bereit, falls sich Israel aus den 1967 be-
setzten Gebieten zurückzieht. 2006 beteiligte sich 
die Hamas an den Wahlen der palästinensischen 
Autonomiebehörde und gewann mit 44% der 
Stimmen die Mehrheit der Sitze, was ihr die Re-
gierungsbildung erlaubte. Aufgrund des von den 
USA und der EU ausgeübten Drucks ging die Ha-
mas eine Große Koalition mit der Fatah ein. Die-
se Regierung wurde aber dennoch von den USA 
und der EU finanziell nicht unterstützt, was zu-
sammen mit Spannungen über die Kontrolle der 
Sicherheitsbehörden zu offenen Kampfhandlun-
gen zwischen den Koalitionspartnern führte. Seit-
dem sind die Palästinensergebiete zweigeteilt: 
Die Hamas regiert den Gazastreifen, die Fatah die 
Enklaven in der Westbank, fällige Wahlen finden 
nicht statt. Weder die EU noch die USA unterhal-
ten diplomatischen Kontakt zur Hamas, da sie als 
Terrororganisation einstuft wird.

Herzl, theodor (1860 –  1903)
Herzl war ein österreichisch-ungarischer jüdischer 
Schriftsteller und Journalist. 1896 veröffentlich-
te er unter dem Eindruck der Dreyfus-Affäre das 
Buch „Der Judenstaat. Versuch einer modernen 
Lösung der Judenfrage“. Der Mitinitiator des ers-
ten Zionistischen Weltkongresses (1897 in Basel) 
und erster Präsident der Zionistischen Weltorga-
nisation gilt als zentraler Vordenker und aktiver 
Wegbereiter des Zionismus.

Histadrut
Die Histadrut ist der Dachverband, in dem die 
meisten Gewerkschaften Israels organisiert sind. 
1920 gegründet, war sie ein Hauptpfeiler der zi-
onistisch-sozialistischen Bewegung und wurde 
nach 1948 zu einer der mächtigsten Organisati-
onen in Israel. Sie nahm nicht nur gewerkschaft-
liche Aufgaben wahr (mehr als 80 Prozent der 
Arbeitnehmer*innen wurden von ihr vertreten), 
sondern besaß auch einige der größten Konzerne, 
die größte Bank, die meisten Pensionsfonds und 
die größte Krankenkasse. Im Zuge der (neo-)libe-
ralen Wirtschaftspolitik, die seit den 1980er Jah-
ren von der Regierung verfolgt wird, wurde die 
Histadrut auf ihre gewerkschaftliche Tätigkeit be-
schränkt. Seit 1995 heißt der Dachverband offizi-
ell Neue Histadrut.

Glossar
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Intifada (Erste)
Intifada (arabisch für: abschütteln) bezeichnet 
den Aufstand der palästinensischen Bevölke-
rung in der Westbank (einschließlich Ost-Jerusa-
lem) und dem Gazastreifen gegen die israelische 
Besatzung. Die Erste Intifada begann im Dezem-
ber 1987 und dauerte in unterschiedlicher Inten-
sität bis zur Unterzeichnung der Oslo-Verträge 
1993. Sie war ein spontaner Volksaufstand, der 
nicht durch die im Exil befindliche PLO orches-
triert wurde. Die Mittel des Aufstands reichten 
von zivilem Ungehorsam (Streiks, Graffiti) über 
Steinewerfen (daher die Bezeichnung Intifada 
der Steine), vor allem durch Kinder und Jugend-
liche, bis zum Einsatz von Molotowcocktails. Bei 
dem Versuch, die Intifada mit Gewalt zu been-
den, verletzte die israelische Armee zehntausen-
de Kinder und Jugendliche und tötete über 1.000 
Palästinenser*innen. Die israelische Seite beklag-
te ca. 100 tote Zivilist*innen sowie ca. 60 tote 
Armeeangehörige.

Intifada (Zweite)
Die Zweite Intifada, auch Al-Aqsa-Intifada ge-
nannt, wurde im September 2000 durch den pro-
vokativen Besuch Ariel Scharons auf dem Tem-
pelberg/al-Haram al-Scharif und die gewaltsame 
Unterdrückung palästinensischer Proteste da-
gegen ausgelöst. Anders als in der Ersten Inti-
fada wurde der Aufstand zunehmend durch die 
palästinensischen Parteien orchestriert und mit-
hilfe von Selbstmordattentäter*innen und Waf-
fen geführt, auch innerhalb Israels. Israel setz-
te im Gegenzug mitunter Panzer und die Luft-
waffe ein. Die Gewaltbereitschaft beider Seiten 
führte zu zahlreichen Opfern, nach Schätzungen 
etwa 3.000 Palästinenser*innen und 1.000 Israe-
lis. Die Zweite Intifada wurde offiziell durch das 
in Scharm el-Scheikh geschlossene Abkommen 
zwischen dem palästinensischen Präsidenten 
Mahmoud Abbas und dem israelischen Premier-
minister Ariel Scharon 2005 beendet.

Israelische Landverwaltung
Die israelische Landverwaltung ist eine 1960 ein-
gerichtete Behörde, die das sich in öffentlichem 
Eigentum befindliche Land in Israel (das heißt 
über 90 Prozent des gesamten Landes), verwal-
tet. Gemäß dem „Grundlegenden Gesetz in Be-
zug auf israelisches Land“ (1960) darf das öf-
fentliche Landeigentum nicht veräußert, son-
dern nur verpachtet werden. Dies schließt auch 
vom Jüdischen Nationalfonds erworbenes Land 
ein (ca. 13% des gesamten Landes), das ge-
mäß der Satzung der Organisation nur an jü-
dische Pächter*innen vergeben werden darf. 
Gegen diese Diskriminierung nichtjüdischer 
Staatsbürger*innen legten Menschenrechtsorga-
nisationen 2004 (erfolgreich) Klage beim Obers-
ten Gericht ein. Daraufhin wurde 2009 eine Ge-
setzesreform verabschiedet, wonach die ILA 
durch eine neue israelische Landbehörde abge-
löst und in öffentlichem Eigentum befindliches 
Land schrittweise privatisiert werden soll. 

Knesset
Hebräisch für: Versammlung. Dem israelischen 
Parlament in Jerusalem gehören 120 Abgeord-
nete an, welche nach Verhältniswahlrecht mit ei-
ner Sperrklausel von 3,25 Prozent gewählt wer-
den, wobei sich sowohl einzelne Parteien als auch 
Wahllisten zur Wahl stellen können. Eine Legisla-
turperiode dauert vier Jahre.

Krieg von 1948
Die offizielle israelische Bezeichnung für diesen 
Krieg ist meist Unabhängigkeitskrieg oder Befrei-
ungskrieg; von Palästinenser*innen wird er als 
Nakba (arabisch für: Katastrophe) bezeichnet. Der 
Krieg begann 1947 zwischen jüdischen und pa-
lästinensischen Milizen in Folge des UNO-Tei-
lungsplans. Nach der Gründung des israelischen 
Staates im Mai 1948 beteiligten sich auch regu-
läre Militäreinheiten aus Ägypten, Syrien, dem Li-
banon, Jordanien und dem Irak. Der Krieg endete 
1949 mit einem Waffenstillstand. Die Waffenstill-
standslinien wurden zu Israels international aner-
kannten Grenzen, die im Zusammenhang mit den 
1967 besetzten Gebieten auch als Grüne Linie be-
zeichnet werden.

Krieg von 1967
Die offizielle israelische Bezeichnung für den vom 
5. bis 10. Juni 1967 andauernden Krieg ist meist 
Sechstagekrieg; von arabischer Seite wird er mit-
unter auch als Naksa (arabisch für: Rückschlag) 
bezeichnet. Er fand zwischen Israel auf der ei-
nen und Ägypten, Jordanien und Syrien auf der 
anderen Seite statt, wobei Israel die Sinai-Halb-
insel, die Golanhöhen, den Gazastreifen und die 
Westbank (einschließlich Ost-Jerusalem) erober-
te. Nach der Unterzeichnung des israelisch-ägyp-
tischen Friedensabkommens 1979 räumte Isra-
el den Sinai. Die Besatzung der anderen Gebie-
te besteht fort.

Krieg von 1973
Die offizielle israelische Bezeichnung ist meist 
Jom-Kippur-Krieg; auf arabischer Seite wird er 
meist Oktober-Krieg genannt. Am Jom Kippur, 
dem höchsten jüdischen Feiertag, griffen die Ar-
meen einer von Ägypten und Syrien geführten 
Koalition Israel an und begannen einen Krieg, auf 
den Israel aufgrund einer Fehleinschätzung nicht 
vorbereitet war und der in Israel ein nationales 
Trauma zur Folge hatte.

Militärregierung
Nach der Staatsgründung 1948 erhielt die inner-
halb Israels verbliebene palästinensische Bevöl-
kerung die israelische Staatsbürgerschaft, wur-
de aber einer Militärregierung unterstellt. In die-
sem Zusammenhang wurden „Sperrzonen“ 
errichtet: Ortschaften und Stadtviertel, in de-
nen Palästinenser*innen wohnten, sowie rela-
tiv dünnbesiedelte Gebiete, insbesondere im Ne-
gev. Palästinenser*innen, die außerhalb dieser 

„Sperrzonen“ lebten, wurden in eine solche ge-
bracht. Die „Sperrzonen“ unterstanden der isra-
elischen Armee und wurden von der Militärre-
gierung mittels Kriegsrecht, das zumeist auf den 
von der britischen Mandatsregierung 1945 er-
lassenen Verteidigungs-(Notstands-)Verordnun-
gen beruhte, verwaltet. Die palästinensischen 
Staatsbürger*innen durften die ihnen zugeteil-
te „Sperrzone“ nur mit Sondergenehmigung ver-
lassen, und auch andere zentrale Grundrech-
te, etwa das Recht auf richterliche Anhörung und 
Gerichtsverfahren bei Inhaftierung, waren für 
sie aufgehoben. Die Militärregierung endete for-
mell 1966.

Mizrachim
Mizrachim (hebräischen plural für: orientalisch) ist 
die Bezeichnung für aus Asien und Afrika stam-
mende jüdische Israelis, wobei die meisten von 
ihnen aus arabischen und muslimischen Ländern 
eingewandert sind. Die Bezeichnung Mizrachim 
wird in Abgrenzung zu den aus Europa stammen-
den Aschkenasim verwendet.

Nakba
Nakba (arabisch für: Katastrophe) bezeichnet 
die Ereignisse im Rahmen des Krieges von 1948 
(1947–1949) und deren Folgen. Der neu ge-
gründete israelische Staat beherrschte 77 Pro-
zent des historischen Palästina, mehr als 10.000 
Palästinenser*innen kamen während der Kampf-
handlungen ums Leben, mehr als 500 Städte und 
Dörfer wurden zerstört bzw. entvölkert, und mehr 
als 700.000 Palästinenser*innen, das heißt mehr 
als die Hälfte der palästinensischen Bevölkerung 
im historischen Palästina bzw. ca. 80 Prozent der 
PalästinenserInnen, die vor dem Krieg in Gebie-
ten gelebt hatten, die sich nach Kriegsende inner-
halb der international anerkannten Grenzen Isra-
els befanden, wurden zu Flüchtlingen. Ihr in Isra-
el befindliches Eigentum wurde vom israelischen 
Staat konfisziert.

Oslo-Abkommen
Zwei aufeinanderfolgende Abkommen zwischen 
der israelischen Regierung und der PLO: das 
1993 in Washington unterzeichnete „Oslo I“ so-
wie das 1995 in Taba unterzeichnete „Oslo II“. Im 
Rahmen der Abkommen erkannte Israel die PLO 
als Verhandlungspartner an und Teile der besetz-
ten Palästinensergebiete wurden der begrenz-
ten Selbstverwaltung durch die zu diesem Zweck 
geschaffene Palästinensische Autonomiebehör-
de unterstellt. Zentrale Fragen sollten in späte-
ren Verhandlungen geklärt werden, darunter der 
Grenzverlauf zwischen Israel und dem palästinen-
sischen Gemeinwesen (dessen Status noch zu 
definieren ist), die Zukunft der israelischen Sied-
lungen in den besetzten Gebieten, die Zukunft 
von Jerusalem, das Ausmaß der Kontrolle und 
Präsenz der israelischen Armee in den palästinen-
sischen Autonomiegebieten sowie das Recht auf 
Rückkehr der palästinensischen Flüchtlinge.

Ost-Jerusalem
Am Ende des Krieges von 1948 (1947–1949) teil-
te die Waffenstillstandslinie die Stadt: West-Je-
rusalem wurde Teil von Israel und Ost-Jerusalem 
(einschließlich der Altstadt) Teil der von Jordani-
en beherrschten Westbank. Während des Krie-
ges von 1967 eroberte Israel die Westbank (ein-
schließlich Ost-Jerusalem), Ende Juni 1967 er-
weiterte Israel das Stadtgebiet (West-)Jerusalems 
über Ost-Jerusalem und umliegende Ortschaf-
ten hinaus, wodurch dieses Territorium (nach is-
raelischem Recht) Teil des israelischen Staatsge-
biets wurde – was international nicht anerkannt 
ist. Die palästinensischen Bewohner*innen er-
hielten „permanente Aufenthaltsgenehmigun-
gen“. Mit Ausnahme des jüdischen Viertels in der 
Altstadt konzentrierte sich der israelische Sied-
lungsbau zunächst auf einen äußeren Gürtel, der 
Ost-Jerusalem von der übrigen Westbank trennt. 
Seitdem dieser fast geschlossen ist, wird nun in-
tensiver im Innern, einschließlich der palästinen-
sischen Viertel, gebaut. 1980 verabschiedete die 
Knesset das Jerusalem-Gesetz, wonach Jerusa-
lem „die ewige, vereinigte und unteilbare Haupt-
stadt Israels“ sei. Die VN-Sicherheitsratsresoluti-
on 478 erklärte das Gesetz nach internationalem 
Recht für nichtig. Die Oslo-Abkommen verschärf-
ten die Notlage der palästinensischen Bevölke-
rung Ost-Jerusalems: Neben dem Druck durch 
den israelischen Siedlungsbau und den fehlenden 
Baugenehmigungen für Palästinenser*innen, den 
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extrem schlechten Infrastruktur- und Bildungsein-
richtungen, der sehr mangelhaften Gesundheits-
versorgung sowie anderen Formen der Diskrimi-
nierung wurde infolge der Abkommen eine starke 
Beschränkung des Personen- und Warenverkehrs 
zwischen Ost-Jerusalem und den übrigen Teilen 
der Westbank institutionalisiert. Die Oslo-Abkom-
men regeln den Status Ost-Jerusalems nicht. Von 
palästinensischer Seite wird gefordert, dass Ost-
Jerusalem die Hauptstadt des zu errichtenden pa-
lästinensischen Staates wird. 

Palästinensische 
Befreiungsorganisation (PLO)
Die Dachorganisation verschiedener palästinen-
sischer Organisationen (unter denen die 1959 ge-
gründete Fatah – Akronym des arabischen Na-
mens der Palästinensischen Nationalen Befrei-
ungsbewegung – die größte ist) wurde 1964 in 
Kairo gegründet und trat für den bewaffneten 
Kampf gegen Israel ein. 1974 wurde die PLO auf 
der Konferenz der Arabischen Liga als einzig legi-
time Vertretung des palästinensischen Volkes an-
erkannt und erhielt Beobachterstatus in der VN. 
Als Jordanien 1988 weitgehend auf seinen Herr-
schaftsanspruch auf die Westbank verzichtete, 
verabschiedete der Palästinensische Nationalrat, 
ein zentrales Organ der PLO, die Palästinensische 
Unabhängigkeitserklärung, in der der palästinen-
sische Staat ausgerufen und Israel in den Gren-
zen, wie sie vor dem Krieg von 1967 bestanden 
hatten, de facto anerkannt wurde. Mit den Oslo-
Abkommen erkannte die PLO Israel dann formell 
an, und Israel wiederum erkannte die PLO als Ver-
tretung des palästinensischen Volkes an. Die im 
Rahmen der Oslo-Abkommen entstandene Pa-
lästinensische Autonomiebehörde ist kein Teil der 
PLO, jedoch besteht eine Personalunion: Jassir 
Arafat (1929–2004), der die PLO seit 1969 führte, 
stand der Autonomiebehörde vor, wie auch sein 
Nachfolger Mahmoud Abbas (Abu Mazen).

Rabin, Jitzchak (1922 –  1995)
In Jerusalem geboren, schloss sich Rabin 1941 
der zionistischen paramilitärischen Untergrund-
organisation in Palästina an, dessen Stabschef 
er 1947 wurde. In der neugegründeten israeli-
schen Armee wurde er hochrangiger Offizier, ab 
1964 Stabschef. Nach dem Krieg von 1967 wur-
de er Israels Botschafter in den USA, 1973 Mit-
glied der Knesset (Arbeitspartei), 1974 Premiermi-
nister. 1977 trat er angesichts eines Finanzskan-
dals zurück. Zwischen 1984 und 1990 diente er 
als Verteidigungsminister in mehreren Großen-
Koalitionsregierungen. In dieser Funktion gab er 
während der Ersten Intifada den Befehl, den auf-
ständigen Palästinenser*innen „die Knochen zu 
brechen“. 1992 wurde er erneut Premierminister 
und als solcher unterzeichnete er die Oslo-Verträ-
ge (1993, 1995), für die er mit Jassir Arafat und 
Schimon Peres den Friedensnobelpreis erhielt, 
sowie das israelisch-jordanische Friedensabkom-
men (1994). Am 4. November 1995 wurde Rabin 
im Kontext einer Hetzkampagne gegen die Oslo-

Verträge von einem Rechtsextremen ermordet.

Siedlungen
Der Begriff bezeichnet die für jüdische Israelis er-
richteten Ortschaften oder Stadtviertel in den 
1967 eroberten und daraufhin besetzten Gebieten. 
2014 lebten ca. 350.000 Siedler*innen in 125 von 
der israelischen Regierung genehmigten Siedlun-
gen und in ca. 100 nicht genehmigten, aber mit 
staatlicher Hilfe gebauten sogenannten Outposts 
in der Westbank. Hinzu kommen etwa 200.000 
Siedler*innen im besetzten Ost-Jerusalem. Die 
Siedlungen gelten als der Hauptgrund für das 
Scheitern von Friedensverhandlungen zwischen 
Israel und den Palästinenser*innen. 

Siedlungsblöcke
Dieser Begriff wurde insbesondere in den Ver-
handlungen im Rahmen des Oslo-Prozesses ver-
wendet. Er bezeichnet Teile der 1967 besetzten 
Gebiete, in denen zahlreiche israelische Siedlun-
gen relativ dicht beieinanderliegen. In den Ver-
handlungen wurde von israelischer Seite argu-
mentiert, dass aufgrund der dichten Besiedlung 
diese „Blöcke“ auch im Rahmen eines Friedens-
abkommens mit den Palästinenser*innen nicht 
geräumt werden könnten und ein Teil des israeli-
schen Staatsgebiets werden sollten. 

Westbank
Die Westbank, auf Deutsch auch Westjordan-
land genannt, ist ein fast 5.900 Quadratkilome-
ter großes Gebiet, in dem heute ca. 2,8 Millio-
nen Palästinenser*innen sowie etwa 550.000 isra-
elische Siedler*innen leben. Im Norden, Westen 
und Süden grenzt die Westbank (zu der auch Ost-
Jerusalem gehört) an Israel und im Osten, entlang 
des Jordan-Flusses, an Jordanien. Die Westbank 
und der Gazastreifen sind die Gebiete von Pa-
lästina, die im Krieg von 1948 nicht Teil des neu-
gegründeten Staates Israel wurden. Nach dem 
Krieg von 1948 stand die Westbank unter jorda-
nischer Kontrolle und wurde 1950 von Jordanien 
annektiert (was allerdings international kaum an-
erkannt wurde). Im Krieg von 1967 eroberte Israel 
unter anderem auch die Westbank, deren Besat-
zung bis heute fortbesteht. 

Zweistaatenlösung
In der Debatte um den israelisch-palästinensi-
schen Konflikt bezeichnet die Zweistaatenlösung 
die Konzeption, wonach Israel die 1967 besetzten 
Gebiete räumt und sich in seine international an-
erkannten Grenzen zurückzieht, während im Ga-
zastreifen und in der Westbank ein palästinensi-
scher Staat entsteht – mit oder ohne etwaigen 
Gebietsaustausch.

Verfasserin: Ursula Wokoeck Wollin
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